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2023/70

Der Staat sorgt für uns –
wie lange noch?

K ein Zweifel: Die letzten Jahre haben unerwartete He-
rausforderungen gebracht, nicht nur durch die Folgen

einer beispiellosen Pandemie, des (noch immer unfassba-
ren) russischen Angriffskriegs auf die Ukraine und die da-
durch ausgelösten Wirrungen auf den Energiemärkten und
Störungen von Lieferketten, sondern auch durch eine seit
vielen Jahrzehnten nicht mehr erlebte Inflation.

Der Ruf nach staatlichen Förderungen war angesichts
dieser multiplen Krisen klar verständlich. Gerade zu Beginn
der Pandemie war rasche und unbürokratische Hilfe gebo-
ten.

Über die Abwicklung einiger Corona-bedingter Förde-
rungen kann man nun trefflich streiten: War es wirklich
zweckmäßig, diese ausgelagerten Rechtsträgern wie der CO-
FAG zu übertragen und über zivilrechtliche Förderungsver-
träge zu regeln? Die nachprüfende Kontrolle zB des Rech-
nungshofs kommt hier jedenfalls zu einem sehr ernüchtern-
den Ergebnis.

Aber auch die Rechtsdurchsetzung für Unternehmen,
deren Förderungsanträge aus ihrer Sicht zu Unrecht abge-
lehnt wurden, ist damit sehr erschwert. Diese müssen den
ordentlichen Rechtsweg beschreiten und Klagen bei Gericht
einbringen, für die der Staat auch noch eine üppige Pau-
schalgebühr einhebt.

Ohne die staatliche Unterstützung funktionieren aber
diese Förderungsverfahren offenbar gar nicht: Warum wäre
es sonst nötig gewesen, die Finanzämter mit der Prüfung
der Anträge zu beauftragen? Sie agieren aber nicht behörd-
lich, sondern „nur“ als Gutachter. Das Ergebnis bleibt aus
Sicht des Förderungswerbers gleich: Kommt das Finanzamt
zum Ergebnis, dass die Förderungsvoraussetzungen nicht
erfüllt sind, wird der Antrag von der COFAG abgelehnt
und der zivilrechtliche Förderungsvertrag kommt nicht zu-
stande.

Abseits dieser Rechtsthemen: Wie lange werden wir uns
diese Großzügigkeit der Förderungsvergabe per „Gießkan-
ne“ noch leisten können? Welche Krise kommt nach der
Energie-Krise, der bereits mehrere Phasen von Energiekos-

tenzuschüssen ge-
folgt sind? Wollen
wir in einem bereits
sehr regulierten Mie-
tenmarkt noch zusätzliche Mietenbremsen einführen? Wie
viele Hilfspakete können wir tatsächlich noch verkraften?
Wie können wir in Zukunft kollektives Anspruchsdenken
vermeiden (von manchen bereits als „Vollkasko-Mentali-
tät“ bezeichnet)?

Wie finden wir schließlich zu einem ausgeglichenen
Budget-Pfad zurück? Im Jahr 2022 verzeichnete die Repub-
lik Österreich (somit wir alle) 111,4 Mrd Euro an Ausgaben
(das war ein Plus von 7,4 Mrd Euro gegenüber dem „Coro-
na-Krisenjahr“ 2021), während die (durch Inflation auch
erhöhten) Einnahmen 105,2 Mrd Euro betrugen. Der Zin-
sendienst ist bereits deutlich angestiegen und wird den Bud-
get-Spielraum zukünftig stärker einengen. Die Zeit des „bil-
ligen“ Gelds ist vorerst vorbei.

All diese Fragen sollten uns (und werden noch nachfol-
gende Generationen) viel mehr als bisher beschäftigen:
Schließlich müssen die jetzt aus diesen vielen Anlässen zu-
sätzlich aufgenommenen Staatsschulden nicht nur laufend
finanziert, sondern einmal auch zurückbezahlt werden.

Die Devise lautet daher: Den Staat verschlanken und
entbürokratisieren, Staatsaufgaben abbauen, eine echte Ver-
waltungsreform mit Reduzierung der Verwaltungsebenen,
Steuern senken – und direkte Transferleistungen denen zu-
kommen lassen, die sie wirklich brauchen!

ARMENAK UTUDJIAN
Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
(ÖRAK)
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URSULA KOCH (UK)
ÖRAK, Genereal-
sekretär-Stellvertreterin

Selbständigenvorsorge
Im Rahmen eines Optionen-Modells können Sie sich inner-
halb eines Jahres nach der Eintragung in die Liste der
Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen oder in die Liste
der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte und
Rechtsanwältinnen für eine Einbeziehung in das Betriebli-
che Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz
(BMSVG) entscheiden. Hierzu ist der Abschluss eines Bei-
trittsvertrags mit einer Betrieblichen Vorsorgekasse
(BV-Kasse) notwendig. Nach Verstreichen der Ein-Jahres-
frist ist der Abschluss eines Beitrittsvertrags nicht mehr
möglich.

Mit folgenden BV-Kassen kann ein Beitrittsvertrag abge-
schlossen werden (§ 70 BMSVG):
• Allianz Vorsorgekasse AG
• APK Vorsorgekasse AG
• BONUS Vorsorgekasse AG
• fair-finance Vorsorgekasse AG
• Niederösterreichische Vorsorgekasse AG
• Valida Plus AG
• VBV – Vorsorgekasse AG
Die Höhe des Beitrags beträgt 1,53% der GSVG-Höchstbei-
tragsgrundlage. Der Beitrag wird in Form eines Jahresbei-
trags von der BV-Kasse vorgeschrieben. Sie können den ge-
leisteten Beitrag als Betriebsausgabe steuerlich absetzen.

UK

Sonderpauschalvergütung – § 16 Abs 4
RAO
Werden Sie in einem Verfahren als Verfahrenshelfer inner-
halb eines Jahres an mehr als zehn Verhandlungstagen oder
insgesamt zu mehr als 50 Verhandlungsstunden tätig, haben
Sie für die darüber hinausgehenden Leistungen einen An-
spruch auf angemessene Vergütung. Für die ersten zehn
Verhandlungstage oder 50 Verhandlungsstunden erfolgt
die Vergütung im Rahmen der ordentlichen Pauschalvergü-
tung.

Anträge auf Sonderpauschalvergütung für Leistungen,
die im Jahr 2022 erbracht wurden, sind – bei sonstigem
Ausschluss!! – spätestens bis zum 31. 3. 2023 bei der zu-
ständigen Rechtsanwaltskammer einzubringen.

Bitte beachten Sie, dass Anträge auch dann zu stellen
sind, wenn das jeweilige Verfahren noch nicht abgeschlos-
sen ist.

UK

ÖRAK in den sozialen Medien
Ab sofort ist der ÖRAK auch in den sozialen Medien ver-
treten. Sie finden uns auf folgenden Plattformen:

ÖRAK auf LinkedIn

ÖRAK auf Facebook

ÖRAK auf Instagram

Abonnieren Sie jetzt gleich unsere Kanäle, um immer auf
dem Laufenden zu bleiben.
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Baumwolltasche Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Navy, 2-seitig „Immer an Ihrer Seite!“ sowie „Wir lassen Sie nicht hängen!“
mit Logo „Die österreichischen Rechtsanwältinnen“ bzw „Die österreichi-
schen Rechtsanwälte“, 35x39x13,5cm, Träger: 58cm, 100% Baumwolle
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Manner-Schnitten Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
2 knusprige Waff eln gefüllt mit Haselnusscreme mit beidseitiger Banderole  
„Bevor es Brösel gibt...“ und „Sollten Sie mal Brösel  haben...“ mit R-Logo, 
ca. 15 g

0,50

Bonbons Füllmenge Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
Bonbon im Flowpack aus blauer Folie, 
Aufdruck „Fruchtgenuss“ mit R-Logo, 
Fruchtmix (Zitrone, Orange, Apfel, Kirsche und Cassis), 
vegan

½ kg 17,00

1 kg 32,00

Kugelschreiber Ausführung Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
Kunststoff -Kugelschreiber 
Weiß, mit Aufdruck
Metall-Kugelschreiber 
Weiß, mattes Dreikantgehäuse mit Aufdruck

Kunststoff 1,00

Metall 3,80

„R“-Pin mit Magnetverschluss Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
R-Logo ausgestanzt als Pin 
mit Magnetverschluss 
ø ca 19 mm

2,50

Lanyard zweiseitig Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Blau-weiß, Karabiner, Logoaufdruck, L(ohne Karabiner)=44 cm 
Aufdruck blaue Seite „Wir sprechen für Ihr Recht“
Aufdruck weiße Seite „www.rechtsanwaelte.at“

1,50

Stockschirm mit Holzgriff  & Kunstlederdetail Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Stockschirm, marineblau, 
Fiberglas, tefl onbeschichtet, mit Aufdruck
Ø 115 cm

20,00

Notizbücher Format Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
100 Blatt, Hardcover kratzfest laminiert, Kern kariert, 
gelocht und perforiert, mit Leseband und Kapitalband A5 8,90

A4 9,90

Haftnotizblock Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß, mit Aufdruck 
Maße 100x72 mm 
50 Blatt

1,75

Schreibblock Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß, mit Aufdruck
DIN A4, 50 Blatt kopfgeleimt 2,00

Aufkleber Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Logo
Maße: 12 x 3 cm 1,00

USB-Stick Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Sonderform R-Logo in 3D, 
64 GB Datenvolumen, USB 2.0 8,50

GESAMT zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung Preis €
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

§§ 1, 14 UWG

2023/71

Zur Aktivlegitimation für lauterkeitsrechtliche
Ansprüche
1. Gem § 14 Abs 1 UWG kann der Anspruch auf Unterlas-
sung unter anderem von jedem Unternehmer, der Waren
oder Leistungen gleicher oder verwandter Art herstellt oder
in den geschäftlichen Verkehr bringt (Mitbewerber), gel-
tend gemacht werden.
2. Ob ein Wettbewerbsverhältnis besteht, ist nach der Ver-
kehrsauffassung zu beurteilen. Für das Vorliegen eines
Wettbewerbsverhältnisses ist erforderlich, dass die angebo-
tenen Waren und Dienstleistungen solch verwandter Art
sind, dass sie sich eignen, das gleiche Verkehrsbedürfnis
zu befriedigen. Die Dienstleistungen müssen sich daher ge-
genseitig substituieren oder im Absatz behindern können.
3. Der Annahme eines Wettbewerbsverhältnisses steht nicht
entgegen, dass die Betätigungsgebiete zweier Unternehmen
nicht zur Gänze zusammenfallen, die jeweiligen Angebote
also nur teilkongruent sind. Die Geschäftsbetriebe zweier
Unternehmen müssen nicht in der Hauptsache überein-
stimmen; es genügt, wenn dies teilweise der Fall ist, die
Kreise einander also schneiden.
4. Ein Wettbewerbsverhältnis ist ferner dann anzunehmen,
wenn sich die beteiligten Unternehmer an einen im We-
sentlichen gleichartigen Abnehmerkreis wenden, also um
denselben Kundenkreis bemühen. Es genügt zur Begrün-
dung einer Mitbewerbereigenschaft, wenn sich der Kunden-
kreis auch nur zum Teil oder lediglich vorübergehend über-
schneidet oder sich bei Vorbereitungswettbewerbshandlun-
gen künftig überschneiden wird. Ein Wettbewerbsverhält-
nis kann nach stRsp auch erst durch die beanstandete
Handlung selbst begründet werden (Ad-hoc-Wettbewerbs-
verhältnis). Dafür genügt es, dass sich der Verletzer in ir-
gendeiner Weise zum Betroffenen in Wettbewerb stellt.
OGH 22. 11. 2022, 4 Ob 33/22 i JusGuide 2023/01/
20666. US

§ 54 MarkSchG

2023/72

Zum Keyword Advertising iZm dynamischen
Suchanzeigen
1. Wenn eine Markenrechtsverletzung im Betrieb eines Un-
ternehmens von einem Bediensteten oder Beauftragten be-
gangen wird, kann der Unternehmensinhaber gem § 54
Abs 1 MarkSchG auf Unterlassung geklagt werden.
2. Die markenrechtliche Unternehmerhaftung erweitert den
Kreis der Unterlassungsverpflichteten auf Inhaber von Un-
ternehmen, die die markenverletzenden Handlungen nicht
selbst begangen haben, sofern die Verletzungshandlungen
im Betrieb des Unternehmens von einem Bediensteten oder
Beauftragten erfolgt sind.

3. Zwar ist ein Unternehmer im Allgemeinen nicht ver-
pflichtet, seine Beziehungen zu Dritten so zu gestalten, dass
er auf deren Verhalten rechtlichen Einfluss nehmen kann;
das gilt aber nicht, wenn er diese Dritten in einer von ihm
veranstalteten Werbeaktion als Werbeträger nutzt und sie
so in seine Interessenverfolgung eingliedert.
4. Nach der Rsp des OGH zum Keyword Advertising greift
die durch die Verwendung einer Marke oder eines Marken-
bestandteils als Schlüsselwort generierte Werbung eines
Dritten in die Rechte des Markeninhabers nur dann nicht
ein, wenn aus dieser Werbung in einer Gesamtbetrachtung
für einen normal informierten und angemessen aufmerksa-
men Internetnutzer leicht zu erkennen ist, dass die in der
Anzeige beworbenen Waren oder Dienstleistungen weder
vom Inhaber der Marke noch von einem mit ihm wirt-
schaftlich verbundenen Unternehmen stammen.
5. Der BGH hat zur Werbung mit Google – ohne dynami-
sche Suchanzeige – bereits ausgesprochen, dass der Um-
stand, wonach der Aufruf einer Internetseite von Google
durchgeführt worden ist, einer dadurch bewirkten etwaigen
Markenverletzung nicht entgegensteht, weil Google inso-
weit im Auftrag des Werbenden tätig geworden ist und da-
her als dessen Beauftragter iSd § 14 Abs 7 dMarkenG ge-
handelt hat.
6. Ein Unternehmen, das in einer bestimmten Zeile seiner
Internetseite, von der es weiß, dass Google auf die dort an-
gegebenen Wörter zugreift, zusammen mit seiner Produkt-
kennzeichnung eine Bezeichnung angibt, die mit der Marke
eines Dritten verwechselbar ist, ist markenrechtlich dafür
verantwortlich, dass Google diese Kennzeichen zusammen
als Treffer anführt.
7. Nichts anderes gilt hier für das Tätigwerden von Google
aufgrund eines Auftrags der Bekl, Werbemaßnahmen mit
dynamischen Suchanzeigen zu gestalten. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Markenrechtsverletzung durch Google
nicht nur „gelegentlich“ seiner Tätigkeit ohne inneren Zu-
sammenhang zum von der Bekl erteilten Werbeauftrag ge-
schehen, sondern – auch wenn die konkrete Funktionsweise
der eingesetzten Algorithmen nicht bekannt sein mag – der
auftraggebenden Bekl zuzurechnen.
OGH 22. 11. 2022, 4 Ob 134/22 t JusGuide 2022/02/
20681. US

§ 83 GmbHG; §§ 877, 1478, 1479, 1486 ABGB

2023/73

Zur Verjährung von Rückersatzansprüchen nach § 83
Abs 1 GmbHG
1. Ansprüche der GmbH auf Rückersatz nach § 83 Abs 1
GmbHG verjähren gem Abs 5 leg cit in fünf Jahren, sofern
sie nicht beweist, dass der Ersatzpflichtige die Widerrecht-
lichkeit der Zahlung kannte. Nach stRsp konkurriert der
Rückforderungsanspruch nach § 83 GmbHG aber mit der
Rückforderung von verbotswidrigen Leistungen nach allge-
meinem Bereicherungsrecht. Die Privilegierung des Emp-
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fängers einer Leistung, der von deren Verbotswidrigkeit
keine Kenntnis hat, im § 83 Abs 5 GmbHG schlägt nicht
auf das allgemeine Bereicherungsrecht durch.
2. Zwar hat der OGH bereits in mehreren Entscheidungen
allgemein ausgesprochen, dass auf die auf Rückforderung
der verbotswidrigen Leistungen gerichtete Kondiktion –

aufgrund der gebotenen selbständigen verjährungsrechtli-
chen Beurteilung der konkurrierenden Anspruchsgrundla-
gen – die lange Verjährungszeit von 30 Jahren (§§ 1478f
ABGB) zur Anwendung gelangt.
3. Allerdings geht aus der Rsp zur dreijährigen Verjährung
der bereicherungsrechtlichen Rückforderung von Bestand-
zinsen in analoger Anwendung von § 27 Abs 3 MRG und
§ 5 Abs 4 KlGG deutlich hervor, dass auf die in Rede ste-
hende Kondiktion das allgemeine Verjährungsregime des
ABGB und damit nur grundsätzlich die 30-jährige Regelver-
jährung analog anzuwenden sind.
4. Zu prüfen ist vor Anwendung der allgemeinen 30-jähri-
gen Verjährungsfrist nämlich stets, ob der in Frage stehende
Rückforderungsanspruch nicht unter einen besonderen ge-
setzlichen Tatbestand fällt, der eine kurze Verjährungsfrist
vorsieht.
5. Dabei kommen nicht nur solche Bestimmungen in Frage,
die die Verjährung bestimmter Ansprüche ausdrücklich be-
sonders regeln; vielmehr ist auch die analoge Anwendung
solcher Vorschriften in Betracht zu ziehen. Ausgehend da-
von verfolgt die jüngere Rsp mittlerweile in Ansehung der
Verjährung von Kondiktionsansprüchen – im Einklang mit
den auch in Deutschland anerkannten Grundsätzen – einen
differenzierenden Ansatz, demzufolge die Verjährung ana-
log nach der Art des Anspruchs zu beurteilen ist, an dessen
Stelle die Kondiktion tritt.
OGH 18. 11. 2022, 6 Ob 112/22x JusGuide 2022/52/
20653. US

§§ 880a, 914, 915, 1346, 1347 ABGB

2023/74

Zur Auslegung von Patronatserklärungen
1. Der Begriff der Patronatserklärung ist als Mittel der Kre-
ditsicherung eine Sammelbezeichnung für eine Vielzahl von
Erklärungen einer vom Kreditnehmer verschiedenen, zu
diesem jedoch regelmäßig in einem Naheverhältnis stehen-
den Person, dem Patron, die einen unterschiedlichen Inhalt
haben können.
2. Nach der Rsp ist zwischen „harten“ und „weichen“ Patro-
natserklärungen zu unterscheiden, wobei der konkrete In-
halt der (allenfalls) bestehenden Verpflichtung durch Aus-
legung zu ermitteln ist.
3. Nur die „harte“ Patronatserklärung hat klare Konturen.
Sie ist durch die Übernahme der Verpflichtung gekenn-
zeichnet, den Schuldner – regelmäßig eine Tochtergesell-
schaft – so auszustatten, dass er seine Schulden beim Kre-
ditgeber zurückzahlen kann.

4. Hingegen können „weiche“ Patronatserklärungen einer-
seits unverbindliche Äußerungen sein, andererseits aber
auch rechtlich verbindliche Handlungszusagen; liegt eine
solche Handlungspflicht vor, kann deren Verletzung Scha-
denersatzansprüche auslösen.
5. Ist der objektive Aussagewert der Patronatserklärung
zweifelhaft, ist ihr rechtlicher Gehalt nach den Auslegungs-
regeln der §§ 914f ABGB zu ermitteln. Hierbei ist ausge-
hend vom Wortsinn der Erklärung die dem Erklärungsgeg-
ner erkennbare Absicht des Erklärenden entscheidend.
6. Zur Ermittlung dieser Absicht sind alle den Vertragsab-
schluss begleitenden Umstände, insb die sonstigen Erklä-
rungen der Parteien, heranzuziehen. Wie eine Willenserklä-
rung im Einzelfall aufzufassen ist, lässt sich jeweils nur nach
den besonderen Umständen des Einzelfalls beurteilen.
OGH 18. 11. 2022, 6 Ob 204/22a JusGuide 2022/52/
20654. US

§ 39 GewO; § 879 ABGB; § 15 GmbHG

2023/75

Zur Entlohnung eines gewerberechtlichen
Geschäftsführers
1. § 39 Abs 2 und 3 GewO verlangt vom gewerberechtlichen
Geschäftsführer, sich im Betrieb „entsprechend zu betäti-
gen“, worunter nach der Rsp eine Tätigkeit zu verstehen
ist, die es dem Geschäftsführer ermöglicht, die gewerbe-
rechtliche Tätigkeit des Betriebs ausreichend zu beobachten
und zu kontrollieren.
2. Maßgebend dafür ist die Beurteilung, ob eine nach den
Verhältnissen im Betrieb, insb der Art und dem Umfang
des Betriebs bzw der Betriebsanlage und den persönlichen
Verhältnissen des Geschäftsführers, ausreichende (Kon-
troll-)Tätigkeit des gewerberechtlichen Geschäftsführers
vorliegt.
3. Eine GmbH, die sich eines Geschäftsführers bedient, der
zwar die sonst für die Ausübung des Gewerbes vorgeschrie-
benen persönlichen Voraussetzungen mitbringt, sich aber
nicht entsprechend im Betrieb betätigt, weil ihn die GmbH
vertraglich von dieser Tätigkeit befreit hat, verstößt gegen
diese Norm.
4. Nach stRsp verlangt der Normzweck des § 39 Abs 3
GewO – nämlich die Sicherung der Allgemeinheit und be-
sonders der mit der GmbH abschließenden Besteller vor
den nachteiligen Folgen des Fehlens eines sich entspre-
chend im Betrieb betätigenden gewerberechtlichen Ge-
schäftsführers – die Nichtigkeit einer Vereinbarung, mit
der das Fehlen einer gewerberechtlichen Erlaubnis oder
Konzession durch ein vorgetäuschtes Anstellungs- oder
sonstiges Beschäftigungsverhältnis ausgeglichen bzw um-
gangen werden soll.
5. Die Nichtigkeit der Vereinbarung, nur seine Gewerbebe-
rechtigung ohne tatsächliche Betätigung im Geschäftsbe-
trieb zur Verfügung zu stellen, wurde wegen Vorliegens ei-
ner solchen Umgehung auch angenommen, wenn aus deren
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Anlass eine Bestellung zum handelsrechtlichen Geschäfts-
führer einer GmbH nur deshalb erfolgte, um formal die ge-
werberechtlichen Bestellungsvoraussetzungen eines gewer-
berechtlichen Geschäftsführers zu erfüllen.
6. Ein Anspruch auf das für die „Zurverfügungstellung der
Gewerbeberechtigung“ ohne entsprechende Betätigung im
Betrieb vereinbarte Entgelt besteht in diesen Fällen nicht.
OGH 18. 11. 2022, 6 Ob 182/22s JusGuide 2022/52/
20655. US

§ 345 Abs Z 1 StPO (§ 345 Abs 2 StPO)

2023/76

Unaufmerksame Richter
Ablenkung durch Tätigkeiten abseits des Verhandlungsge-
schehens bedeutet nicht eo ipso mangelndes „Beiwohnen“.
Zudem führt nicht schon die Tatsache einer solchen Unauf-
merksamkeit, sogleich gerügt (§ 345 Abs 2 StPO) und mit
NB (zulässigerweise) geltend gemacht, zur UAufhebung.
Der (behauptete) Besetzungsmangel wird jedenfalls beho-
ben, wenn der Geschworene – infolge der diesbzgl Rüge
(§ 345 Abs 2 StPO) des Verteidigers – vom Vorsitzenden
dazu ermahnt wird, dem Gang der Verhandlung zu folgen,
und das während seiner Unaufmerksamkeit Geschehene
durch Abspielen einer Tonaufnahme der betreffenden Ver-
nehmung wiederholt wird
OGH 22. 6. 2022, 13 Os 13/22 v (LG Linz 12 Hv 18/21w)
EvBl 2022/149. MA

§ 85a GOG (§ 85 GOG; §§ 87, 238, 254 Abs 2 StPO)

2023/77

Datenschutz
§§ 85, 85a GOG dienen nicht dazu, in jenen Bereichen, in
denen die Verfahrensgesetze die Verwendung von Daten
(abschließend) regeln, das gerichtliche (Haupt-)Verfahren
zu beeinflussen, zu korrigieren oder nachträglich zu kon-
trollieren. Eine den Verfahrensgesetzen entsprechende Ver-
wendung von Daten ist daher auch aus datenschutzrechtli-
cher Sicht zulässig.
OGH 30. 8. 2022, 11 Os 151/21x (OLG Wien 22 Ns 2/21 s;
LGSt Wien 15 Hv 1/17z) EvBl 2022/150. MA

§ 19 Abs 4 Z 1 JGG

2023/78

Rechtsgutbezogene Betrachtung erforderlich
Raub in der Begehungsform der „Gewalt gegen eine Person“
stellt eine „strafbare Handlung gegen Leib und Leben“ iS
der durch das GewaltschutzG 2019 (BGBl I 2019/105) ge-
schaffenen Bestimmung des § 19 Abs 4 Z 1 JGG dar, in des-
sen Anwendungsbereich § 19 Abs 1 JGG nicht zum Tragen
kommt.
OGH 28. 4. 2022, 12 Os 140/21m EvBl-LS 2022/170. MA

§ 74 Abs 1 Z 10 StGB

2023/79

Aktivierte Quick-Chip-Funktion begründet
Wertträgereigenschaft
Unbare Zahlungsmittel, wie eine Bankomatkarte, können
nur dann Tatobjekt des Raubes sein, wenn sie über eine ak-
tivierte Quick-Chip-Funktion verfügen und ihnen damit
Wertträgereigenschaft zukommt.
OGH 18. 5. 2022, 13 Os 28/22z EvBl-LS 2022/171. MA

§ 439 Abs 2 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3, § 345 Abs 1 Z 4,
§ 430 Abs 4 StPO)

2023/80

Beiziehung von SV für Unterbringung
„Beiziehung“ eines SV besteht in der HV – außer dem Fall
des § 252 Abs 1 StPO – in dessen Vernehmung, erfordert
somit jedenfalls nicht seine Anwesenheit während des ge-
samten Beweisverfahrens.
OGH 22. 6. 2022, 13 Os 42/22h (LG Salzburg 30 Hv 55/
21w) EvBl 2022/158. MA

§ 302 Abs 1 StGB (Art 130 B-VG)

2023/81

Amtsgeschäfte
Neben Hoheitsakten (die typischerweise einseitige Anord-
nungsbefugnis [imperium] in Anspruch nehmen) kann
auch Verwaltungshandeln tatbildlich sein, das selbst nicht
normativer Art ist (etwa in tatsächlichen Verrichtungen
oder Privaten zur Verfügung stehenden Rechtsformen in
Erscheinung tritt), jedoch in spezifischer Verbindung zu ei-
nem (möglichen) Hoheitsakt steht, diesen also vorbereitet,
begleitet oder umsetzt. Maßgeblich für die strafrechtliche
Einordnung ist dabei nicht die grundsätzliche Befugnis ei-
nes Beamten, auch Hoheitsakte zu setzen, sondern das in-
kriminierte Verhalten im konkreten Einzelfall.
OGH 28. 6. 2022, 14 Os 20/22f (LGSt Wien 95 Hv 112/21t)
EvBl 2022/160. MA
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§ 228 Abs 4 StPO (§§ 233ff, 271a, 281 Abs 1 Z 4 StPO;
§ 22 MedienG)

2023/82

Zustimmung der Beteiligten für Verwendung eines
Tonaufnahmegeräts durch Verteidiger erforderlich
Durch Verfahrensbeteiligte angefertigte Tonaufnahmen
von Gerichtsverhandlungen setzen das Einverständnis
sämtlicher Beteiligten voraus.
OGH 2. 6. 2022, 12 Os 23/22g, 24/22d EvBl-LS 2022/
181. MA

Art 3 MRK

2023/83

Drohende Folter als Auslieferungshindernis
Eine Auslieferung kann für den Aufenthaltsstaat eine Kon-
ventionsverletzung bedeuten, wenn ein konkretes Risiko
besteht, dass der Betroffene im Empfangsstaat einer Strafe
oder Behandlung ausgesetzt wird, welche die Schwelle zur
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung erreicht
und demnach mit Art 3 MRK unvereinbar ist. Dabei hat der
Betroffene die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuel-
len, ernsthaften (gewichtigen) Gefahr einer Art 3 MRK
nicht entsprechenden Behandlung schlüssig nachzuweisen,
wobei der Nachweis hinreichend konkret sein muss. Die
bloße Möglichkeit drohender Folter oder unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung reicht nicht aus. Vielmehr
muss unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls
ein reales, anhand stichhaltiger Gründe belegbares Risiko
bestehen, der Betroffene werde im Empfangsstaat der tat-
sächlichen Gefahr einer Art 3 MRK widersprechenden Be-
handlung ausgesetzt. Bei der Prüfung des den Betroffenen
konkret treffenden Risikos einer Art 3 MRK widerspre-
chenden Behandlung im ersuchenden Staat ist dessen Zuge-
hörigkeit zu einer besonders vulnerablen Gruppe beacht-
lich, soweit sich aus dieser Zugehörigkeit (vor allem durch
objektive Quellen zu dokumentierende) hinreichend be-
stimmte Anhaltspunkte für eine zu erwartende Konven-
tionsverletzung ergeben. Im Übrigen ist der Nachweis stich-
haltiger Gründe für die Annahme einer individuellen Ge-
fahr aber bloß in extremen Ausnahmefällen (ständige Praxis
umfassender und systematischer Menschenrechtsverletzun-
gen im Zielstaat) verzichtbar. Geht die behauptete Gefahr
nicht von staatlicher Seite aus, so muss neben der Unmittel-
barkeit der Bedrohung auch nachgewiesen werden, dass die
staatlichen Autoritäten nicht in der Lage sind, vor einer von
Seiten Privater ausgehenden konkreten Gefahr zu schützen,
oder dass sie ihre diesbzgl bestehende Schutzpflicht nicht
ausreichend wahrnehmen.
OGH 5. 7. 2022, 12 Os 59/22a EvBl-LS 2022/182. MA

§ 129 Abs 1 Z 2 StGB

2023/84

Aufbrechen eines Behältnisses muss am Tatort
erfolgen
§ 129 Abs 1 Z 2 StGB erfordert, dass der für den Diebstahl
deliktsspezifische Gewahrsamsbruch durch das Aufbrechen
oder das Öffnen des Behältnisses mit einem der in § 129
Abs 1 Z 1 StGB genannten Mittel unmittelbar am Tatort
erfolgt; nimmt aber der Dieb das versperrte Behältnis als
solches vom Tatort weg, um es später aufzubrechen und
sich den Inhalt zuzueignen, so ist die Qualifikation des
§ 129 Abs 1 Z 2 StGB nicht gegeben.
OGH 2. 6. 2022, 12 Os 48/22h EvBl-LS 2022/183. MA

§ 579 Abs 1 ABGB

2023/85

Schwer leserliche Nuncupatio in letztwilliger
Verfügung
Durch das ErbRÄG 2015 wurde die Willensbekräftigung
des Erblassers „verschriftlicht“ und damit die bisherige
Form der „Ausdrücklichkeit“ abgeschafft, um die Fäl-
schungssicherheit zu erhöhen. Auf das Erfordernis einer
Bekräftigung – also eines Zusatzes, dass die Urkunde den
letzten Willen des Erblassers enthalte, – sollte nach den in-
soweit eindeutigen Gesetzesmaterialien nicht verzichtet
werden. Zur Erfüllung der Formvorschrift des § 579 Abs 1
ABGB reicht daher für sich allein weder eine graphologi-
sche Zuordnung des handschriftlichen Zusatzes zum Erb-
lasser noch eine bloß mündliche bzw iS der alten Rechtslage
„ausdrückliche“, aber nicht schriftliche Bekräftigung aus.
Ob eine letztwillige Verfügung lesbar ist und wie ihr lesba-
rer Inhalt lautet, ist eine Tatfrage und somit von den Tatsa-
cheninstanzen nach Würdigung aller Beweisergebnisse zu
beantworten, dies allenfalls nach Einholung eines zu dieser
Frage beantragten graphologischen Sachverständigengut-
achtens. Gleiches muss auch für die Frage der Lesbarkeit
eines handschriftlichen Bekräftigungszusatzes gelten.
OGH 22. 11. 2022, 2 Ob 170/22x Zak 2023/11, 13. FG

§ 879 Abs 3 ABGB

2023/86

Zulässigkeit von Chipgebühr und Servicepauschale
im Fitnessstudio
Die Regelungen des Fitnessstudios über die Verwaltungs-
pauschale und die Chiparmband-Gebühr stellen keine
Hauptleistungen dar, sondern beziehen sich auf im Regelfall
mit der Erfüllung der vertraglichen Pflichten verbundene
Leistungen, für die jedoch eine gesonderte Abgeltung ver-
langt wird. Das Vorliegen konkreter Aufwendungen oder
Leistungen, die über das übliche, mit jeder Vertragsbegrün-
dung entstehende Maß hinausgehen, ist dem festgestellten
Sachverhalt nicht zu entnehmen.
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Das bekl Fitnessstudio hatte nicht einmal konkret vorge-
bracht, worin ihr Administrativaufwand bestehe. Anhalts-
punkte dafür, dass das Fitnessstudio den iZm der Vertrags-
anbahnung entstehenden Aufwand nicht durch die dort oh-
nehin anwesenden Trainer erledigen würde, lassen sich we-
der dem Vorbringen der Streitteile noch den Feststellungen
entnehmen. Dies gilt umso mehr für die Chipgebühr, weil
die Ermöglichung des Zutritts zu den Fitnessstudios zu den
Vertragspflichten des bekl Fitnessstudios gehört und schon
aus diesem Grund nicht nachvollziehbar ist, warum ihre
Kunden dafür ein zusätzliches Entgelt bzw für den dafür
geforderten Erwerb eines Chips einen zusätzlichen Kauf-
preis leisten sollten.
OGH 22. 11. 2022, 2 Ob 139/22p. FG

§ 1168a ABGB

2023/87

Rechtsfolgen der Warnpflichtverletzung eines
Fachunternehmens für Heizungs- und
Sanitärinstallationen
Eine Warmwasserbereitung, die in ihrer konkreten Ausge-
staltung zu einer Untersagung der Benützung des Wohn-
hauses durch die Baubehörde führen muss, ist als ein iSd
§ 1168a ABGB misslungenes Werk anzusehen. Von einem
Fachunternehmen für Heizungs- und Sanitärinstallationen
darf die Kenntnis der einschlägigen Bauvorschriften erwar-

tet werden. Diese sahen hier ua vor, dass die Warmwasser-
bereitung unter Verwendung thermischer Solaranlagen
oder direkt aus anderen erneuerbaren Energieträgern zu er-
folgen habe. Die Baubehörde erster Instanz erteilte nach
Vorlage der Fertigstellungsanzeige einen entsprechenden
Verbesserungsauftrag, „widrigenfalls eine Untersagung der
Benützung für das Wohnhaus auszusprechen wäre“. Auf-
grund eines mit der Baubehörde ausgehandelten Kompro-
misses musste der Kunde eine Photovoltaikanlage montie-
ren.
Hat der Werkbesteller an dem nicht von der Warnpflicht-
verletzung betroffenen Teil des Werks ein Interesse, bleibt
der damit korrelierende Teil des Vertrags samt Entgeltan-
spruch des Werkunternehmers von den Rechtsfolgen des
§ 1168a ABGB unberührt. In diesem Zusammenhang ist
zu klären, ob der Umstand, dass der Kunde die Warmwas-
serbereitung nach Errichtung der Solaranlage weiterhin
nutzt, trotz der Warnpflichtverletzung zum Bestehen des
diesbezüglichen Werklohnanspruchs führt. Dazu der
OGH: Auch wenn der Kunde die Warmwasserbereitung be-
nutzt, hat nicht das Fachunternehmen für die Brauchbarkeit
des aufgrund der Warnpflichtverletzung grundsätzlich
misslungenen Teilgewerks gesorgt. Vielmehr hat der Kunde
(nach seinem Vorbringen erhebliche) Zusatzkosten zu tra-
gen, um eine Brauchbarkeit erst herbeizuführen.
OGH 22. 11. 2022, 1 Ob 164/22g Zak 2023/22, 17. FG
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Diese Ausgabe von
„Europarecht kurz &
bündig“ entstand
unter Mitwirkung von

RAINER HABLE (RH)
Rechtsanwalt in Wien/
Brüssel

Kompetenzen der Europäischen Institutionen

2023/88

Nichtigkeitsklage – Beschluss (EU) 2019/1754 –
Beitritt der Europäischen Union zur Genfer Akte des
Lissabonner Abkommens über
Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben
– Art 3 Abs 1 AEUV – Ausschließliche Zuständigkeit
der Union – Art 207 AEUV – Gemeinsame
Handelspolitik – Handelsaspekte des geistigen
Eigentums – Art 218 Abs 6 AEUV – Initiativrecht der
Europäischen Kommission – Abänderung des
Kommissionsvorschlags durch den Rat der
Europäischen Union – Art 293 Abs 1 AEUV –

Anwendbarkeit – Art 4 Abs 3, Art 13 Abs 2 und Art 17
Abs 2 EUV – Art 2 Abs 1 AEUV – Grundsätze der
begrenzten Einzelermächtigung, des institutionellen
Gleichgewichts und der loyalen Zusammenarbeit
Mit der Entscheidung des Rates 2019/1754 wurde der Bei-
tritt der EU zum Genfer Akt, Teil des Lissabon-Abkom-
mens, genehmigt. Das Lissabon-Abkommen ist eine spe-
zielle Abmachung iS der Pariser Verbandsübereinkunft
zum Schutz des gewerblichen Eigentums (PVÜ). Sieben
EU-Mitgliedstaaten (MS) waren bereits Teil des Lissabon-
Abkommens, das nur Staaten den Beitritt erlaubt. Der Gen-
fer Akt ermöglichte nun auch der EU den Beitritt. Darauf-
hin erstellte die Kommission einen Vorschlag zum Beitritt
und der Rat genehmigte dies in Art 1 der Entscheidung
2019/1754.
Im Gegensatz zum Vorschlag der Kommission enthält die
Entscheidung des Rates weitere Artikel, die den gesonder-
ten Beitritt von MS zum Lissabon-Abkommen ermöglichen.
Die Kommission reichte daraufhin Klage beim Gerichtshof
gegen die Erweiterung ihres Vorschlags durch den Rat ein.
Zunächst wies der Gerichtshof den Einwand des Rates zu-
rück, dass eine Nichtigkeitserklärung nur für die gesamte
Entscheidung, nicht aber für einzelne Bestimmungen mög-
lich ist. Der Gerichtshof erklärte, dass es möglich ist, einzel-
ne Artikel getrennt von den anderen Bestimmungen für
nichtig zu erklären, solange der Hauptinhalt der Entschei-
dung nicht beeinflusst wird. Entscheidung 2019/1754 er-
laubt primär den Beitritt der EU zum Lissabon-Abkommen,
was in Art 1 der Entscheidung festgehalten und durch eine
mögliche Nichtigkeitserklärung von Art 3 und 4 nicht be-
einflusst wird.
Da der Rat eine Entscheidung bezüglich einer Internationa-
len Vereinbarung, nach Art 218 Abs 6 AEUV, getroffen
hatte, prüfte der Gerichtshof einen möglichen Verstoß ge-
gen Art 293 Abs 1 AEUV. Der Gerichtshof hielt dazu fest,
dass diese Bestimmung in Verbindung mit zwei wichtigen
institutionellen Prinzipien untersucht werden muss. Zu-
nächst muss auf das institutionelle Gleichgewicht achtgege-
ben werden, welches darin besteht, dass die verschiedenen
Institutionen ihre Aufgaben unter Rücksicht der anderen
Institutionen ausüben. Weiters ist eine gegenseitige loyale

Zusammenarbeit unabdingbar. Die gegenständliche Ent-
scheidung basiert auf einem Vorschlag der Kommission,
die ihr Initiativrecht als Institution ausgeübt und dabei im
Allgemeininteresse der Union agiert hat. Art 293 AEUV er-
möglicht es dem Rat, den Vorschlag der Kommission zu
erweitern, solange die Zielsetzung der Bestimmung nicht
verändert wird.
Das Hauptmotiv für diese Bestimmung ist der Beitritt der
EU zum Genfer Akt sowie die Schaffung einer Möglichkeit
für die EU, ihre exklusiven Kompetenzen im Bereich der
gemeinsamen Handelspolitik auszuüben. Deshalb entschied
der Gerichtshof, dass die Ratsentscheidung und ihre Abwei-
chung die Zielsetzung des Vorschlages der Kommission, die
Ausübung der jeweiligen exklusiven Kompetenzen, weitest-
gehend verhindert. Zudem wurde durch die Änderungen
des Rates das institutionelle Gleichgewicht gestört, weshalb
Art 3 und 4 der Ratsentscheidung 2019/1754 gegen Art 293
Abs 1 AEUV verstoßen.
EuGH (GK) 22. 11. 2022, C-24/20, Kommission/Rat. RH

Beihilfenrecht

2023/89

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Beihilfe des
Großherzogtums Luxemburg – Beschluss, mit dem die
Beihilfe für mit dem Binnenmarkt unvereinbar und
rechtswidrig erklärt und ihre Rückforderung
angeordnet wird – Steuervorbescheid („tax ruling“) –
Vorteil – Selektiver Charakter –
Fremdvergleichsgrundsatz – Bezugsrahmen –

Anwendbares nationales Recht – „Normale“
Besteuerung
Im Jahr 2012 beantragte Fiat Finance and Trade (FFT), ein
Teil der Fiat/Chrysler-Automobilgruppe, bei den luxem-
burgischen Steuerbehörden die Genehmigung einer Ver-
rechnungspreisvereinbarung.
Im Juni 2014 leitete die Kommission ein förmliches Prüf-
verfahren nach Art 108 Abs 2 AEUV ein. Die Kommission
stellte fest, dass mit dem Steuervorbescheid eine Methode
zur Ermittlung der Gewinnzuweisung an FFT innerhalb
der Automobilgruppe gebilligt wurde, die es FFT ermög-
lichte, seine Körperschaftsteuerschuld gegenüber Luxem-
burg auf jährlicher Basis zu ermitteln und alle in Art 107
Abs 1 AEUV genannten Voraussetzungen für eine Einstu-
fung als staatliche Beihilfe iS dieser Bestimmung erfüllt
würden.
Die Prüfung des Vorteils und der Selektivität erfolgte in drei
Schritten. Der erste Schritt ist die Bestimmung des Refe-
renzsystems, wozu die Kommission das allgemeine luxem-
burgische Körperschaftsteuersystem heranzog. Im zweiten
Schritt wird festgestellt, ob eine steuerliche Maßnahme eine
Abweichung vom Referenzsystem darstellt. Im dritten
Schritt stellte die Kommission fest, dass es keine mögliche
Rechtfertigung für die Vorzugsbehandlung von FFT gibt.
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Sowohl FFT als auch Luxemburg erhoben Klage auf Nich-
tigerklärung des Beschlusses der Kommission. Irland wurde
als Streithelfer mit den Anträgen der Parteien zugelassen.
Das Gericht wies in der Folge alle Klagegründe und die Kla-
gen in beiden Rechtssachen in vollem Umfang ab.
Die Parteien legten dagegen Rechtsmittel beim Gerichtshof
ein. Zur Begründung machte Irland geltend, dass das Ge-
richt Art 107 Abs 1 AEUV bei der Beurteilung des Fremd-
vergleichsgrundsatzes falsch angewendet und die Selektivi-
tät des Steuervorbescheids fehlerhaft geprüft habe.
Der Gerichtshof stellte fest, dass die Kommission einen an-
deren Fremdvergleichsgrundsatz als den im luxemburgi-
schen Recht definierten verwendet hatte. Sie hatte sich so-
mit darauf beschränkt, in dem vom allgemeinen luxembur-
gischen Körperschaftsteuersystem verfolgten Ziel die abs-
trakte Ausprägung dieses Grundsatzes zu erkennen, ohne

die Art und Weise zu berücksichtigen, in der dieser Grund-
satz insbesondere in Bezug auf integrierte Unternehmen im
luxemburgischen Recht umgesetzt wurde.
Mit seinem Urteil habe das Gericht die Anforderungen der
Rsp nicht berücksichtigt, wonach es für die Feststellung ei-
nes selektiven Vorteils Sache der Kommission sei, einen
Vergleich mit dem normalerweise in dem Mitgliedstaat gel-
tenden Steuersystem vorzunehmen. Damit habe das Gericht
Art 107 Abs 1 AEUV rechtsfehlerhaft angewandt. Parame-
ter und Regeln, die außerhalb des gegenständlichen natio-
nalen Steuersystems liegen, können bei der Prüfung des
Vorliegens eines selektiven Vorteils nicht berücksichtigt
werden, es sei denn, dieses nationale Steuersystem nimmt
ausdrücklich auf sie Bezug.
EuGH 8. 11. 2022, C-885/19 P, C-898/19 P, Fiat Chrysler Fi-
nance Europe and Ireland/Kommission. RH
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EuGH zu RA-Honorarvereinbarungen

D er EuGH hat am 12. 1. 2023 im Vorlageverfahren
C-395/21, D.V., zu einer Vereinbarung einer Vergü-

tung nach Zeitaufwand zwischen einem Rechtsanwalt und
einem Verbraucher entschieden.

Nach Auffassung des EuGH, genügt eine solche Verein-
barung, die sich nach dem Zeitaufwand richtet, ohne wei-
tere Angaben nicht dem Erfordernis der Klarheit und
Verständlichkeit entsprechend der RL 93/13/EWG über
missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen.1

Das Erfordernis, dass die Vertragsklauseln klar und ver-
ständlich abgefasst sein müssen, und mithin das Transpa-
renzerfordernis, das die RL auferlegt, seien umfassend zu
verstehen (Rn 36).

Der Vertrag müsse die konkrete Funktionsweise des
Verfahrens, auf das die betreffende Klausel Bezug nimmt,
und gegebenenfalls das Verhältnis zwischen diesem und
dem durch andere Klauseln vorgeschriebenen Verfahren
in transparenter Weise darstellen, damit der betroffene Ver-
braucher in der Lage ist, die sich für ihn daraus ergebenden
wirtschaftlichen Folgen auf der Grundlage genauer und
nachvollziehbarer Kriterien einzuschätzen (Rn 37).

Art 4 Abs 2 der RL 93/13 sei dahin auszulegen, dass eine
Klausel, nach der sich die Vergütung nach dem Zeitauf-
wand richtet, dem Erfordernis der Klarheit und Verständ-
lichkeit nicht genügt, wenn dem Verbraucher vor Vertrags-
abschluss nicht die Informationen erteilt worden sind, die
ihn in die Lage versetzt hätten, seine Entscheidung mit Be-
dacht und in voller Kenntnis der wirtschaftlichen Folgen
des Vertragsabschlusses zu treffen (Rn 45).

Der EuGH führt zu konkreten Anforderungen aus:
„In diesen Informationen – die je nach Gegenstand und

Art der in den Vertrag über die Erbringung von Rechts-
dienstleistungen vorgesehenen Leistungen und je nach den
einschlägigen berufs- und standesrechtlichen Vorschriften
unterschiedlich ausfallen können –müssen Angaben enthal-
ten sein, anhand deren der Verbraucher die Gesamtkosten
der Rechtsdienstleistungen der Größenordnung nach einzu-
schätzen vermag, etwa eine Schätzung der Stunden, die vo-
raussichtlich oder mindestens erforderlich sind, um eine be-
stimmte Dienstleistung zu erbringen, oder die Verpflich-
tung, in angemessenen Zeitabständen Rechnungen oder re-
gelmäßige Aufstellungen zu übermitteln, in denen die
aufgewandten Arbeitsstunden ausgewiesen sind.“ (Rn 46)

Zu beachten ist insb die Konsequenz eines solchen
eventuellen Verstoßes:

Das nationale Gericht ist verpflichtet, wenn es die Miss-
bräuchlichkeit der Klausel über die Vergütung feststellt, die-
se für unanwendbar zu erklären, sofern der Verbraucher
dem nicht widerspricht. Damit wird der Verbraucher von
der Verpflichtung befreit, die gemäß der Klausel berechnete
Vergütung zu zahlen. Dies gilt auch in Fällen, in denen die
Dienstleistungen bereits erbracht worden sind. (Rn 58)

Sollte nach der Aufhebung der Klausel über die Vergü-
tung nach den einschlägigen Vorschriften des innerstaatli-
chen Rechts der entsprechende Vertrag nicht fortbestehen
können, kann eine Nichtigerklärung erfolgen, und zwar
auch dann, wenn dies bedeuten würde, dass der Gewerbe-
treibende für seine Dienstleistungen überhaupt keine Ver-
gütung erhält. (Rn 59)

Nur falls die Nichtigerklärung insgesamt für den Ver-
braucher besonders nachteilige Folgen hätte, ist das vorle-
gende Gericht ausnahmsweise befugt, eine für nichtig er-
klärte missbräuchliche Klausel durch eine dispositive oder
im Fall einer entsprechenden Vereinbarung der Vertrags-
parteien anwendbare Vorschrift des innerstaatlichen Rechts
zu ersetzen. Nachteilige Folgen wären zB Rechtsunsicher-
heit aufgrund von Vergütung der Dienstleistung nach den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften auf einer anderen
Grundlage als dem für nichtig erklärten Vertrag oder die
Gültigkeit undWirksamkeit der auf der Grundlage des Ver-
trags vorgenommenen Handlungen (Rn 60, weitere Einzel-
heiten Rn 61ff).2

Das Urteil des EuGH können Sie hier abrufen:

RL 93/13/EWG über missbräuchliche Klauseln in Verbrau-
cherverträgen abrufbar hier:

Die aktuelle konsolidierte Fassung der Richtlinie hier:

1 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. 4. 1993 über missbräuchliche
Klauseln in Verbraucherverträgen.
2 Redaktioneller Hinweis: In der nächsten Ausgabe des Anwaltsblatts wird
eine Abhandlung zu möglichen konkreten Auswirkungen des Urteils vor
dem Hintergrund der bisherigen österreichischen Rechtslage veröffentlicht.
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Robert Jirovsky
Mit Funktionsbeginn am 1. 9. 2022 bestellte Justizministerin Dr. Alma Zadić den pensionsbedingt
scheidenden Abteilungsleiter für Großverfahren und berichtspflichtige Strafsachen Dr. Robert
Jirovsky zum Rechtsschutzbeauftragten zur Wahrnehmung des besonderen Rechtsschutzes im Sinne
der Strafprozessordnung.

Der Rechtsschutzbeauftragte kontrolliert das staatsan-
waltschaftliche Handeln, imWesentlichen stehen ihm da-
für gem § 23 Abs 1a, §§ 147 und 195 Abs 2a StPO ver-
schiedene Prüf-, Kontroll- und Antragsrechte zu, jedoch
keine direkte Entscheidungsgewalt. Was können Sie ef-
fektiv unternehmen, wenn Sie Missstände feststellen?
Dem Rechtsschutzbeauftragten steht grundsätzlich keine
direkte Entscheidungsgewalt zu, weil er als Amtspartei zur
Kontrolle von Anordnungen und Entscheidungen der
Staatsanwaltschaften und Gerichte im strafprozessualen Er-
mittlungsverfahren berufen ist. Von diesem Prinzip gibt es
eine Ausnahme: Bei bestimmten besonderen Ermittlungs-
maßnahmen gegen Berufsgeheimnisträger, wie etwa Vertei-
diger bzw Rechtsanwälte, muss die Staatsanwaltschaft den
Rechtsschutzbeauftragten um Ermächtigung zur Antrag-
stellung auf Bewilligung der Maßnahme durch das Gericht
ersuchen. Wird diese verweigert, dann darf die Staatsan-
waltschaft diese Maßnahme bei Gericht nicht beantragen.
In diesem Rahmen kommt dem Rechtsschutzbeauftragten
daher direkte Entscheidungsgewalt zu. Werden vom
Rechtsschutzbeauftragten Missstände wahrgenommen, so
hat er die Möglichkeit, sich mit entsprechenden Hinweisen
an die Leitung der betreffenden Staatsanwaltschaft bzw an
die dieser übergeordneten Oberstaatsanwaltschaft oder an
das Bundesministerium für Justiz zu wenden.

Was war Ihre persönliche Motivation, für das Amt des
Rechtsschutzbeauftragten zu kandidieren, und welchen
Zeitaufwand nimmt die Funktion in Anspruch?
Ich möchte meine Erfahrung, die ich mir im Strafrecht als
Richter, Staatsanwalt und im Bereich der Fachaufsicht er-
worben habe, gerne weiterhin in die Rechtspflege einbrin-
gen. Den Zeitaufwand, der für mich mit der Ausübung der
Funktion des Rechtsschutzbeauftragten längerfristig ver-
bunden sein wird, kann ich noch nicht präzise abschätzen,
weil derzeit die Notwendigkeit der möglichst gründlichen
Einarbeitung in die verschiedenen Aufgabengebiete im
Vordergrund steht und dies naturgemäß einen erhöhten
Zeitbedarf zur Folge hat.

Die Rechtsschutzbeauftragten nach dem SPG, dem
FinStrG und dem MBG sind für die Dauer von fünf Jah-
ren bestellt, nur der Rechtsschutzbeauftragte nach der
StPO ist für die Dauer von drei Jahren bestellt. Gibt es
dafür einen besonderen Hintergrund?
Die Rechtsschutzbeauftragten nach dem SPG, dem FinStrG
und dem MBG wurden erst nach der Einführung des
Rechtsschutzbeauftragten der Justiz installiert. Besondere
Hintergründe für die unterschiedlichen Regelungen der Be-
stelldauer sind mir nicht bekannt.

Dr. Robert Jirovsky Foto: Clemens Fabry
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Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH
in Strafsachen seit 2021
Zusammenstellung wichtiger Aussagen in der Rechtsprechung des OGH aus 2021–2022, insb unter
dem Gesichtspunkt der Praxisrelevanz aus Verteidigersicht.

I. EINLEITUNG

Ich habe für meinen Überblick über die wichtigsten Ent-
scheidungen des OGH in Strafsachen wie gewohnt auf die
für das EvBl der ÖJZ getroffene Auswahl zurückgegriffen.
Die Tatsache, dass in jedem Heft vier Entscheidungen vor-
gestellt werden, stellt sicher, dass die Leserin und der Leser
auf knappem Raum über alle wichtigen Entwicklungen im
Straf- und Medienrecht auf dem Laufenden gehalten und
mithilfe von Hinweisen Zusammenhänge hergestellt wer-
den können. Die Rechtssätze und Hinweise des EvBl bis
Heft 18/2022 bilden den Inhalt der nachfolgenden Judika-
turübersicht. Zwischen Rechtssätzen als Entscheidungsin-
halt und Hinweis (aus Anlass der Entscheidungen) wird
nicht unterschieden.

II. MATERIELLES RECHT
• 14 Os 119/20m EvBl 2021/129: Betrug durch Doping
kommt zwar grundsätzlich auch für den Fall in Betracht,
dass es sich um Entlohnungen für Arbeitsleistungen han-
delte, die der Täter aus einem – durch Täuschung erschli-
chenen oder täuschungsbedingt fortgesetzten – Vertrags-
verhältnis schuldete, setzt aber (ua auch) voraus, dass
dem Entgelt keine gleichwertige Arbeitsleistung gegen-
überstand. Zwar schränkt Sozialadäquanz bestimmter
Verhaltensweisen im Rechtsverkehr die Betrugsstrafbar-
keit – auch in Bezug auf die Erschleichung einer Anstel-
lung – ein; stellt das Gesetz aber ein bestimmtes Verhal-
ten als sozial schädlich unter Strafe, ist jedenfalls von des-
sen Sozialinadäquanz auszugehen. Was gemäß dem
Grundsatz „iura novit curia“ nicht Gegenstand der Be-
weisaufnahme ist, scheidet als Inhalt von Tatsachenfest-
stellungen aus. Während notorische Tatsachen der Fest-
stellung bedürfen, also zum Untersatz des Syllogismus
der Rechtsfolgebestimmung zählen, ist das anzuwenden-
de Recht Gegenstand des Obersatzes und somit nicht Ge-
genstand von Bindung des OGH nach § 288 Abs 2 Z 3
StPO, stattdessen erforderlichenfalls (vgl § 65 StGB) von
diesem auf die festgestellten Tatsachen zur Anwendung
zu bringen. Wie sich der OGH (oder das ErstG) die
Rechtskenntnis verschafft, ist maW nicht Gegenstand
des zur Rechtsanwendung führenden Verfahrens von Be-
weisaufnahme, Beweiswürdigung und Tatsachenfeststel-
lung. Daran lässt die Entscheidung keinen Zweifel (ohne
Begründung und Auseinandersetzung mit RIS-Justiz
RS0053934, RS0099342 in Betreff ausl Rechts anders:

RIS-Justiz RS0092377; wie hier: 14 Os 32/17p und
11 Os 84/17p EvBl 2018/83, 559).

• 12 Os 20/21i EvBl-LS 2021/144: Für ein „Anvertrauen“
ist eine spezifische Verpflichtung wesentlich, die Sache
zurückzugeben, an jemanden weiterzugeben oder für je-
manden zu verwenden. Aus der allg Pflicht, einen Vertrag
zu erfüllen, oder aus dem Umstand, jemandem eine be-
stimmte Sache oder Summe zu schulden, lässt sich (für
sich allein) dagegen noch keine den Erfordernissen des
§ 133 StGB genügende sachbezogene Verpflichtung ab-
leiten, bestimmte Vermögensinteressen des Berechtigten
wahrzunehmen, zumal § 133 StGB keineswegs die Aufga-
be hat, Vertragswidrigkeiten als solche zu pönalisieren;
auch Gelder, die der Täter bis zur vereinbarten Rückgabe,
Weitergabe oder Verwendung für sich verwenden und in
eigenen Geschäften anlegen darf, sind ihm nicht anver-
traut. Werden jedoch Gelder zur Erfüllung ganz be-
stimmter Aufgaben für den Treugeber übergeben, dann
sind sie anvertraut. Als Beispiele für Veruntreuung hat
der OGH insb auf Kommissions- und Inkassogeschäfte
hingewiesen: „Dem Verkaufskommissionär sind die
zum Verkauf bestimmten Waren (wie auch die dafür ein-
genommenen Gelder) vom Kommittenten ‚anvertraut‘
(RIS Justiz RS0093973; 12 Os 85/05z). Dasselbe gilt für
die Einkaufskommission: Sowohl die Gelder als auch
die gekauften Waren sind dem Kommissionär ‚anver-
traut‘ (zum Ganzen jüngst 6 Ob 75/18z; vgl auch 11 Os
53/84; Salimi in WK2 StGB § 133 Rz 64). Das Kriterium
der ‚alleinigen Verfügungsmacht‘, so der OGH weiter,
stelle auf das Verhältnis zwischen dem Anvertrauenden
und dem Täter ab, während es keineswegs ausgeschlossen
sei, dass eine Sache mehreren Personen anvertraut
werde.“

• 14 Os 23/21w EvBl 2021/143: Beauftragter iSd § 309
StGB ist jede Person, die rechtsgeschäftlich für ein Unter-
nehmen handeln darf oder zumindest eine faktische
Möglichkeit der Einflussnahme auf betriebliche Entschei-
dungen hat. Zufolge der Einschränkung des § 309 StGB
auf eine vom Täter angestrebte Rechtshandlung sind rein
faktische Tätigkeiten vom Tatbestand nicht umfasst. Da-
mit scheidet auch die Abgabe gutachterlicher Stellung-
nahmen durch einen unternehmensfremden SV, auf de-
ren Grundlage Unternehmensentscheidungen getroffen
werden, als eine solche rein faktische Handlung aus
dem Tatbestand aus. § 13 Abs 2 zweiter Satz BTVG stellt
klar, dass „[z]ur Feststellung des Abschlusses des jeweili-
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gen Bauabschnitts“ beigezogene Personen dem Erwerber
unmittelbar haften und nicht als Erfüllungsgehilfen des
Treuhänders gelten. Der Fachsenat beurteilt sie als „un-
ternehmensfremde“ Beauftragte des Treuhandunter-
nehmens und ihre gutachterliche Stellungnahme zur Ent-
scheidung des Treuhandunternehmens als „rein fak-
tisch“.

• 13 Os 49/21m, 50/21h EvBl 2021/150: § 39 StGB, der seit
dem Inkrafttreten des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBl I
2019/105, am 1. 1. 2020 einen bei qualifiziertem Rückfall
stets anzuwendenden erweiterten Strafrahmen normiert,
hat keine Auswirkung auf die Subsumtion. Er verändert
nicht die Strafsätze, sondern nur die Strafrahmen, indem
er die Möglichkeit der Strafschärfung an schuldunabhän-
gige Umstände knüpft. Unter dem in § 260 Abs 1 Z 1
StPO erwähnten Begriff Strafsatz versteht die StPO die
rechtsrichtige Subsumtion. Davon zu unterscheiden ist
die – von § 281 Abs 1 Z 11 erster Satz StPO angesproche-
ne – Strafbefugnis, der sog Strafrahmen. § 39 StGB ist,
wie der OGH klarstellt, eine den Strafrahmen, nicht aber
den Strafsatz betreffende Vorschrift. Dagegen betrifft § 29
StGB als ges angeordnete Subsumtionseinheit die Sub-
sumtion, also den Strafsatz. § 30 Abs 1 erster Teilsatz,
§ 31 Abs 2 Z 1 und Abs 3 Z 1 StPO meinen den Strafsatz.

• 14 Os 29/21b EvBl-LS 2021/168: Grundstücke und Ge-
bäude kommen als Gegenstand von Konfiskation in Be-
tracht. Zur Tatbegehung verwendet werden nicht nur
jene Gegenstände, deren „Verwendung“ der jeweilige
Tatbestand erfordert, sondern auch alle körperlichen Sa-
chen, die der Täter sonst unmittelbar zur Förderung des
Tatgeschehens eingesetzt hat.

• 12 Os 84/21a EvBl 2022/7: Bei gegebener Deliktstauglich-
keit ist dem Berechtigten vor Einziehung angemessen
Gelegenheit zu geben, diese besondere Beschaffenheit
auf welche Weise auch immer zu beseitigen. Wurde diese
eliminiert, ist das Absehen von der Maßnahme zwingend.
Die bloße Möglichkeit, unter Verwendung des Mobiltele-
fons (wie auch jedes anderen iPhones) auf die iCloud zu-
zugreifen, begründet keine besondere Beschaffenheit des
Gegenstands, die diesen spezifisch zur Begehung strafba-
rer Handlungen geeignet macht. Auch der Täter (§ 12
StGB) der Anlasstat wird privilegiert. Seine bloße Ver-
pflichtungserklärung reicht nicht hin, weil sich § 26
Abs 2 zweiter Satz StGB nur bei nicht Beteiligten mit ei-
ner Gewähr für die Beseitigung begnügt.

• 11 Os 89/21d EvBl 2022/14: Gewalt setzt keine „aktive,
physische Einwirkung auf den Körper des Opfers“ voraus.
Von einer „Vergeistigung“ des Gewaltbegriffs kann keine
Rede sein, wenn die vom Opfer hervorgerufene Kraft
(= Masse mal Beschleunigung) – physikalisch nicht an-
ders als durch ein Losfahren des Täters auf ein Opfer –
durch das Täterverhalten (das sich dieser Kraft bedient)
gegen die körperliche Sphäre des Opfers gelenkt wird.

• 11 Os 82/21z EvBl-LS 2022/15: Zwar trifft es zu, dass die
für die Annahme einer verabredeten Verbindung vo-

rausgesetzte ernstliche Willenseinigung von mindestens
zwei Personen über die gemeinsame Tatausführung auch
durch schlüssiges Verhalten und in sukzessiver Weise er-
folgen kann. Ebenso bedarf es für ein bewusstes und ge-
wolltes Zusammenwirken der Täter keiner ausdrückli-
chen Vereinbarung. Während allerdings für Mittäter-
schaft ein spätestens während der Tatverübung spontan
gefasster, auf die gemeinsame Tatbegehung gerichteter
Entschluss genügt, setzt die Verabredung eine Willensei-
nigung vor oder zumindest zu Beginn der Tatausführung
voraus.

• 13 Os 46/21w EvBl 2022/28: Nach § 31 Abs 1 letzter Satz
FinStrG beginnt die Verjährungsfrist nie früher zu laufen
als jene für die Festsetzung der Abgabe, gegen die sich die
Straftat richtet, womit eine (durch abgabenrechtliche
Vorschriften determinierte) Anlaufhemmung normiert
wird. Dies ist als generelle – also auf alle Abgaben bezo-
gene – Anordnung zu verstehen, bei der Berechnung der
Frist zur finanzstrafrechtlichen Verfolgungsverjährung
auf die Bestimmungen des § 208 BAO Bedacht zu neh-
men.

• 11 Os 93/21t EvBl 2022/35: Ob eine oder mehrere tatbe-
standliche Handlungseinheiten iSd § 28a Abs 1 SMG
oder eine Mehrzahl von (rechtlich selbständigen) Einzel-
taten iSd § 28a Abs 1 SMG (oder nur § 27 SMG) vorlie-
gen, hängt vom festgestellten Sachverhalt ab. Daran an-
knüpfend kann im Fall gewerbsmäßiger Absicht in Bezug
auf die wiederkehrende Begehung von Straftaten nach
§ 28a Abs 1 SMG die Qualifikation nach § 28a Abs 2
Z 1 SMG iVm § 70 Abs 1 Z 3 erster Fall StGB begründet
sein, wenn der Täter schon einmal wegen einer Straftat
nach § 28a Abs 1 SMG verurteilt wurde und er – im
von § 70 Abs 3 StGB geforderten zeitlichen Zusammen-
hang – bereits zwei Taten nach § 28a Abs 1 SMG (im
oben dargestellten materiellen Sinn) begangen hat.
13 Os 1/07g verst Sen spricht von tatbestandlicher Hand-
lungseinheit
– ieS bei einfacher Tatbestandsverwirklichung, also der

Erfüllung der Mindestvoraussetzungen des ges Tatbe-
stands, insb bei mehraktigen Tatbeständen und sog
Dauerdelikten;

– iwS dort, wo es nur um die Intensität der einheitlichen
Tatausführung geht, demnach bei
a) wiederholter Verwirklichung des gleichen Tatbe-
stands in kurzer zeitlicher Abfolge, also nur quantitati-
ver Steigerung (einheitliches Unrecht) und einheitli-
cher Motivationslage (einheitliche Schuld), auch wenn
höchstpersönliche Rechtsgüter verschiedener Träger
verletzt werden, so etwa im Fall mehrerer zu Verlet-
zungen führender Schläge, einer Beleidigung durch
mehrere Schimpfwörter oder handlungseinheitlicher
Wegnahme von Sachen verschiedener Eigentümer;
b) fortlaufender Tatbestandsverwirklichung, also der
Annäherung an den tatbestandsmäßigen Erfolg durch
mehrere Einzelakte im Fall einheitlicher Tatsituation
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und gleicher Motivationslage, etwa beim Übergang
vom Versuch zur Vollendung oder bei einem Ein-
bruchsdiebstahl in zwei Etappen.

• 12 Os 118/21a EvBl-LS 2022/40: Auch einzelne Einsatz-
fahrzeuge sind wesentliche Bestandteile der kritischen
Infrastruktur und als solche Gegenstand schwerer Sach-
beschädigung.

• 12 Os 115/21k EvBl 2022/41: Schlichte Tätigkeitsdelikte
wie die Schlepperei sind (erst) mit der Ausführung der
ges umschriebenen Tathandlung vollendet. Nach Bauer/
Plöchl in WK2 StGB §§ 15f Rz 118 ist ein Versuch nicht
iSd § 15 Abs 3 StGB untauglich, wenn „das zu erwerben-
de (real existierende) Suchtgift (das Tatobjekt) nur auf-
grund der besonderen Umstände des Einzelfalls (sohin
nur zufällig) – nicht zur vereinbarten Zeit am vereinbar-
ten Übergabeort eintrifft, etwa weil der Lieferant noch vor
der geplanten Übergabe festgenommen und das Suchtgift
sichergestellt wurde [. . .] oder das Flugzeug, in dem das
Suchtgift angeliefert werden sollte, abgestürzt ist. [. . .] Die
Vollendung der Tat ist letztlich nur deshalb unterblieben,
weil das besagte Suchtgift nur aufgrund besonderer Um-
stände (zufällig) nicht zur rechten Zeit am vereinbarten
Übergabeort einlangte; sie scheiterte demnach nicht an
der ‚Art des Gegenstands, an dem die Tat begangen wur-
de‘ (§ 15 Abs 3), sodass – wie auch sonst bei einem an
sich real existenten und nur vorübergehend bzw infolge
der besonderen (‚akzidentellen‘) Umstände des Einzelfalls
nicht am Tatort befindlichen Tatobjekt – die Tauglichkeit
‚nach der Art der Handlung‘ zu beurteilen ist. [. . .] Die
Entscheidung 13 Os 59/07m, die (laut Schuldspruch) Bei-
tragshandlungen zur Inverkehrsetzung einer großen
Menge Suchtgift nach § 28 Abs 2 vierter Fall und Abs 4
Z 3 SMG idF BGBl I 2002/134 (im Deliktsstadium des
Versuchs) zu beurteilen hatte, folgte diesem Ansatz hin-
gegen (noch) nicht und verneinte die Strafbarkeit primär
wegen des Nichtvorhandenseins ‚des gesetzlich benann-
ten Mittels‘ (somit wegen absoluter Untauglichkeit des
Objekts), weil sich das Tatobjekt Kokain, das in einem
Container von S-Amerika über N-Amerika nach Europa
verschifft und sodann am Landweg nach Österreich ver-
bracht werden sollte, im Hinblick auf das Einschreiten
der US-Zollbehörden – die das Suchtgift entdeckt, sicher-
gestellt und anschließend (in Absprache mit den österrei-
chischen Behörden) den planmäßigen Weitertransport
des (leeren) Containers nach Österreich ermöglicht hat-
ten – zum Zeitpunkt der versuchten Übernahme durch
den Täter nicht mehr (wie von ihm erwartet) im Contai-
ner befand“.

• 11 Os 81/21b EvBl 2022/42: § 1 Abs 2 erster Satz, § 61
StGB beziehen sich nicht auf bloße Strafbemessungsvor-
schriften. Der in § 61 zweiter Satz StGB angeordnete
Günstigkeitsvergleich ist für jede Tat (im materiellen
Sinn) gesondert vorzunehmen. Das Ergebnis dieser Prü-
fung ist entweder, dass – streng fallbezogen in einer kon-
kreten Gesamtschau der möglichen Unrechtsfolgen – die

Strafgesetze zur Tatzeit günstiger oder jene zum UZeit-
punkt zumindest gleich günstig für den Täter sind. Je
nachdem ist die Subsumtion (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO)
der einzelnen Tat – in vollem Umfang – entweder nach
den Tatzeit- oder nach den UZeitgesetzen vorzunehmen.
Eine Mischung der verschiedenen Rechtsschichten ist in-
soweit also unzulässig.

• 13 Os 54/21x EvBl-LS 2022/47: Ein tätlicher Angriff auf
einen Beamten nach § 270 Abs 1 StGB ist eine vorsätz-
liche, unmittelbar auf dessen Körper zielende Einwir-
kung. Steigert sich bei einem einheitlichen Tatgeschehen
die Tätlichkeit gegen einen Beamten zu einer (zumindest
mit Misshandlungsvorsatz begangenen) Körperverlet-
zung, wird das Vergehen des tätlichen Angriffs auf einen
Beamten nach § 270 Abs 1 StGB durch jenes der schwe-
ren Körperverletzung nach §§ 83 (Abs 1 oder 2), 84 Abs 2
StGB konsumiert. Im Anschluss an RIS-Justiz RS0092960
– konkret: (T 1) – sieht die Entscheidung in „Steigerung“
gegen einen Beamten gerichteter „Tätlichkeit [. . .] zu ei-
ner (zumindest mit Misshandlungsvorsatz begangenen)
Körperverletzung“ Konsumtion von § 270 Abs 1 durch
§§ 83 (Abs 1 oder 2), 84 Abs 2 StGB. RIS-Justiz
RS0128225 stellt klar: „Ob Subsidiarität vorliegt, be-
stimmt sich im Gegensatz zur Konsumtion, wo die kon-
kreten Umstände der Tatbegehung in die Beurteilung
einzubeziehen sind, nach dem abstrakten Verhältnis der
strafbaren Handlungen zueinander.“

• 13 Os 47/21 t EvBl-LS 2022/48: Organisierte Schwarzar-
beit nach § 153e Abs 1 StGB begeht, wer – jeweils ge-
werbsmäßig (§ 70 StGB) – Personen zur selbständigen
oder unselbständigen Erwerbstätigkeit ohne die erforder-
liche Anmeldung zur Sozialversicherung oder ohne die
erforderliche Gewerbeberechtigung anwirbt, vermittelt
oder überlässt (Z 1), eine größere Zahl illegal erwerbstä-
tiger Personen (Z 1) beschäftigt oder mit der selbständi-
gen Durchführung von Arbeiten beauftragt (Z 2) oder in
einer Verbindung einer größeren Zahl illegal erwerbstäti-
ger Personen (Z 1) führend tätig ist (Z 3). § 153e StGB ist
ein Allgemeindelikt. Demnach kann jede Person Täter
sein, ob sie Dienstgeber oder von § 153e Abs 2 StGB um-
fasster leitender Angestellter (§ 74 Abs 3 StGB) ist, spielt
hier keine Rolle. Neben der fehlenden Anmeldung zur
Sozialversicherung begründen auch weitere Verstöße ge-
gen die Meldepflicht (§§ 33 und 34 ASVG), wie etwa fal-
sche Angaben zur Person des tatsächlichen Dienstgebers,
illegale Erwerbstätigkeit iS der Legaldefinition des § 153e
Abs 1 Z 1 StGB. § 153e StGB stellt innerhalb der beiden
Tatbestände nach Abs 1 Z 1 und 2 jeweils ein alternatives
Mischdelikt dar: Anwerben, Vermitteln und Überlassen
(Z 1) sind untereinander gleichwertige Begehungsweisen,
ebenso Beschäftigen und Beauftragen (Z 2). Die drei Tat-
bestände des § 153e Abs 1 Z 1, 2 und 3 StGB bilden ein
kumulatives Mischdelikt. Im U muss daher festgestellt
werden, welchen Tatbestand der Täter erfüllt hat. Bei
Verwirklichung von zwei oder drei Tatbeständen durch
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denselben Täter liegen mehrere Vergehen nach § 153e
StGB vor. Überlassen (§ 153e Abs 1 Z 1 dritter Fall StGB)
werden Arbeitskräfte, wenn sie Dritten zur Erbringung
von Arbeitsleistungen zur Verfügung gestellt werden.
Die Entlohnung der Arbeitskräfte erfolgt dabei durch
den Überlasser. Diese Tatbegehungsvariante erfasst im
Speziellen Personalbereitsteller. Kein Überlassen iS dieser
Tatbestandsvariante liegt vor, wenn Arbeitskräfte zur Er-
bringung einer einem Dritten geschuldeten Werkleistung
eingesetzt werden. Dadurch wird aber das Tatbild des
§ 153e Abs 1 Z 2 erster Fall StGB erfüllt, nämlich das
(im eigenen Betrieb erfolgende) Beschäftigen illegal er-
werbstätiger Personen, sofern gleichzeitig eine größere
Zahl illegal erwerbstätiger Personen, worunter ein Richt-
wert von etwa zehn Personen zu verstehen ist, beschäftigt
wird. Weiters erfordern die Tatbestände des § 153e Abs 1
StGB die Absicht des Täters, sich durch wiederkehrende
Begehung längere Zeit hindurch ein nicht bloß geringfü-
giges fortlaufendes Einkommen zu verschaffen, wobei zu-
sätzlich eine der in § 70 Abs 1 Z 1 bis 3 StGB genannten
Voraussetzungen vorliegen muss. Gewerbsmäßigkeit ist
auch dann gegeben, wenn die Absicht auf Erzielung eines
fortlaufenden Einkommens durch wiederkehrende Bege-
hung verschiedene der Tätigkeiten des § 153e Abs 1 StGB
umfasst.

• 12 Os 120/21w EvBl-LS 2022/56: Mit Blick auf den inso-
weit eindeutigen Gesetzeswortlaut, wonach die allg Straf-
gesetze gelten, sofern das JGG nichts anderes bestimmt
(§ 5 erster Satz JGG), findet § 43 Abs 3 StGB auch für
die Ahndung von Jugendstraftaten Anwendung, weil § 5
Z 9 JGG lediglich die auf die urteilsmäßige Strafe abstel-
lende Beschränkung des § 43 Abs 1 StGB beseitigt. Der
OGH erteilt der als systematische Auslegung bezeichne-
ten, im Schrifttum geäußerten Überzeugung, wonach
„der für das Verbrechen der Vergewaltigung vorgesehene
Ausschluss der bedingten Nachsicht einer Freiheitsstrafe
bei Jugendstraftaten und Straftaten eines jungen Erwach-
senen nicht anwendbar“ sei, eine Absage.

• 14 Os 94/21m EvBl 2022/70: Eine rechtswirksame und
mängelfreie, ihrerseits nicht missbräuchliche – und im
Tatzeitpunkt gegebene – Einwilligung des Machtgebers
zu einer Vertretungshandlung schließt Befugnisfehlge-
brauch aus. Ist der Machtgeber eine GmbH, kann ein
die Tatbestandsverwirklichung ausschließendes Einver-
ständnis (auch nach der Rechtslage vor BGBl I 2015/
112) von den Gesellschaftern (als Rechtsgutträgern und
demnach wirtschaftlich Berechtigten) gegeben werden.
Diese Grundsätze gelten auch für eine privatrechtlich or-
ganisierte gemeinnützige Bauvereinigung nach dem
WGG, die in der Rechtsform der GmbH geführt wird.
Denn die im WGG normierten (vermögensbezogenen)
Pflichten der Ges zur Kapitalerhaltung bezwecken (nur)
die Absicherung dem Gemeinwohl dienender Aufgaben
des Wohnungs- und Siedlungswesens (§ 1 Abs 2 und 3
WGG) und sollen einen diesen Interessen zuwiderlaufen-

den Abfluss von Gesellschaftsvermögen verhindern. Sie
dienen daher ebenso wenig dem (untreuerelevanten) Ver-
mögensschutz der Gesellschafter (als wirtschaftlich Be-
rechtigten) wie das in § 29 WGG normierte Aufsichts-
recht der LReg über die gesamte Geschäftsführung der
gemeinnützigen Bauvereinigung. Die Regelungen des
WGG lassen auch die vermögensrechtlichen Beziehungen
zwischen der Ges (Machtgeber) und deren Vertretungs-
organen (Machthaber) sowie die Position der Anteilseig-
ner als wirtschaftlich Berechtigte unverändert. Sie führen
daher weder dazu, dass VerwaltungsBeh oder Dritte ne-
ben den Gesellschaftern zu wirtschaftlich Berechtigten
werden, noch dazu, dass die Anteilseigner ihre Position
als (allein) wirtschaftlich Berechtigte verlieren oder die
Ges selbst zur wirtschaftlich Berechtigten wird.

• 15 Os 128/21v EvBl-LS 2022/88: Für den Ausschluss des
Verfalls gem § 20a Abs 2 StGB idgF reicht es – anders
als nach § 20a Abs 1 StGB idF vor BGBl I 2010/108 betref-
fend die Abschöpfung der Bereicherung – nicht hin, dass
sich der Angekl zur Befriedigung der zivilrechtlichen An-
sprüche aus den Taten (nur) in einem vollstreckbaren No-
tariatsakt iSd § 1 Z 17 EO verpflichtet hat. § 373b StPO, so
der OGH in seiner Begründung, räumt dem Opfer das – im
Zivilrechtsweg geltend zu machende – Recht ein, die Be-
friedigung seiner rk zuerkannten Ansprüche aus dem
vom Bund bereits vereinnahmten Vermögenswert zu ver-
langen. Die Bestimmung steht daher – gerade weil das Op-
fer zu einem Vorgehen nach § 373b StPO nicht verpflichtet
ist – einer (wenngleich unerwünschten) „doppelten Ab-
nahme“ des durch die Tat erlangten (oder diesem entspre-
chenden) Vermögenswerts selbst im Fall eines Zuspruchs
im Adhäsionsverfahren oder in einem zivilgerichtlichen U
nicht entgegen, sodass daraus für den Standpunkt, die aus
der fehlenden Möglichkeit einer Inanspruchnahme des
Bundes nach § 373b StPO auf Basis (nur) eines Notariats-
akts (arg „rk zuerkannt“) die Erfüllung eines Ausschluss-
grundes für den Verfall ableitet, nichts zu gewinnen ist.
Angekl stünde jedoch – für den Fall von Zahlungen an
die Geschädigten – eine nachträgliche Milderung des Ver-
falls nach § 31a Abs 3 StGB (§ 410 StPO) offen.

• 14 Os 49/21v EvBl 2022/91: § 302 Abs 1 StGB: Reicht
der Anspruch des Staates gegenüber dem Beamten, kei-
nen Befugnisfehlgebrauch (hier durch Nichteinhaltung
von Vorschriften des MBG) zu begehen, nicht aus, gilt
dies umso weniger für das (daraus abgeleitete) Recht,
die Einhaltung von (darauf bezogenen) Vorschriften
nachträglich zu überprüfen. Das staatliche Recht „auf Ge-
währleistung einer das Recht auf Privatsphäre der Betrof-
fenen ausschließlich im Rahmen des ges Vorbehaltes be-
einträchtigenden nachrichtendienstlichen Informations-
sammlung (§ 3 Abs 2 MBG)“ betrifft bloß den staatlichen
Anspruch gegenüber dem Beamten, keinen Befugnis-
missbrauch zu begehen.

• 13 Os 24/21k EvBl-LS 2022/103: In Verbandsverantwort-
lichkeitssachen, denen gerichtlich strafbare Finanzverge-
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hen zugrunde liegen, sind die Grenzen der Zulässigkeit
bedingter Nachsicht nach § 7 VbVG zu beurteilen, womit
insoweit gänzlich bedingte Nachsicht der Verbandsgeld-
buße nicht möglich ist.

• 15 Os 95/21s EvBl 2022/108: Annahme einer schweren
Dauerfolge iSd § 85 Abs 1 Z 2 zweiter Fall StGB setzt
die Herbeiführung einer auffallenden Verunstaltung für
immer oder für lange Zeit voraus: „Für immer“ bedeutet
auf Lebenszeit des Verletzten. Die alternativ geforderte
„lange Zeit“ ist durch einen Zeitraum als erfüllt anzuse-
hen, der von der durchschnittlich zu erwartenden weite-
ren Lebensdauer des Opfers einen wesentlichen Teil ein-
nimmt. Die dabei anzustellende Prognose, dass die auf-
fallende Verunstaltung – wenn auch nicht mit an Sicher-
heit grenzender, so doch –mit großer Wahrscheinlichkeit
lange Zeit andauern wird, hat auf Basis des neuesten
Stands der Medizin (unter Berücksichtigung der Behand-
lungsmöglichkeiten) zum Zeitpunkt des U der letzten
Tatsacheninstanz zu erfolgen. Mit Blick auf dieses Dauer-
erfordernis ist demnach die in Rede stehende Qualifika-
tion nicht erfüllt, wenn im UZeitpunkt die auffallende
Verunstaltung (aufgrund erfolgter ärztlicher Heilbehand-
lung oder eines operativen Eingriffs) bereits wieder besei-
tigt ist oder aber mit großer Wahrscheinlichkeit prognos-
tiziert werden kann, dass sie im Zuge des Heilungspro-
zesses oder der weiteren Behandlung in absehbarer, je-
denfalls nicht langer Zeit beseitigt sein wird. Im
Rahmen dieser vom Gericht zu treffenden Prognose kön-
nen daher auch konkrete vom Verletzten bereits in Aus-
sicht genommene kosmetische Operationen Berücksich-
tigung finden, wenn sie – wie im vorliegenden Fall – un-
ter Abwägung von Erfolgschancen, Risiken, zu erwarten-
den Schmerzen und Kosten für das Opfer zumutbar sind.

• 13 Os 130/21y, 131/21w EvBl-LS 2022/123: Aus der Ein-
ordnung in den siebenten Abschnitt des BT des StGB
folgt, dass auch der Tatbestand des § 178 StGB das Her-
beiführen einer Gefahrensituation verlangt (vgl dazu
auch die Überschrift des § 178 StGB „Gefährdung von
Menschen“). Die im Tatbestand beschriebene Gefahr ist
jene der Verbreitung einer übertragbaren Krankheit un-
ter Menschen. Die Strafbarkeit ist an die objektive Bedin-
gung geknüpft, dass die Krankheit ihrer Art nach, das
heißt, unabhängig von den Umständen des Einzelfalls,
zu den wenn auch nur beschränkt anzeige- oder melde-
pflichtigen Krankheiten gehört, womit sich der Vorsatz
nicht auf die Anzeige- oder Meldepflicht beziehen muss.
Bezweckt wird, die Bevölkerung vor den Gefahren einer
Ansteckung mit bestimmten übertragbaren Krankheiten
zu schützen. Das bedeutet, die im Tatbestand beschriebe-
ne (Verbreitungs-)Gefahr muss zwar nicht tatsächlich
eintreten, die Tathandlung muss aber typischerweise ge-
eignet sein, sie herbeizuführen. Die Frage nach dieser Eig-
nung ist Gegenstand der rechtlichen Beurteilung und ist
vom Gericht nach den Umständen des jeweiligen Einzel-
falls zu beantworten. Der Rechtsfrage nach der Gefähr-

dungseignung logisch vorgelagert ist aber die – auf der
Feststellungsebene angesiedelte – Frage nach dem Vorlie-
gen einer übertragbaren Krankheit, also einer solchen, bei
der ein Krankheitserreger unmittelbar oder mittelbar von
einem Individuum auf ein anderes übergehen kann. Um
überhaupt in die Eignungsprüfung der Tathandlung ein-
treten zu können, muss das Gericht daher jeweils fallbe-
zogen das Vorhandensein eines entsprechenden Krank-
heitserregers feststellen. Nach den Feststellungen des
ErstG war – so der OGH abschließend – die Angekl, als
sie in Richtung der PolBeamten hustete, nicht mit dem
Erreger SARS-CoV-2 infiziert. Anhaltspunkte für die An-
nahme anderer, von der Angekl allenfalls mittelbar einge-
setzter, Infektionsquellen fehlten ebenso. Auf die Unzu-
lässigkeit eines bloßen Subsumtionsfreispruchs haben
BerG und OGH hingewiesen.

• 14 Os 5/22z EvBl-LS 2022/131: Schlepperei ist ein schlich-
tes Tätigkeitsdelikt, das mit Ausführung der ges umschrie-
benen Tathandlung vollendet ist. Ob diese gelingt, ist für
die Frage der Tatvollendung ohne Bedeutung.

• 14 Os 148/21b EvBl 2022/121: In Bezug auf § 87 Abs 1
StGB ist Versuch uneingeschränkt möglich.

• 14 Os 102/21p EvBl-LS 2022/138: Bei einer Überweisung
von einem Bankkonto auf ein anderes tritt der tatbe-
standsmäßige Erfolg des § 146 StGB bereits bei der Ab-
buchung vom Konto des Auftraggebers und nicht erst
durch die Gutschrift auf dem Empfängerkonto ein. Die
Zusage, ein Empfängerkonto für betrügerisch erschliche-
ne Überweisungen zur Vfg zu stellen und nach Einlangen
des Geldes darüber iS des Auftrags des (unmittelbaren)
Täters zu disponieren, kann ein Beitrag zum Betrug sein.
Ein solcher Beitrag ist über die formelle Vollendung hi-
naus bis zur materiellen Vollendung (Vollbringung)
möglich, somit bei einer durch Täuschung bewirkten
Überweisung eines Geldbetrags bis zu dessen Gutschrift
auf dem Empfängerkonto. Erst mit dem Zeitpunkt des
Zuwachses zum Vermögen des Täters der Vortat hat die-
ser den Vermögensbestandteil durch die Tat erlangt und
wird dieser zum tauglichen Tatobjekt Vortat-bezogener
Geldwäscherei nach § 165 Abs 2 StGB.

• 14 Os 133/21x EvBl-LS 2022/139: Vermögenslosigkeit des
Angekl stellt keinen Anwendungsfall des § 20a Abs 3
zweiter Fall StGB dar, weil sich die Unverhältnismäßig-
keit allein auf den Ermittlungsaufwand, nicht aber auf
die geringe Wahrscheinlichkeit der (erst im Rahmen des
Vollstreckungsverfahrens zu prüfenden [§§ 408f StPO])
Einbringung des jeweiligen Vermögenswerts bezieht. Der
OGH hat angemerkt, dass der Verfall keine (Schuld vo-
raussetzende) Strafe, sondern eine vermögensrechtliche
Maßnahme eigener Art ist, sodass eine Anwendung der
§§ 43ff StGB von vornherein nicht in Betracht kommt.

III. VERFAHRENSRECHT
• 13 Os 3/21x, 4/21v EvBl 2021/128: Ist das im gemeinsam
geführten Hauptverfahren ergangene U über die natürli-
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che Person ein Freispruch, wird die Verbundenheit der
Verfahren gerade dadurch gelöst. Nur „im Fall eines
Schuldspruches“ sind nämlich „in fortgesetzter HV“ die
Schlussvorträge zum belangten Verband zuzulassen und
danach das VerbandsU zu fällen. Im Fall „des Frei-
spruchs“ der natürlichen Person muss der Ankläger hin-
gegen bei sonstigem Verlust des Verfolgungsrechts bin-
nen drei Tagen erklären, ob „in einem selbstständigen
Verfahren“ über die Verhängung einer Verbandsgeldbu-
ße entschieden werden soll. Erst nach fristgerechter Ab-
gabe eines solchen Antrags hat das Gericht insoweit
„nach § 22 Abs 2“ VbVG vorzugehen. Nichterledigung
einer Anklage ist nur zum Nachteil des Angekl oder be-
langten Verbandes anfechtbar, weil sie einem Freispruch
gleichkommt. Mit einem „Freispruch“ von einer nicht an-
geklagten Tat, sei es – unbekämpfbar – durch das ErstG,
sei es durch den OGH (§ 349 Abs 1 StPO), ist die ne bis in
idem-Wirkung nicht verbunden, ebenso wenig wie mit
der ersatzlosen Aufhebung eines Schuldspruchs wegen ei-
ner nicht angeklagten Tat nach § 288 Abs 2 StPO. Indem
jedoch das Verfahrensrecht die Anfechtbarkeit eines
Schuldspruchs in Überschreitung der Anklage vorsieht,
kann dieser auch in Rechtskraft erwachsen, und zwar
mit den im 16. HptSt der StPO vorgesehenen Konsequen-
zen. Einem „zu milde“ Verurteilten könnte an einer der-
artigen Folge sogar gelegen sein, womit dessen Anfech-
tungsverzicht wohl überlegt geschähe (und es Sinn macht,
dass § 290 Abs 1 zweiter Satz [erster Fall] StPO amtswe-
giges Vorgehen des OGH nicht vorsieht).

• 12 Os 38/21m, 39/21h EvBl 2021/136: Ein Verstoß gegen
das besondere Beschleunigungsgebot in Haftsachen be-
wirkt nicht ohne weiteres den Anspruch auf sofortige
Enthaftung. Ein solcher ist vielmehr gem § 9 Abs 2 StPO,
aber auch nach Art 5 Abs 3 zweiter Satz MRK und Art 5
Abs 1 PersFrG nur bei einer unverhältnismäßig langen
Verfahrensdauer gegeben. § 9 Abs 1 (als Ausdruck von
Art 6 Abs 1 MRK) und Abs 2 (als Ausdruck von Art 5
Abs 3 MRK, Art 5 Abs 1 PersFrG) StPO sind auseinan-
derzuhalten. Gerichten steht zwar zu, bei Verletzung
„des besonderen Beschleunigungsgebots in Haftsachen
im Bereich der StA Abhilfe durch einen konkreten Auf-
trag an diese zu schaffen“, was indirekt zur Beschleuni-
gung des Ermittlungsverfahrens führen kann; unmittel-
bare Konsequenzen hat mangelnde Befolgung solcher
„Aufträge“ aber nur für die Haft. Vom „besondere[n]“
Beschleunigungsgebot in Haftsachen (§ 9 Abs 2 StPO)
abgesehen, kommt Besch ein subjektives Recht auf Be-
schleunigung des Ermittlungsverfahrens nach Maßgabe
von § 108 Abs 1 und 2 zweiter Satz, § 108a Abs 2, 3
und 4 erster Satz StPO zu. Geht es nicht um die Anwen-
dung unmittelbar subsumtionsfähiger Vorschriften, son-
dern um eine vom Gesetz verlangte abwägende Gesamt-
betrachtung (vgl § 108 Abs 1 Z 2, § 108a Abs 3 erster
Satz StPO, die eine Abwägung staatsanwaltlicher Ermitt-
lungs- gegen Einstellungsinteressen Besch verlangen oder

die Abwägung von Ermittlungsinteressen gegen Persön-
lichkeitsrechte), eine für Strafbemessung und Grobprü-
fung durch den VfGH typische Zuschreibung, die sich
strikter Falsifizierbarkeit entzieht, kann eine solche nur
dann iSd § 23 StPO als „unrichtig“ beurteilt werden,
wenn sie „in unvertretbarer Weise gegen die [in Anschlag
zu bringenden] Bestimmungen verstoßen hat“ (vgl § 281
Abs 1 Z 11 dritter Fall StPO), was jedenfalls zutrifft, wenn
vom Gesetz erkennbar (vgl § 108 Abs 1 Z 2, § 108a Abs 3
erster Satz StPO) die Abgrenzung unterschiedlicher Prü-
fungsschritte verlangt wird und die angefochtene Ent-
scheidung diese nicht klar erkennen lässt.

• 13 Os 21/21v EvBl-LS 2021/159: Gem § 5 Abs 1 erster
Satz EIRAG dürfen in Verfahren, in denen sich die Partei
durch einen RA vertreten lassen oder ein Verteidiger bei-
gezogen werden muss (§ 61 Abs 1 StPO iVm § 195 Abs 1
FinStrG), dienstleistende europäische RA als Vertreter
oder Verteidiger einer Partei nur im Einvernehmen mit
einem in die Liste der RA einer österr RAK eingetragenen
RA (EinvernehmensrechtsRA) handeln, es sei denn, sie
haben die Eignungsprüfung iSd §§ 24ff EIRAG mit Er-
folg abgelegt (§ 5 Abs 3 EIRAG). Eine § 15 RAO ver-
gleichbare Substitutionsregelung für bei einem dienstleis-
tenden europäischen RA in Verwendung stehende Be-
rufsanwärter enthält das EIRAG nicht. Eine Anwendung
des § 15 RAO auf bei einem dienstleistenden europä-
ischen RA in Verwendung stehende Rechtsanwaltsanwär-
ter kommt nicht in Betracht, weil diese Substitutionsre-
geln ausschließlich auf in Österreich tätige Berufsanwär-
ter abstellen, die in Österreich in die Liste der RAA ein-
getragen sind und entweder die österr RAPrüfung
absolviert haben oder denen das Erfordernis vom Aus-
schuss einer österr RAK auf Ansuchen eines inl RA für
die Dauer der Verwendung bei diesem erlassen worden
ist.

• 13 Os 128/20b EvBl 2021/149: Die Feststellungswirkung
des Schuldspruchs einer natürlichen Person erstreckt sich
dann auf einen Verband, wenn der Verband im Verfah-
ren gegen die natürliche Person Parteistellung gem § 15
Abs 1 zweiter Satz VbVG, somit die Möglichkeit hatte,
zu den Vorwürfen, für die er verantwortlich erklärt wer-
den könnte, Stellung zu nehmen und das U über seinen
Entscheidungsträger (oder Mitarbeiter) – im Umfang des
betreffenden Schuldspruchs – auf gleiche Weise wie die-
ser zu bekämpfen, und der Schuldspruch sowohl gegen-
über dem Verband als auch gegenüber allen weiteren An-
fechtungsberechtigten in Rechtskraft erwachsen ist. Was
abgewiesene Anträge anlangt, sind nach § 281 Abs 1 Z 4,
§ 345 Abs 1 Z 5 StPO diejenigen beachtlich, die der Bf
vom Beginn der HV, also dem Aufruf der Sache (§ 239
erster Satz StPO), bis zum Schluss der Verhandlung
(§ 257 erster Satz, § 319 [auf überraschende Fragen an
die Geschworenen kann mit entsprechender Antragstel-
lung reagiert werden] StPO) gestellt und nicht zurückge-
nommen hat, und zwar einschließlich des Schlussvor-
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trags. Eine Ausnahme gilt für Schlussvorträge nach § 22
Abs 2 VbVG: Als ultimativer Zeitpunkt gilt hier der
Schluss der Verhandlung gegen die natürliche Person.
Was sich danach ereignet, wäre Sache eines Wiederauf-
nahmeantrags.

• 11 Os 72/21d EvBl 2021/158: Prozessgegenstand der ur-
sprünglichen oder in der HV (zulässig – allenfalls auch
alternativ) erweiterten Anklage, an den das erkennende
Gericht gebunden ist, ist die konkret bestimmte Tat, also
das Verhalten des Angekl, wie es sich aus der Anklage
ergibt, nicht aber die vom Ankläger vorgenommene
rechtliche Beurteilung. Maßgeblich ist, welchen Sachver-
halt der Ankläger dem erkennenden Gericht zur tatsäch-
lichen Klärung und rechtlichen Beurteilung anheim ge-
stellt hat. Ausdehnung der Anklage in Abwesenheit des
Angekl ist unzulässig. Der Ankläger hat, wenn bei der
in Abwesenheit des Angekl durchgeführten HV eine neue
Tat hervorkommt und er diese verfolgen will, nach § 210
Abs 1 StPO bei dem für das Hauptverfahren zuständigen
Gericht schriftlich Anklage einzubringen. Besetzungs-
mängel (§ 281 Abs 1 Z 1 StPO), Verteidigeranwesenheit
(§ 281 Abs 1 Z 1a StPO), örtliche und sachliche Unzu-
ständigkeit (§§ 281a, 468 Abs 1 Z 1 erster Fall und Z 2
[§ 489 Abs 1 erster Satz] StPO) und Identität von Ankla-
ge- und Urteilsgegenstand (§ 281 Abs 1 Z 7 und 8 StPO)
sind Gegenstand von NG, über deren Vorliegen auch der
OGH als RMG in tatsächlicher Hinsicht selbst zu ent-
scheiden befugt ist, da es bei Tatumständen nur um bloß
prozessuale geht. Gegen mittelbare anstelle eigenständi-
ger Aufklärung besteht angesichts des dafür geltenden
sog Freibeweises kein Einwand. Bei Besetzung und Ver-
teidigeranwesenheit im kollegialgerichtlichen Verfahren
geschieht dies durch die Würdigung aktenkundiger und
im RM beigebrachter „Tatsachen und Beweismittel“, zur
Übereinstimmung von Anklage- und UGegenstand ergibt
sich der maßgebliche Anklagewille unmittelbar, bei Be-
kämpfung des Ausspruchs von Nichtzuständigkeit subsi-
diär „aus den Akten“, und bei geltend gemachter sachli-
cher Unzuständigkeit entscheidet der Vergleich der Fest-
stellungen mit den rechtlichen Kategorien von § 30
Abs 1, § 31 Abs 4 StPO. Vom Angekl kann Anklageaus-
dehnung in seiner Abwesenheit als Verletzung von § 427
StPO mit NB (§ 281 Abs 1 Z 3 StPO) geltend gemacht
werden.

• 12 Os 53/21t, 54/21 i, 55/21m, 56/21h, 57/21 f EvBl-LS
2021/179: Ob die HV wiederholt oder (unzulässig) fort-
gesetzt wurde, ist allein nach dem im HVProt dokumen-
tierten tatsächlichen Geschehen zu beurteilen. Gesetzwid-
rige Fortsetzung bedeutet, dass die Verfahrensergebnisse
der früheren Verhandlungstermine im U verwertet wer-
den dürfen. Fortsetzung der HV entgegen § 276a StPO
kann durch einen auf Wiederholung gerichteten Antrag
entgegengewirkt werden. Dessen Abweisung ist Gegen-
stand von Verfahrensrüge aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO. Da
nur eine einzige HV ins U mündet, wird mit einer Wie-

derholung (Neudurchführung) der HV die ursprüngliche
gänzlich vernichtet. Was in einer solcherart vernichteten
HV, nicht aber in der wiederholten HV vorgekommen ist,
darf nach § 258 Abs 1 StPO bei sonstiger Nichtigkeit aus
§ 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall StPO nicht verwertet werden.
Auch nichtige Verfahrensakte werden durch Wiederho-
lung der HV obsolet. Daher eignet sich Wiederholung
der HV zur Sanierung von Verfahrensmängeln. Wird
aber die HV ohne ges Verpflichtung (§ 276a zweiter Satz
StPO) wiederholt, können Angekl und Ankläger zum
Schutz vor dem Einfluss missachteter Beweisverwen-
dungsverbote auf anwesende Richter deren nunmehrige
Ausgeschlossenheit geltend machen, soweit sie iSd § 281
Abs 3 StPO zur Geltendmachung des missachteten Be-
weisverwendungsverbots berechtigt sind. Die Rügeoblie-
genheit des § 281 Abs 1 Z 1 StPO knüpft unmittelbar an
erkannte Wiederholung. Überflüssige „Neudurchfüh-
rung“ zieht Ausgeschlossenheit nicht nach sich, sodass
vom ErstG auf Ausgeschlossenheit nur erkannt werden
darf, wenn es über den Erfolg einer auf das Verwen-
dungsverbot bezogenen Verfahrensrüge sicher sein kann.

• 15 Os 68/21w EvBl-LS 2022/8: Die im wiederaufgenom-
menen Verfahren nicht mehr zu prüfende Bewilligung
der Wiederaufnahme leitet in ein neues, vom früheren
völlig unabhängiges Verfahren über, in welchem der pro-
zessuale Rechtsbestand aus dem rk abgeschlossenen Pri-
märverfahren nicht fortwirkt. Eine Bindung des erken-
nenden Gerichts an die Feststellungen des aufgehobenen
U (sowie an deren Begründung) besteht demnach ebenso
wenig wie eine Bindung an die Begründung des Wieder-
aufnahmeB und dort als relevant erachtete Beweise. An-
ders als staatsanwaltliche Anordnungen auf Fortführung
des Ermittlungsverfahrens (§§ 193, 195 Abs 3 StPO) und
die sog formlose Wiederaufnahme nach § 363 StPO kön-
nen wirksam gewordene gerichtliche B auf Stattgebung
eines Antrags auf Fortführung des Ermittlungsverfahrens
(§ 196 Abs 3 StPO) oder Wiederaufnahme des Verfah-
rens (s dazu RIS-Justiz RS0101132; RS0099878) mit NB
nicht mehr in Frage gestellt werden. Wurde eine von
der StA angeordnete Fortführung durch eine nachfolgen-
de rk gerichtliche Entscheidung im Ermittlungsverfahren
bestätigt (§§ 106 f, 108 StPO), kommt diese einer Ge-
richtsentscheidung auf Wiederaufnahme gleich und ist
demnach bindend; NB scheidet dann ebenso aus wie im
Fall rk (gerichtlich) angeordneter Wiederaufnahme.

• 15 Os 66/21a, 93/21x EvBl 2022/13: Erachtet das BerG
einen von den Feststellungen des angefochtenen U abwei-
chenden Bedeutungsinhalt der These für gegeben, hat es
die Beteiligten dazu zu hören. Die Feststellungsgrundlage
im Gegendarstellungsverfahren nach §§ 9ff MedienG
sind die tatsächlichen UAnnahmen zum Bedeutungsin-
halt der These (als Tatfrage), welche aus § 281 Abs 1
Z 5 StPO (und zufolge sachlicher Zuständigkeit des ER
[§ 14 Abs 2 zweiter Satz MedienG] mit Schuldberufung
[§ 464 Z 2 erster Fall StPO]) bekämpft werden können
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(§ 489 Abs 1 erster Satz StPO). Darauf fußt die rechtliche
Beurteilung des Sinngehalts der Antithese und darauffol-
gend deren rechtliche Beurteilung als kontradiktorisch
oder nicht (§ 9 Abs 3 erster Satz MedienG). Die Kontra-
diktorietät kann mithin auf der Basis der erstinstanzlich
getroffenen Feststellungen zum Bedeutungsinhalt der
These mit Rechtsrüge (§ 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO) rele-
viert werden. Ist das BerG auf eine solche Berufung des
ASt hin im Gegensatz zum ErstU der Ansicht, das Kont-
radiktorietät vorliegt, müssen die tatsächlichen Feststel-
lungen des ErstG zum Bedeutungsinhalt der These amts-
wegig überprüft werden.

• 14 Os 83/21v EvBl-LS 2022/32: Ein generelles Recht auf
Beweisaufnahme im Berufungsverfahren sieht § 473
Abs 2 (iVm § 489 Abs 1) StPO nicht vor (vgl 11 Os 82/
18a). Während im Hauptverfahren der Vorsitzende zur
Sachverhaltsklärung ermächtigt (§ 254 StPO) und erken-
nendes Gericht oder SchwurGH nach Maßgabe berechtig-
ter Anträge (§ 55 StPO) verpflichtet sind, ermächtigt
§ 473 Abs 2 StPO im Verfahren über die Berufung gegen
das U eines ER das BerG zur Sachverhaltsklärung. Ein
Recht zu Beweisanträgen besteht im Verfahren über eine
Berufung „wegen des Ausspruches über die Schuld“
(§ 464 Z 2 erster Fall StPO) einerseits sowie „die Strafe“
und „die privatrechtlichen Ansprüche“ (§§ 283, 464 Z 2
zweiter Fall und Z 3 StPO, also gegen mit der Aufklärung
von Straftaten zusammenhängende Entscheidungen) an-
dererseits nur – aber immerhin – nach Maßgabe von Be-
denken des BerG (instruktiv 11 Os 82/18w EvBl 2019/7)
auch aufgrund von Beteiligten des RMVerfahrens ange-
zeigter neuer Tatsachen oder Beweismittel. Solche Beden-
ken entsprechen einer Aufhebung eines Sanktionsaus-
spruchs als nichtig nach § 281 Abs 1 Z 11 StPO, welche
im kollegialgerichtlichen Berufungsverfahren ausscheidet.
Mangelnde Berücksichtigung mit Berufung (§§ 283, 464
Z 2 und 3 [§ 489 Abs 1 erster Satz] StPO) angezeigter neu-
er Tatsachen oder Beweismittel wird von § 362 Abs 1
StPO erfasst. Die Verfassungssphäre betreffende Willkür
kommt – was die Entscheidung hervorhebt – auch als Ge-
genstand eines (ohne vorherige Befassung des EGMR) ge-
stellten Erneuerungsantrags in Betracht. Willkürliches
Außerachtlassen neuer Tatsachen oder Beweismittel kann
die GenProk als Verletzung von Regeln des Berufungsver-
fahrens mit NBzWdG geltend machen. So hat der OGH in
fehlender Begründung für abgewiesene Beweisanträge ei-
ne Gesetzesverletzung gesehen, aber auch darauf aufmerk-
sam gemacht, dass § 238 Abs 3 StPO im kollegialgericht-
lichen Berufungsverfahren nicht gilt und – behutsam for-
mulierend – erkannt, dass „auch die Stellung von auf
Strafzumessungstatsachen bezogenen Beweisanträgen im
Berufungsverfahren grundsätzlich zulässig ist“ (15 Os
72/07p EvBl 2007/153). § 55 überträgt die Rsp des OGH
zu – in der HV gestellten – Anträgen in angepasster Form
auf das Ermittlungsverfahren, keineswegs aber ohne wei-
teres auf das Verfahren über eine Berufung. Das ergibt

sich bereits aus § 55 Abs 2 Z 1 StPO, wonach Beweisauf-
nahmen, welche allein die Entscheidung über Sanktionen
oder privatrechtliche Ansprüche betreffen, als „für die Be-
urteilung des Tatverdachts ohne Bedeutung“ unterbleiben
dürfen. Zudem sieht die StPO zwar nicht für die HV
(§ 281 Abs 1 Z 4, § 345 Abs 1 Z 5 StPO), wohl aber für
den GT zur Entscheidung über eine Berufung im kolle-
gialgerichtlichen Verfahren von einer die Gerichte „bin-
denden Regelung des Verhaltens“ ab. Die für das kollegial-
gerichtliche Berufungsverfahren und die Sanktionsfin-
dung des OGH nach Aufhebung einer ausgesprochenen
Sanktion als nichtig iSv § 281 Abs 1 Z 11 StPO maßgebli-
chen §§ 286f StPO, die ein Beweisantragsrecht nicht ken-
nen, gelten auch für „die Anberaumung und Durchfüh-
rung des Gerichtstags zur öffentlichen Verhandlung“ über
die Berufung gegen das U eines ER, ohne dass insoweit in
§ 474 StPO „anderes bestimmt wird“ (§ 471 [§ 489 Abs 1
zweiter Satz] StPO). Soweit sie nicht Gegenstand von Be-
weisaufnahme im GT geworden sind, kommen dem BerG
angezeigte neue Tatsachen oder Beweismittel als Gegen-
stand von Wiederaufnahme in der Schuldfrage und nach-
träglicher Strafmilderung in Betracht; privatrechtliche An-
sprüche können ohnehin ungehindert vor den Zivilgerich-
ten geltend gemacht werden.

• 11 Os 109/21w EvBl 2022/56: Wo das Prozessrecht nicht
Vorschriften des Organisations- oder Standesrechts kon-
krete Bedeutung „nach diesem Gesetz“ verleiht, indem es
darauf verweist, sind die Rechtsbereiche auseinanderzu-
halten. Organisations- und Standesrecht kommen somit
nur dann ins Spiel, soweit die StPO ihnen Bedeutung für
das Prozessrecht zubilligt, also darauf verweist. Leitung
im Ermittlungsverfahren (§ 101 Abs 1 erster Satz StPO)
bedeutet Überordnung in der Führung und ist die Befug-
nis, also gleichermaßen Recht und Pflicht, Anordnungen
und „einzelne Aufträge“ für die Entscheidung über die
Stoffsammlung nach rechtlichen Kriterien zu erteilen.
Die Information der Medien (vgl § 1 Abs 1 Z 1 Me-
dienG) dient weder der „Aufklärung einer Straftat“ noch
der „Verfolgung verdächtiger Personen“ noch stellt sie
eine damit zusammenhängende „Entscheidung“ (iSd § 1
Abs 1 StPO) her; demnach ist sie nicht Gegenstand des
Ermittlungsverfahrens und dessen Leitung.Die Entschei-
dung weist den Weg auch für „Beweiserhebungen“
(§ 24 Abs 1 zweiter Satz VO-UA) durch „Auswertung“
sichergestellter „Datenträger“, um welche „Strafverfol-
gungsbehörden“ nach Art 53 Abs 3 erster Satz B-VG
von Untersuchungsausschüssen des NR ersucht wer-
den. Erst jüngst hat 14 Os 35/21k EvBl 2021/114 (Divjak)
mit Nachdruck darauf hingewiesen, dass „[d]ie Doku-
mentationsbefugnis der StA [. . .] zu den in § 1 Abs 1 ers-
ter Satz StPO normierten (ges) Zwecken, also zur Aufklä-
rung von (begangenen) Straftaten, zur Verfolgung solcher
Straftaten verdächtiger Personen und zu damit zusam-
menhängenden Entscheidungen [besteht]“ und „Doku-
mentation zu anderen als diesen Zwecken [. . .] einer kon-
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kret benennbaren ges Grundlage [bedarf]“. Da „Strafver-
folgungsbehörden“ weder nach § 1 Abs 1 StPO noch
nach dem „Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des
Nationalrats“ Befugnis zu „Auswertung“ sichergestellter
„Datenträger“ haben, soweit damit nur für einen Unter-
suchungsausschuss, nicht aber auch nach § 1 Abs 1 erster
Satz StPO erhebliche „Ergebnisse“ ermittelt werden sol-
len, fehlt dazu die vom OGH verlangte ges Grundlage
(Art 18 Abs 1, Art 53 Abs 5 B-VG). Insoweit hat die
StA maW „ges Aufgaben“ zur „Auswertung“ weder nach
der StPO noch nach der VO-UA zu erfüllen (§ 1 erster
Satz StAG) – sie liegen maW außerhalb „ihres gesetzli-
chen Wirkungsbereiches“, wie es die Art 53 Abs 3 erster
Satz und Abs 5 B-VG entsprechende Vorschrift des
Art 22 B-VG über die Verpflichtung „zur wechselseitigen
Hilfeleistung“ ausdrückt. Zu „Auswertung“ ohne Krimi-
nalPol ist die StA nicht einmal zur Erfüllung von Aufga-
ben nach § 1 Abs 1 StPO befugt. „Auswertung“ und
„Verarbeitung einer Information“ (§ 91 Abs 2 erster Satz
StPO) gehören zur „Durchführung einer Zwangsmaß-
nahme“ (§ 23 Abs 1a StPO). Betroffenen sind darauf be-
zogene Anordnungen bekanntzumachen (§ 81 StPO)
oder es ist – außer bei Identitätsfeststellung (§ 118 StPO)
und Überwachung nach § 137 Abs 1 erster Satz StPO –

eine „Bestätigung [. . .] auszufolgen oder zuzustellen“,
und zwar jeweils samt Belehrung über offenstehende
Rechtsbehelfe (§ 102 Abs 2 Z 4 StPO; vgl § 111 Abs 4,
§ 116 Abs 5, § 122 Abs 3, § 133 Abs 4, § 138 Abs 1 und
5, § 142 Abs 3 StPO; für „Körperliche Untersuchung“
[§ 123 StPO] und „Molekulargenetische Untersuchung“
[§ 124 StPO] fehlt bloß eine spezielle Erinnerung im
8. HptSt). Bei ges erlaubtem Aufschub (§ 116 Abs 5 drit-
ter Satz, § 133 Abs 4 zweiter Satz, § 138 Abs 5 zweiter
Satz, § 142 Abs 3 StPO) hängt die Zulässigkeit von
Rechtsbehelfen sogar von rechtswirksamer Bekanntma-
chung ab. Anders bei „Ermittlung“ (§ 91 Abs 2 erster Satz
StPO), die – aufgrund von „Beweisanforderungen“ eines
Untersuchungsausschusses (§§ 24ff VO-UA) – nicht „zur
Aufklärung von Straftaten, [. . .] Verfolgung verdächtiger
Personen und“ für „damit zusammenhängende Entschei-
dungen“ (§ 1 Abs 1 erster Satz StPO) angeordnet oder
durchgeführt wird (vgl zum Ganzen: Ratz, Ermittlungen
nach der StPO für Untersuchungsausschüsse, ÖJZ 2022,
271; zur Zurechenbarkeit ders, Verfahrensführung und
Rechtsschutz nach der StPO Rz 88, 91, 566). Jedenfalls,
wenn Betroffene davon nicht samt Belehrung über offen-
stehende Rechtsbehelfe durch StA oder KriminalPol in-
formiert werden, liegt die von § 23 Abs 1a StPO ange-
sprochene Subsidiarität gegenüber der „Einbringung
von Rechtsbehelfen“ durch dazu Berechtigte außerhalb
des ges Plans. Ebenso wie nach § 23 Abs 1a ergriffene
NBzWdG an der Zulässigkeit anderer Rechtsbehelfe
nichts ändern, bleibt auch die Zulässigkeit nach § 23
Abs 1a StPO ergriffener NBzWdG von danach einge-
brachten Rechtsbehelfen unberührt.

• 11 Os 137/21p EvBl 2022/63: Einstellung nach § 485
Abs 1 Z 3 begründet keine Ausgeschlossenheit des ER.
Was §§ 6 bis 8 ABGB anordnen, gilt zwar aufgrund dieser
Anordnung nicht nach der StPO. Ihr Inhalt ist aber Aus-
druck von Bindung der Vollzugsorgane an Rechtsvor-
schriften (Art 18 B-VG). Demnach geht es zuerst um
grammatikalische Interpretation als Ausgangspunkt und
Grenze von Auslegung; daran schließen sich logisch-sys-
tematische, historisch-teleologische und objektiv-teleolo-
gische Interpretation an. Eine „planwidrige“ Lücke darf
durch sog Analogie geschlossen werden, außer das Gesetz
lässt nur „ausdrückliche“ Regelung gelten; im Strafpro-
zessrecht wird „ausdrückliche“ Ermächtigung nur – aber
immerhin – für Eingriffe „in Rechte von Personen“ ver-
langt (§ 5 Abs 1 StPO). Ergibt diese Interpretation kein
verfassungskonformes Ergebnis, ist es „Aufgabe“ der or-
dentlichen Gerichte, nach Art 89 B-VG vorzugehen, er-
geben sie mehrere Ergebnisse, sind als verfassungswidrig
erkannte auszuscheiden. Die sog verfassungskonforme
Auslegung durch ordentliche Gerichte bedeutet also nicht
„Hineinlesen“ der Verfassung im Interpretationsvorgang,
vielmehr Prüfung möglicher Ergebnisse des Interpreta-
tionsvorgangs am Maßstab der Verfassung. „Hineinle-
sen“ bloßer „Überzeugung“ des Interpreten – ein logi-
scher Zirkel – ist auch die große Gefahr beim objektiv-
(also gerade nicht subjektiv-)teleologischen Auslegungs-
kriterium, indem der Interpret das, was er (oft, weil er
sich mit einem Obenhin begnügt) herauslesen will, in
den Text hineininterpretiert. Nach § 485 Abs 1 Z 3
[§ 212 Z 1] StPO einzustellen ist ein Strafverfahren, wenn
der ihm zu Grunde liegende Sachverhalt, „als wahr unter-
stellt“, keiner mit Strafe bedrohten oder aber strafbaren
Handlung subsumierbar ist (geht es um bloß strafbedroh-
te Handlungen, wird auf Zurechnungsunfähigkeit als
Ausnahmesatz verzichtet; vgl § 1 Abs 1 zweiter Satz
StPO). Es geht also nicht um einen (Verdachts-)„Aus-
spruch über die Schuld“ (vgl § 464 Z 2 erster Fall StPO),
maW „Vorbefasstheit in der Schuldfrage“, auf die 17 Os
4/16s, 5/16p, 11/16w EvBl-LS 2016/124 – allein – abstellt.
§ 43 Abs 2 StPO, so der OGH, spricht im Gegensatz zu
§ 43 Abs 1 Z 3 StPO strukturelle Ausgeschlossenheit an.
Analogie kommt dort nur in Frage, wenn klar ersichtlich
ist, dass der Gesetzgeber das Problem nicht im Auge
hatte.

• 12 Os 92/21b (verst Sen) EvBl 2022/76: Zweck des § 91
Abs 2 letzter Satz StPO ist insb der Schutz einer ange-
zeigten Person davor, ohne Anlass Objekt eines Strafver-
fahrens zu werden, Schutz vor öff Brandmarkung, obwohl
gar kein konkreter Tatverdacht vorliegt. Anders als die
Einsichtnahme in die (gesamte) VJ oder die Abfrage des
Strafregisters ist Beischaffung eines Gerichtsaktes zur
Einsichtnahme nicht Nutzung einer behördeninternen
Informationsquelle iS dieser Bestimmung. Wer als Organ
von Kriminalpol oder StA Gerichtsakten beischafft, statt
Einblick in die Verfahrensautomation Justiz (VJ) zu neh-
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men, gibt den vom Gesetz angestrebten Schutz nach die-
ser – im verstSen getroffenen – Entscheidung jedoch
preis. Solcherart als Strafverfahren geführte Ermittlungs-
verfahren können fortgeführt werden. Einspruch wegen
Rechtsverletzung im Ermittlungsverfahren ist nicht auf
Strafverfahren beschränkt.

• 13 Os 17/21 f EvBl 2022/77: § 31 Abs 4 lit b FinStrG
trennt zwischen (ieS) strafrechtlichen – und solcherart
von der StA (§§ 101ff StPO [iVm § 195 Abs 1 FinStrG])
oder vom Gericht (§§ 220 ff StPO [iVm § 195 Abs 1
FinStrG]) zu führenden – sowie verwaltungsstrafrechtli-
chen – und solcherart von der FinanzstrafBeh (§§ 83ff
FinStrG) oder vom BFG (§§ 156ff FinStrG) zu führenden
– Finanzstrafverfahren. Dabei setzt die Fortlaufhemmung
in Bezug auf Erstere ausdrücklich (nicht mit dem Beginn
des Strafverfahrens [§ 1 Abs 2 StPO], sondern) erst in
dem Zeitpunkt ein, ab dem das Verfahren von der StA
oder vom Gericht geführt wird, also bei jener oder bei
diesem anhängig ist. Erweitert wird der Zeitraum der
Fortlaufhemmung insoweit nur um die Zeit für Ermitt-
lungsmaßnahmen, die von der Kriminalpolizei (oder
der FinanzstrafBeh beim Einschreiten im Dienste der
Strafrechtspflege [§ 196 Abs 1 FinStrG]) gem § 99 Abs 2
StPO (iVm § 195 Abs 1 FinStrG) ohne vorherige Anord-
nung durchgeführt werden. Der OGH macht klar, dass
die Bezeichnung der „Staatsanwälte“ als „Organe der
ordentlichen Gerichtsbarkeit“ (Art 90a erster Satz
B-VG) vor dem Hintergrund der Trennung von Justiz
und Verwaltung nach Art 94 Abs 1 B-VG zu lesen ist
und bedeutet, dass Staatsanwälte in ihrer Ermittlungs-
funktion durch ordentliche Gerichte statt von Verwal-
tungsgerichten kontrolliert werden. Rechtsschutz gegen
Genehmigung und Inanspruchnahme der Eilkompe-
tenz sind auseinanderzuhalten; sie betreffen unterschied-
liche Prozessgegenstände. Während der „Rechtseingriff“
(§ 5 Abs 1 StPO) aufgrund erteilter Genehmigung in die
Kompetenz der ordentlichen Gerichtsbarkeit fällt, ist un-
befugte Inanspruchnahme von Eilkompetenz durch die
Kriminalpolizei von Art 130 Abs 1 Z 2 B-VG erfasst
und vor dem VwG geltend zu machen. Daher besteht
auch keine Befugnis von Organen der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit, sich zu dieser Frage im Zusammenhang mit
der Entscheidung über die Genehmigung zu äußern.

• 13 Os 9/21d EvBl 2022/83: Die Feststellungswirkung
des rk Schuldspruchs einer natürlichen Person bindet
unter bestimmten Voraussetzungen auch im Verfahren
gegen einen Verband, der für dieselbe (vom Schuld-
spruch umfasste) Tat verantwortlich (§ 3 VbVG) sein
soll. Im Unterschied dazu erzeugt ein Freispruch zwar
Sperrwirkung iS der Unzulässigkeit neuerlicher Verfol-
gung des freigesprochenen Angekl (nicht aber eines
Dritten, etwa des belangten Verbandes) wegen der da-
von umfassten Tat. Er entfaltet aber – auch im Fall sei-
ner Rechtskraft – keine Feststellungswirkung iS einer
bindenden Konstatierung, dass die betreffende Tat nicht

(tatbestandsmäßig, rechtswidrig und schuldhaft) began-
gen worden wäre.

• 14 Os 123/21a, 124/21y, 125/21w EvBl 2022/99: Eine
Mitteilung nach § 200 Abs 4 iVm § 199 StPO stellt nicht
bloß eine prozessleitende, sondern eine Bindungswirkung
(§ 205 Abs 3 letzter Satz StPO) entfaltende Verfügung
dar. Fortsetzung des Verfahrens ist nur zulässig, wenn
darüber ein (den Bedingungen des § 86 Abs 1 und 2 StPO
entsprechender, anfechtbarer) FortsetzungsB gefasst
wird. Der Verfahrensfortsetzung in Form der Durchfüh-
rung der HV und UFällung steht ein für den Fall der
Rechtskraft einer beschlossenen Fortsetzung auflösend
bedingtes Verfolgungshindernis entgegen. Die ges Vor-
schriften über ein Vorgehen nach dem (vor BGBl I
2004/19 IXa., nun) 11. HptSt der StPO haben eine Reihe
von Klarstellungen des OGH nötig gemacht. Eine davon
fußt auf 13 Os 72/07y EvBl 2007/146 (RIS-Justiz
RS0122331; RS0122333) und wird hier unterstrichen:
Geht das Gericht nach dem 11. HptSt vor (§ 200 Abs 4
erster Satz, § 201 Abs 4 erster Satz und § 203 Abs 3 erster
und zweiter Satz StPO), gilt ein durch die Rechtskraft
nachträglicher Fortsetzung des Strafverfahrens (§ 205
Abs 2, § 209 Abs 3 zweiter Satz StPO) auflösend beding-
tes Verfolgungshindernis. Davon unabhängig hat 13 Os
41/03 EvBl 2004/35 klargestellt, dass Angekl im Haupt-
verfahren – generell, also nicht auf § 209a Abs 1 StPO
beschränkt – mit Antrag ein subjektives Recht auf Vor-
gehen nach dem 11. HptSt geltend machen können, je-
doch nur bis zum Beginn der HV (§ 209 Abs 3 erster Satz
StPO). Ein danach gestellter Antrag auf Vorgehen nach
dem 11. HptSt hindert weitere Durchführung der HV
und UFällung dagegen nicht. Unterlassenes Vorgehen
nach dem 11. HptSt kann erst wieder mit Diversionsrüge
(§ 281 Abs 1 Z 10a StPO) geltend gemacht werden. 13 Os
72/07y enthält auch eine Klarstellung zur UAnfechtung:
Wird in einem nach Fortsetzung gem § 205 Abs 2 (§ 199)
StPO ergangenen StrafU zwar die vorläufige Einstellung,
aber nicht die Beseitigung dieses Verfolgungshindernisses
durch einen rk FortsetzungsB festgestellt, leidet ein davon
betroffener Schuldspruch an einem Rechtsfehler mangels
Feststellungen nach § 281 Abs 1 Z 9 lit b StPO („Verur-
teilung“ iSd Art 4 7. ZPMRK ist die – bloß vorläufige –

Einstellung nach dem 11. HptSt der StPO allerdings
nicht). Enthält das StrafU keine Feststellung über die vor-
läufige Einstellung, ist ein Feststellungsmangel geltend zu
machen, auf das Vorkommen der vorläufigen Einstellung
in der HV also hinzuweisen. Zu ergänzen bleibt: Da es um
sog prozessuale Tatsachen geht, kann der OGH auf das
11. HptSt der StPO bezogene Feststellungen selbst treffen.
Angesichts des ihm nach § 292 letzter Satz StPO zuste-
henden Ermessens brauchte der OGH die als „Vorgang“
(§ 23 Abs 1 dritter Fall StPO) reklamierte Gesetzesverlet-
zung nicht als UNichtigkeit wahrzunehmen (§ 290 Abs 1
zweiter Satz [erster Fall] StPO). Vor Ablauf der Frist zur
Ergreifung eines mit aufschiebender Wirkung ausgestat-
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teten Rechtsbehelfs werden betroffene Entscheidungen
gegenüber dazu Legitimierten nur rechtswirksam, soweit
diese darauf nicht verzichten. Mangelnde Beachtung bloß
den Geschäftsgang betreffender Vorschriften (vgl den
pauschalen Verweis auf „§ 86 Abs 1 und 2 StPO“) ändern
nichts am Wesen einer Entscheidung als Beschluss (vgl
zum Ganzen Ratz, Verfahrensführung und Rechtsschutz
nach der StPO Rz 230–232, 378, 381, 598–602).

• 12 Os 22/22k EvBl 2022/100: Das OLG hat auch im Fall
von Beschwerden gegen die Verhängung der UHaft stets
in der Sache zu entscheiden. Zufolge Verzichts auf eine
§ 179 Abs 6 StPO idF vor BGBl I 2004/19 entsprechende
Regelung ist Prozessgegenstand von Entscheidung in
der Sache bei erfolgter Verhängung der UHaft deren
Fortsetzung. Dieses dem Haftsystem insgesamt zugrun-
deliegende Verständnis wird nicht durch § 174 Abs 4
StPO angeordnet, sondern knüpft diese Bestimmung da-
ran an. Demnach hat sich das OLG im Fall der Beschwer-
de gegen die Verhängung der UHaft über einen jugend-
lichen Besch nicht bloß auf eine Gesetzmäßigkeitsprü-
fung zu beschränken, sondern hat es in der Sache selbst
über die Fortsetzung der UHaft (maW über die Haft) zu
entscheiden. Ist die (gegenüber § 175 Abs 2 StPO speziel-
le) Regelung des § 174 Abs 4 StPO gem § 35 Abs 3a ers-
ter Satz JGG nicht anzuwenden, löst ein auf Fortsetzung
der UHaft lautender B des BeschwerdeG die jeweilige
Haftfrist des § 175 Abs 2 StPO aus. Besonders wichtig
ist die „dem Haftsystem insgesamt“ entnommene Klar-
stellung des Senats 12, wonach „Prozessgegenstand von
Entscheidung in der Sache bei erfolgter Verhängung der
UHaft deren Fortsetzung“ ist. Demnach meint § 35
Abs 3a erster Satz JGG beim Verweis auf § 174 Abs 4
StPO dessen ersten Satz. Nach § 35 Abs 3a JGG ist von
§ 174 Abs 4 StPO also nur die gegenüber § 175 Abs 2
StPO spezielle Regelung zur Haftfrist „nicht anzuwen-
den.“ Aufgrund eines Redaktionsversehens wurde § 35a
Abs 3a JGG beim Verweis auf § 175 Abs 5 StPO nicht an
BGBl I 2016/121 angepasst.

• 12 Os 10/22w EvBl 2022/107: Zweck des § 91 Abs 2 letz-
ter Satz StPO ist insb der Schutz einer angezeigten Person
davor, ohne Anlass Objekt eines Strafverfahrens zu wer-
den und Schutz vor öff Brandmarkung, obwohl gar kein
konkreter Tatverdacht vorliegt. Diese Maßstäbe sind so-
mit nicht nur für die Auslegung des Begriffs der „behör-
deninternen Informationsquellen“, sondern auch für die
Beantwortung der Frage heranzuziehen, inwieweit die
StA die in § 91 Abs 2 letzter Satz StPO normierten Er-
kundigungen durchführen darf. Demnach können im
Stadium vor Beginn des Strafverfahrens nur Erkundigun-
gen minderer Intensität stattfinden, mit denen etwa bloße
Grundlagen für eine erst in weiterer Folge stattfindende
Auseinandersetzung mit dem Anzeigesachverhalt ge-
schaffen werden sollen. Hat aber die StA Personen direkt
mit der vom Anzeiger geäußerten Verdachtslage kon-
frontiert und solcherart eine über die genannte Schwelle

hinausgehende Aufklärungstätigkeit entfaltet, hat sie un-
widerlegbar – ohne dass es daher auf die rechtliche Ein-
schätzung der StA oder (im Fortführungsverfahren) des
Gerichts bzgl der Intensität der Verdachtslage ankäme –
ein Ermittlungsverfahren iSd § 1 Abs 2 StPO in Gang ge-
setzt. Die Entscheidung setzt die gezielte Engführung der
Auslegung von „behördeninternen Informationsquellen“
durch 12 Os 92/21b EvBl 2022/76 (verstSen) durch glei-
chermaßen enge – an den Rechtsschutzzielen von Sadog-
hi, Anfangsverdachtsermittlung, ÖJZ 2021, 363, Hinter-
hofer/Oshidari, Strafverfahrensrecht 7.6 und Vogl, WK-
StPO § 91 Rz 10ff ausgerichtete – Grenzen von „Erkun-
digungen“ als „Ermittlung“ nach § 91 Abs 2 letzter Satz
StPO, also nicht bereits „zur Aufklärung eines Anfangs-
verdachts“ nach § 1 Abs 2 erster Satz, § 91 Abs 2 erster
und zweiter Satz StPO, fort. Erkundigung zu einer bereits
„auf Grund bestimmter Anhaltspunkte“ als begangen an-
genommenen „Straftat“ durch „Verlangen von Auskunft
und [. . .] Entgegennehmen einer Mitteilung“ einer der Tat
bezichtigten Person kommt demnach nicht in Frage. So
soll möglichst viel an – mit Gefahr „öff Brandmarkung“
verbundenes – „Verhalten“ der StA mit Außenwirkung
verhindert und diese erinnert werden, ihren Außenauf-
tritt mit großer Besonnenheit anzugehen, auch wo sie
nach § 100 Abs 3a StPO erstattete Berichte prüft (§ 100
Abs 4 erster Satz StPO) oder nach eigenständig von der
KriminalPol begonnenen Strafverfahren erstmals nach
§ 100 Abs 2 StPO befasst wird. „[Z]ur Aufklärung eines
Anfangsverdachts“ (§ 1 Abs 2 erster Satz StPO) dürfen
Strafverfolgungsbehörden nach § 1 Abs 3 StPO nämlich
nur „ermitteln“ (Art 18 Abs 1 B-VG), wenn sämtliche
für die Begründung zumindest einer rechtlichen Katego-
rie des materiellen Strafrechts entscheidenden Tatsachen
(12 Os 92/21b EvBl 2022/76 [verstSen] verweist explizit
auf § 260 Abs 1 Z 2 StPO) aufgrund sinnlich wahrnehm-
barer Umstände –maW „auf Grund bestimmter Anhalts-
punkte“ und nicht bloß Ideen befasster Organwalter – in-
diziert sind, ohne dass ein Ausnahmesatz bereits erwiesen
ist, weil nur dann die Begehung einer „Straftat“ (§ 1 Abs 1
StPO) „angenommen werden kann“. Auf solche „An-
haltspunkte“ bezogen, kommen nach dieser Entschei-
dung auch „Erkundigungen“ in Frage, „mit denen etwa
bloße Grundlagen für eine erst in weiterer Folge stattfin-
dende Auseinandersetzung mit dem Anzeigesachverhalt
geschaffen werden sollen“, wogegen Konfrontation Ange-
zeigter „über die genannte Schwelle hinausgehende Auf-
klärungstätigkeit entfaltet“. So lange nicht „angenommen
werden kann, dass [just] eine Straftat begangen worden
ist“, darf die StA kein Strafverfahren beginnen, das fort-
geführt werden könnte. Für diesen Fall verlangt § 35c
StAG von der StA vor selbst durchgeführter oder ange-
ordneter „Ermittlung“ nach § 91 Abs 2 erster und zweiter
Satz StPO die – mit keiner Bindungswirkung (weder or-
ganisationsrechtlich noch strafprozessual) verbundene
(Nordmeyer, WK-StPO § 194 Rz 1/4) – Entscheidung,
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„von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens abzuse-
hen“. Dieser – aufgrund ihrer Leitungsfunktion (§ 98
Abs 1, § 101 Abs 1 und 4 StPO) mit BGBl I 2014/71 ge-
zielt im Organisationsrecht der StA verorteten – Ent-
scheidung misst der OGH im Anschluss an RIS-Justiz
RS0127791 besondere Bedeutung zu und streicht so die
Leitungsfunktion der StA auch beim „Schutz einer an-
gezeigten Person davor, ohne Anlass Objekt eines
Strafverfahrens zu werden, Schutz vor öff Brandmar-
kung, obwohl gar kein konkreter Tatverdacht vorliegt“,
hervor (zuletzt 12 Os 92/21b EvBl 2022/76 [verstSen]).
Von der KriminalPol nach § 1 Abs 2 erster Satz eigen-
ständig als „Strafverfahren“ begonnene Ermittlungsver-
fahren werden von der Öffentlichkeit nicht mit „Strafver-
fahren“ gleichgesetzt, welche auf „Anordnung“ oder
durch selbst durchgeführte Ermittlungen (§ 103 Abs 2
StPO) von „Staatsanwälte[n]“ als „Organe[n] der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit“ in „Ermittlungsfunktionen“(-
Art 90a B-VG) begonnen wurden. Solcherart nicht „im
Einvernehmen“ (§ 98 Abs 1 StPO), von der KriminalPol
vielmehr allein geführte und verantwortete „Strafverfah-
ren“ zeitigen in den Augen des Gesetzgebers von BGBl I
2014/71, der von einer § 35c StAG vergleichbaren Vor-
schrift im Organisationsrecht der SicherheitsBeh abgese-
hen hat, nicht den mit staatsanwaltlicher Ermittlung (§ 91
Abs 2 erster und zweiter Satz StPO) verbundenen „Stig-
matisierungseffekt“, wovon ersichtlich auch 12 Os 92/21b
EvBl 2022/76 und die vorliegende Entscheidung ausge-
hen. In der öff Wahrnehmung gleichen sie vielmehr ei-
genständigen „Nachforschungen“, zu denen (seit RGBl
1873/119 bis BGBl I 2004/19) § 24 StPO „[d]ie Sicher-
heitsbehörden“ verpflichtet hatte. Da sich jedoch – unter
dem Aspekt der Gerichtskontrolle von Beendigung und
Fortführung von Ermittlungsverfahren – in Informa-
tionsbeschaffung durch die StA, welche über das nach
§ 91 Abs 2 dritter Satz StPO Zulässige hinausgeht, unwi-
derlegbar der nach § 35c StPO geprüfte Beginn eines
Strafverfahrens – als Entscheidungsregel, die 12 Os 92/
21b EvBl 2022/76 und 12 Os 10/22w gleichermaßen auf-
stellen – manifestiert, sind die Aussagen des OGH nicht
zuletzt als Warnsignal vor unbedachter Manifestation
von „Strafverfahren“ zu begreifen. Vagen Anhaltspunk-
ten „nachzuforschen“ (vgl § 24 StPO aF), sind StA nach
wie vor nicht verpflichtet, wie sich aus § 2 Abs 1 StPO idF
BGBl I 2014/71 klar ergibt. Auch SicherheitsBeh brau-
chen dies als KriminalPol nicht zu tun. Was ihnen in
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dem SPG als „An-
fangsverdacht“ unterkommt, wird von § 2 Abs 1 StPO je-
doch erfasst.

• 12 Os 15/22f, 16/22b EvBl 2022/114: Gem § 195 Abs 2
dritter Satz StPO muss der Antrag auf Fortführung des
Ermittlungsverfahrens die zur Beurteilung seiner fristge-
mäßen Einbringung notwendigen Angaben enthalten.
Kann aber die Einhaltung der Fristen des § 195 Abs 2 ers-
ter Satz StPO schon anhand der Aktenlage bestimmt wer-

den, sind weitere Angaben dazu nicht „notwendig“ und
daher kein (unabdingbares) inhaltliches Zulässigkeitskri-
terium. Während Fortführungsgründe deutlich und be-
stimmt bezeichnet werden müssen, weil sonst der Gegen-
stand der Gerichtsbefassung nicht klar wird, kann das Ge-
richt im Rahmen seiner Befassung auf den Akteninhalt
zurückgreifen.

• 14 Os 68/21p EvBl 2022/130: § 111 Abs 4 StPO regelt
(nur) die Ausfolgung oder Zustellung der Bestätigung
über die Sicherstellung. Eine Pflicht zur Ausfolgung der
staatsanwaltschaftlichen Anordnung der Sicherstellung
an Betroffene iSd § 48 Abs 1 Z 4 StPO ist in § 111 StPO
zwar nicht geregelt, aber – mit Blick auf das Informa-
tionsrecht einer von der Ausübung von Zwangsmaßnah-
men betroffenen Person (§ 6 Abs 2 erster Satz StPO) – zu
bejahen. „Betroffener“ iSd § 48 Abs 1 Z 4 StPO ist jede
Person, die durch Anordnung oder Durchführung von
Zwang in ihren Rechten unmittelbar, also ohne weiteren
(rechtlichen oder tatsächlichen) Zwischenschritt oder Zu-
tun eines anderen, beeinträchtigt wird. Gerichtliche „Er-
ledigungen“ sind vor rechtsförmiger Bekanntmachung
weder bekämpfbar, noch kann auf RM dagegen verzichtet
werden. Erledigungen der StA sind idS mit förmlicher
Bekanntmachung nach § 81 Abs 1 StPO verknüpft, so-
weit deren Zustellung aufgeschoben werden kann, womit
Einspruch (§ 106 Abs 1 Z 2 StPO) und Beschwerde
(§ 106 Abs 2 StPO) davor unzulässig sind. Für – wie hier
– bloß aus § 6 Abs 2 StPO abgeleitete „Ausfolgung der
staatsanwaltlichen Anordnung“ gilt das nicht.

IV. GRUNDRECHTSSCHUTZ IM SPEZIELLEN
• 13 Os 22/21s EvBl 2021/135: Das Verbot wiederholter
Strafverfolgung bezieht sich auf Taten, somit historische
Lebenssachverhalte, und nicht auf strafbare Handlungen,
also rechtliche Kategorien. Es gilt auch für Verfahren we-
gen gerichtlich strafbarer Finanzvergehen im Verhältnis
zu Verfahren wegen gerichtlich strafbarer Handlungen
anderer Art. Demzufolge scheidet die – nach Maßgabe
des Art 4 Abs 1 des 7. ZPMRK verfassungsrechtlich zu-
lässige – gesonderte Beurteilung mehrerer ideell konkur-
rierender strafbarer Handlungen (hier nach dem StGB
und nach dem FinStrG) in verschiedenen gerichtlichen
Strafverfahren aus, weshalb Art 4 Abs 1 des 7. ZPMRK
nur im Verhältnis zu verwaltungsbehördlichen Strafver-
fahren gesondert zu prüfen ist. Nach der Gesetzessyste-
matik hat die § 259 StPO ergänzende Sonderbestimmung
des § 214 FinStrG auch den Zweck, einen sonst unzuläs-
sigen Subsumtionsfreispruch in Betreff einer möglicher-
weise echt idealkonkurrierend begründeten, jedoch in die
Zuständigkeit der FinanzstrafBeh fallenden strafbaren
Handlung und damit eine Fortsetzung des Finanzstraf-
verfahrens durch diese zu ermöglichen, indem klargestellt
wird, dass der Angekl wegen dieses rechtlichen Aspekts
ein und derselben Tat iSd Art 4 des 7. ZPEMRK weder
verurteilt noch freigesprochen wurde.
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• 13 Os 33/21h EvBl 2021/142: Mit Erneuerungsantrag
können auf Grundlage der Gesamtheit der Entschei-
dungsgründe Begründungsmängel aufgezeigt und erheb-
liche Bedenken gegen die Richtigkeit getroffener Feststel-
lungen geweckt werden. Eingangs wird unter Verweis auf
RIS-Justiz RS0125393 (T 1) klargestellt, dass mit Erneue-
rungsantrag auf Grundlage der Gesamtheit der Entschei-
dungsgründe Begründungsmängel aufgezeigt und erheb-
liche Bedenken gegen die Richtigkeit getroffener Feststel-
lungen geweckt werden können. Prozessförmig werden
gegen Tatsachenfeststellungen eines BerG gerichtete Er-
neuerungsanträge also nach Maßgabe der Anfechtungs-
kategorien der Z 5 und 5a des § 281 Abs 1 StPO geltend
gemacht. Zum Erfolg solcher Erneuerungsanträge sollen
„eindeutig“ unzureichende Gründe, offensichtliche Wi-
dersprüche und ein „eindeutig[er] Irrtum“ führen. Für

Nichtigkeit genügen Gründe, die „mit sich selbst im Wi-
derspruch“ stehen oder „offenbar unzureichend“ sind
(Z 5 dritter und vierter Fall), sowie erhebliche Bedenken
gegen die Richtigkeit festgestellter entscheidender Tatsa-
chen (Z 5a); dazu kommen undeutliche Gründe, das
Übergehen entscheidungserheblicher Tatumstände und
die erheblich unrichtige Wiedergabe von Aktenteilen
zur Begründung entscheidender Tatsachen. Ob die Maß-
stäbe für Nichtigkeit aus Z 5 und 5a des § 281 Abs 1 StPO
einerseits und Erneuerung aufgrund von Begründungs-
mängeln oder erheblichen Bedenken auseinanderfallen,
wird durch die Spruchformel des EGMR – auf die sich
der OGH beruft – nicht beantwortet (vgl aber auch
§ 285d Abs 1 Z 2 StPO zu prozessförmig geltend ge-
machten Anfechtungskategorien, die einstimmig als „of-
fenbar unbegründet“ angesehen werden).
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Die bedingte Nachsicht gemäß § 44Abs 2 StGB
Generell in Strafverfahren, insbesondere in Suchtmittelverfahren, sind die Nebenfolgen einer Ver-
urteilung in Form von verwaltungsbehördlichen Eingriffen für betroffene Personen oft schwerwie-
gend. Betreffend die Lenk- und Gewerbeberechtigung sowie Reisepass/Personalausweis erfolgt
daher ein lautstarker Appell zur vermehrten Beantragung des § 44 Abs 2 StGB.

I. GEWO, FSG, PASSG – WORIN SIEHT DER
STRAFVERTEIDIGER EIN PROBLEM?

Im Rahmen dieses Beitrags wird hauptsächlich auf die Situa-
tion von unbescholtenen (also von nicht einschlägig vorbe-
straften) Ersttäterinnen und Ersttätern nach einer strafrecht-
lichen Verurteilung wegen § 28a SMG und/oder §§ 84 bis 87
StGB Bezug genommen.1 Diese Straftatbestände kommen in
der Praxis vergleichsweise häufig vor2 und führen zur unan-
genehmen Situation, dass neben der strafrechtlichen Bera-
tung, auch über einen allfälligen Entzug der Lenkberechti-
gung, des Reisepasses/Personalausweises und der Gewerbebe-
rechtigung durch die Strafverteidigerin und den Strafverteidi-
ger aufgeklärt werden muss. Brisant wird eine entsprechende
Aufklärung insb dann, wenn die Lenkberechtigung, Reise-
pass/Personalausweis und/oder Gewerbeberechtigung für die
Ausübung der beruflichen Tätigkeit unentbehrlich ist. Die Er-
fahrung in der Rechtsberatung zeigt, dass von den Personen
nicht verstanden wird, in welchem Zusammenhang der Tat-
verdacht zB mit der Gewerbeberechtigung etwa als Karosse-
riebau-/Karosserielackiertechnikerin und Karosseriebau-/Ka-
rosserielackiertechniker steht oder warum der Reisepass abge-
geben werden muss, wenn der Tatort inWien gewesen ist und
keine Grenze überschritten wurde.

Die Praxis zeigt weiters, dass diese Rechtsfolgen sehr oft här-
ter in die Lebensumstände der verurteilten Person eingreifen
als die ursprünglich verhängten Strafen. Im Rahmen der Ver-
teidigung in Suchtmittelverfahren sind insb der Entzug der
Lenkberechtigung, des Reisepasses/Personalausweises und/
oder der Gewerbeberechtigung von zentraler Bedeutung. Selbst
wenn diese Rechtsfolgen juristisch betrachtet Präventiv-Maß-
nahmen darstellen,3 werden diese bei einer verurteilten Person
doch äußerst stark – und in Anbetracht der Auswirkungen auf
das tägliche Leben und in deren Existenz – zu Recht als eine
Doppelbestrafung für ein und dieselbe Tat wahrgenommen.4

Dieser Beitrag soll die Anwendbarkeit des § 44 Abs StGB
aufgreifen und die Entziehungstatbestände des FSG, PassG
und GewO sowie die Bindungswirkung einer entsprechen-
den bedingten Nachsicht eines Strafgerichts für Verwal-
tungsbehörden aufzeigen. Ebenso soll dieser Beitrag ein Ap-
pell zur vermehrten Antragstellung nach § 44 Abs 2 StGB im
Strafverfahren sein, um künftig die Folge der Entziehung der
Lenkberechtigung, des Reisepasses/Personalausweises und
der Gewerbeberechtigung, wenn diese nach einer Abwägung
als unverhältnismäßig erachtet wird, zu vermeiden.5

Die für diesen Beitrag relevanten gesetzlichen Entzugs-
bestimmungen werden nachstehend ausgeführt:

1. GewO

§ 87 iVm § 13 Abs 1 Z 1 GewO regelt, dass von der Gewer-
beberechtigung ausgeschlossen (bzw diese zu entziehen) ist,
wer eine nicht getilgte strafbare Handlung wegen betrüge-
rischen Vorenthaltens von Sozialversicherungsbeiträgen
und Zuschlägen nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfer-
tigungsgesetz, organisierter Schwarzarbeit, betrügerischer
Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines
Gläubigers oder grob fahrlässiger Beeinträchtigung von
Gläubigerinteressen6 oder wegen einer sonstigen strafbaren
Handlung zu einer drei Monate übersteigenden Freiheits-
strafe oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessät-
zen7 verurteilt wird, begeht.8

Auch wenn nach §§ 26, 27 GewO eine bedingte Nach-
sicht der Entziehung der Gewerbeberechtigung vorgesehen
ist, wird diese Möglichkeit vom VwGH in Verurteilungen
nach dem SMG sehr restriktiv ausgelegt.9 Die erstinstanzli-
che gewerbebehördliche Prognoseentscheidung nach § 87
Abs 1 Z 1 GewO, ob die Befürchtung besteht, dass der Ge-
werbetreibende eine gleiche oder ähnliche Straftat wieder
begehen werde, beschränkt sich in der Praxis regelmäßig
mit einem schlichten Verweis auf die (rechtskräftig) erfolgte
strafgerichtliche Verurteilung, ohne sich inhaltlich mit dem
Sachverhalt auseinanderzusetzen.

2. PassG

Dies gestaltet sich auch im PassG nicht anders. So ist die
Ausstellung, Verlängerung und Änderung des Reisepasses/
Personalausweises bzw diese zu entziehen, wenn die An-
nahme gerechtfertigt ist, der Passwerber werde entgegen

1 Zu den einzelnen Rechtfolgen einer strafrechtlichen Verurteilung s weiter
unten unter Punkt 1.; umfassende Aufzählung Birklbauer/Hofer, Nebenfol-
gen einer strafgerichtlichen Verurteilung – Rechtslage zum 1. 1. 2021, JSt
2021, 117ff.
2 Zumindest in der Praxis des Autors, zB Studentinnen-WG betreibt Can-
nabis Plantage, Wirtshausschlägerei etc.
3 VwGH 27. 4. 2015, Ra 2015/11/0011; VwGH 27. 2. 2003, 2003/18/0006;
VwGH 29. 5. 1990, 89/04/0171.
4 IdS Birklbauer/Hofer, Nebenfolgen einer strafgerichtlichen Verurteilung –
Rechtslage zum 1. 1. 2021, JSt 2021, 116.
5 Mit Hauptaugenmerk auf unbescholtene bzw nicht einschlägig vorbestraf-
te Ersttäterinnen und Ersttäter.
6 Siehe § 13 Abs 1 Z 1 lit a GewO.
7 Siehe § 13 Abs 1 Z 1 lit b GewO.
8 Außerdem ist gem § 13 Abs 1 GewO die Ausübung eines Gastgewerbes
bei einer Verurteilung wegen §§ 28–31 a SMG ausgeschlossen.
9 VwGH 28. 9. 2011, 2010/04/0134; VwGH 11. 11. 1998, 98/04/0174.
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die bestehenden Vorschriften Suchtgift in einer großen
Menge erzeugen, einführen, ausführen oder in Verkehr set-
zen.10 Dabei muss auf die gemeinschaftsrechtliche Freizü-
gigkeit von EU-Bürgern Rücksicht genommen werden, wel-
che nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit
oder Gesundheit, unter bestimmten Voraussetzungen, be-
schränkt werden darf.11 Die Passbehörde hat – unter Wah-
rung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit – zu prüfen,
ob von der Passbesitzerin und dem Passbesitzer eine tat-
sächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr ausgeht,
die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt und dies
auch für die Zukunft gerechtfertigt ist.

Diese Zukunftsprognose unterliegt auch keiner zeitli-
chen Einschränkung; auch hier stehen die betroffenen Per-
sonen vor enormen Planungsproblemen für ihr weiteres Le-
ben, da nicht sicher ist, wann die Passbehörde überzeugt
werden kann, dass keine Gefahr mehr iSd PassG von der
jeweiligen Person ausgeht. So sah die alte Fassung des
§ 14 Abs 3 PassG ua auch vor, dass bei Verurteilungen ua
nach § 28a SMG bis zum Ablauf von drei Jahren nach der
Tat jedenfalls von einem Versagungsgrund auszugehen ist,
wobei Haftzeiten und Zeiten einer Unterbringung nach den
§§ 21 bis 23 StGB außer Betracht zu bleiben haben.12 Da
durch diese Regelung kein Platz für eine EU-richtlinienkon-
forme Einzelfallprüfung gegeben war, musste diese Bestim-
mung ersatzlos gestrichen werden.13

In der Praxis begnügt sich eine Vielzahl von erstinstanz-
lichen Passentziehungsbescheiden im Rahmen der Gefah-
renprognose auf den bloßen Verweis auf die (rechtskräftig)
erfolgte strafgerichtliche Verurteilung der Passbesitzerin
und des Passbesitzers.14

Dabei bleibt eine Interessenabwägung aus und wird
übersehen, dass der Entzug des Reisepasses, der Gewerbe-
berechtigung usw der Beginn einer unaufhaltsamen Ab-
wärtsspirale bedeuten kann, wenn die betroffene Person ih-
re berufliche Tätigkeit nicht mehr ausüben kann. Dies wi-
derspricht deutlich dem Resozialisierungsgedanken und
kann Personen in eine erneute Straffälligkeit treiben.

3. FSG

Im Führerscheingesetz gilt eine Person als verkehrsunzu-
verlässig ua dann, wenn sie gem § 7 Abs 3 Z 11 FSG eine
strafbare Handlung gem § 28a oder § 31a Abs 2 bis 4 SMG
begangen hat. Gem § 7 Abs 4 FSG hat die Führerscheinbe-
hörde eine Wertung der Verwerflichkeit, der Gefährlichkeit
der Verhältnisse, unter denen die Tat begangen wurden, die
seither verstrichene Zeit und das Verhalten während dieser
Zeit vorzunehmen.15

In der Praxis wird auch hier erstinstanzlich oft mit dem
Verweis auf eine Verurteilung nach dem SMG auf eine die
Verkehrszuverlässigkeit nach § 7 FSG ausschließende Sinnes-
art der verurteilten Person geschlossen. Die Führerscheinbe-
hörde bestimmt dann mittels der Entziehungszeit der Lenk-
berechtigung jene Zeitspanne, welcher der Dauer des Wohl-

verhaltens entsprechen soll, in der eine entsprechende Ände-
rung der (primär) negativen Sinnesart angenommen werden
kann. § 25 Abs 3 FSG setzt bei einer Entziehung wegen man-
gelnder Verkehrszuverlässigkeit iSd § 7 FSG eine Entzie-
hungsdauer von mindestens drei Monaten fest.

Der VwGH spezifiziert in seiner Rsp zu § 7 Abs 3 Z 11
FSG, dass zB zwischen dem Anbau von Cannabispflanzen
zum Eigenkonsum und dem In-Verkehr-Bringen des ge-
wonnenen Suchtgifts zu unterscheiden ist.16 Die Anzahl be-
gangener Suchtmitteldelikte, deren Dauer, zeitliche Vertei-
lung sowie die Gewerbsmäßigkeit sprechen laut VwGH ge-
gen eine Verkehrszuverlässigkeit der verurteilten Person.17

Trotz gesetzlicher Vorgabe, eine Wertung vorzunehmen,
wird in der Praxis auch hier oft auf eine Verurteilung nach
dem SMG verwiesen und nur aufgrund dessen auf eine die
Verkehrszuverlässigkeit nach § 7 FSG ausschließende Sin-
nesart des Verurteilten geschlossen. Einige Personen sind
beruflich auf die Lenkberechtigung angewiesen, weshalb
Personen Gefahr laufen, ihr Kraftfahrzeug weiterhin ohne
Lenkberechtigung zu lenken, damit sie nicht auch noch ih-
ren Beruf verlieren.

II. RECHTSFOLGEN/NEBENSTRAFEN

In § 44 StGB ist die „Bedingte Nachsicht bei Zusammen-
treffen mehrerer Strafen“ normiert; in Abs 2 ist sehr allge-
mein geregelt, dass Nebenstrafen und Rechtsfolgen der Ver-
urteilung unabhängig von der Hauptstrafe bedingt nachge-
sehen werden können.

Der Begriff der Nebenstrafe ist vomBegriff der Rechtsfolge
zu unterscheiden.18 Für die Nebenstrafe gilt, dass diese neben
einer Hauptstrafe zu verhängen ist. Im StGB als Kernstraf-
recht sind jedoch Nebenstrafen nicht mehr vorgesehen. Ver-
fall und erweiterter Verfall19 gelten nicht mehr als Nebenstra-
fen, da sie nunmehr als schuldunabhängige Unrechtsfolgen

10 Siehe § 14 Abs 1 Z 3 lit f, § 19 Abs 2 iVm § 15 Abs 1 PassG.
11 Siehe Art 27 Abs 1, 2 der EU-RL 2004/38/EG v 29. 4. 2004.
12 § 14 Abs 3 PassG aF gültig von 30. 3. 2009 bis 1. 8. 2021, zuletzt geändert
durch BGBl I 2009/6.
13 Siehe 100/ME 27. GP – Ministerialentwurf – Erläuterungen zur Passge-
setz-Novelle 2021, die ebenso anführen, dass aus dem Wohlverhalten wäh-
rend der Haft, der Anhaltung im elektronisch überwachten Hausarrest oder
der Unterbringung nach den §§ 21 bis 23 StGB kein Rückschluss auf ein
künftiges Verhalten gezogen werden kann; der Entscheidung des VwGH
25. 11. 2010, 2007/18/0002, ist etwa zu entnehmen, dass selbst zwei bis drei
Jahre Wohlverhalten die Bedenken des § 14 Abs 1 Z 3 lit f PassG grundsätz-
lich noch nicht beseitigen könnten.
14 Der VwGH „unterstützt“ diese Prognosefindung indirekt, indem er in
Entscheidungen zB ausführt, dass Erfahrungs(tat)sache sei, dass der inländi-
sche Drogenmarkt und Drogenhandel in den meisten Fällen mit Suchtgiftim-
porten aus dem Ausland verknüpft ist, es keine zwingende Voraussetzung
sei, dass der Passbesitzer ein Reisedokument schon einmal für den verpönten
Zweck benutzt hat, oder bei Suchtgiftdelikten, insb auch beim Handel bzw
der Weitergabe von Suchtgift in großen Mengen, die Wiederholungsgefahr
gerade zum Wesen des deliktischen Verhaltens gehört, welche die Annahme
rechtfertigen, der Passbesitzer könnte sein Reisedokument dazu benützen
sowie die Verwendung eines Reisepasses einen (weiteren) Handel mit Sucht-
gift jedenfalls erleichtern würde; s etwa nur VwGH 27. 1. 2004, 2003/18/
0284; 21. 9. 1999, 99/18/0267.
15 IdS VwGH 5. 7. 2021, Ra 2020/11/0116.
16 VwGH 21. 8. 2014, Ro 2014/11/0060; 24. 2. 2005, 2003/11/0266.
17 Siehe etwa VwGH 4. 10. 2000, 2000/11/0129; 8. 8. 2002, 2002/11/0136.
18 Siehe zur Begriffserklärung treffend Birklbauer/Hofer, Nebenfolgen einer
strafgerichtlichen Verurteilung – Rechtslage zum 1. 1. 2021, JSt 2021, 116f.
19 Siehe §§ 20, 20b StGB.
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konzipiert sind.20 Die Rechtsfolge hingegen tritt nach Ansicht
der Lehre ex lege ein, muss also nicht explizit ausgesprochen
werden.21 Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, dass
eine Nebenstrafe inWahrheit keine bedingte Nachsicht benö-
tigt, da diese entweder ausgesprochen wird oder eben nicht.

In § 27 StGB sind der Amtsverlust und „andere Rechts-
folgen“ bei einer Verurteilung geregelt. § 27 Abs 2 StGB
enthält die Regelung, wenn eine strafgerichtliche Verurtei-
lung nach einem Bundesgesetz eine andere als die im Abs 1
genannte Rechtsfolge nach sich zieht, diese nach fünf Jahren
endet, sofern nichts anderes bestimmt ist. Der Abs 2 zeigt
daher auf, dass von der Existenz „anderer Rechtsfolgen“,
neben jener des Amtsverlusts, ausgegangen wird.

Nach mehreren Novellen ist mittlerweile gem § 44 Abs 2
StGB die bedingte Nachsicht von Nebenstrafen und Rechts-
folgen sogar dann möglich, wenn die Hauptstrafe nicht be-
dingt nachgesehen wurde;22 die Möglichkeit, die bedingte
Nachsicht einer Nebenstrafe und Rechtsfolgen auszuspre-
chen, besteht daher unabhängig zur Hauptstrafe.

Den Erläut zu § 44 StGB ist zu entnehmen, dass „Der Ent-
wurf des § 44 StGB keine andere Nebenstrafe als den Verfall
kenne, es jedoch denkbar sei, dass in Nebengesetzen bestimmte,
den besonderen Verhältnissen des in Frage stehenden Lebensge-
bietes angepasste Nebenstrafen bestehen bleiben oder neu vorge-
sehen werden“.23 Ebenso wird in diesen Erläuterungen weiter-
führend ausgeführt wie folgt: „Vorsichtshalber sorgt der Ent-
wurf aber auch für den Fall vor, daß einzelne Nebengesetze in
einem besonderen Sachzusammenhang bestimmte Rechtsfolgen
festsetzen. [. . .] DemGrundgedanken jener neu aufgenommenen
Bestimmung widerspräche es, die bedingte Nachsicht nur für in
Strafgesetzen vorgesehene Rechtsfolgen zu ermöglichen. Auch
das geltende Recht kennt keine solche Beschränkung. Daher wird
sie im Gegensatz zu den früheren Entwürfen fallen gelassen.“24

Als Rechtsfolgen iSd § 44 Abs 2 StGB zählen neben dem
Amtsverlust25 außerstrafrechtlich etwa der Ausschluss vom
Wahlrecht zur Nationalratswahl,26 Ausschluss von der Aus-
übung eines Gewerbes,27 das Erlöschen des Vertragsverhält-
nisses zwischen Vertragsärztin und Vertragsarzt mit dem
Träger der Krankenversicherung28, der Entzug der Lenkbe-
rechtigung29 oder der Entzug des Reisepasses/Personal-
ausweises30 etc.31

Aus den obigen Ausführungen geht damit aber her-
vor, dass § 44 Abs 2 StGB auch für die Entzugs- bzw Ver-
sagungstatbestände der GewO, des FSG und PassG auf-
grund von strafrechtlichen Verurteilungen angewendet
werden kann. Hätte der Gesetzgeber die bedingte Nach-
sicht für Rechtsfolgen vermeiden wollen, so hätte er dies
gesetzlich verankert. Das Vorliegen einer planwidrigen Lü-
cke unter Berücksichtigung der bisherigen Ausführungen
ist daher ausgeschlossen.

III. ANWENDBARKEIT DES § 44 ABS 2 STGB

Zusammenfassend stellt sich folgende Frage: „Ist § 44 Abs 2
StGB auf verwaltungsbehördliche Verfahren anwendbar?“

Über die Rechtsfolgen nach der GewO, dem FSG und
PassG an sich zu entscheiden, würde wohl mangels gesetz-
licher Ermächtigung32 einen unzulässigen Einschnitt in die
Kompetenz der an sich zuständigen Behörden bedeuten. Al-
lerdings würde die bedingte Nachsicht nicht die Entschei-
dung, ob zB der Führerschein entzogen werden soll, erset-
zen. Es soll lediglich anhand der Strafzumessungsgründe,
dem Einschnitt in die persönlichen Lebensverhältnisse so-
wie des persönlichen Eindrucks, wie grundsätzlich bei der
Evaluierung einer bedingten Strafnachsicht nach § 43 Abs 1
StGB, abgewogen werden, ob bspw der Entzug des Führer-
scheins bedingt nachgesehen werden kann.33

Jerabek/Ropper fassen dies gekonnt zusammen, wenn sie
ausführen, dass der mit der Rechtsfolge verbundenen Ziel-
setzung wahrscheinlich schon durch bloße Androhung Ge-
nüge getan wird und genau dies ein maßgebliches Krite-
rium der bedingten Nachsicht ist.34 Richtigerweise kann da-
raus abgeleitet werden, dass eben „nur“ diese Entscheidung
folglich dem (straf-)richterlichen Ermessen unterliegt.35

Das oft im kollegialen oder interdisziplinären Austausch
ins Treffen geführte Argument gegen eine zulässige beding-
te Nachsicht durch das Strafgericht des Entzugs der Lenk-
berechtigung und/oder des Reisepasses/Personalausweises,
dass sich nämlich § 44 Abs 2 StGB nur auf unmittelbar kraft
Gesetzes eintretende Rechtsfolgen bezieht, hat der OGH be-
reits im Jahr 2016 entkräftet. Unter dem Rechtssatz RIS-Jus-
tiz RS0091618 geführten Entscheidung des OGH v
3. 10. 2016 zu 17 Os 10/16y führt dieser zweifelslos aus,
dass „[. . .] es sich beim Ausschluss von der Ausübung eines
Gewerbes nach § 13 Abs 1 GewO 1994 entgegen der Ansicht
des Erstgerichts um eine Rechtsfolge handelt, die nach § 44
Abs 2 StGB bedingt nachgesehen werden kann“.36 Für eine
unterschiedliche Behandlung zwischen dem Entziehungs-
grund der GewO, FSG und PassG bleibt somit kein Platz
mehr, handelt es sich in der (verwaltungsrechtlichen) Ge-
samtschau doch um strukturähnliche Entziehungsbestim-
mungen. Dass es sich bei der oben zitierten Entscheidung
des OGH auch nicht um eine Einzelentscheidung handelt,
zeigt die Entscheidung des OGH 2. 10. 2019, 13 Os 145/

20 Siehe dazu Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 44 Rz 4; aA Birkl-
bauer/Hofer zählen die Konfiskation nach § 19a StGB zu den Nebenstrafen
des StGB Birklbauer/Hofer, Nebenfolgen einer strafgerichtlichen Verurtei-
lung – Rechtslage zum 1. 1. 2021, JSt 2021, 116; zweifelnd Tipold in Leu-
kauf/Steininger, StGB4 § 44 Rz 5.
21 Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 44 Rz 5.
22 Siehe dazu ErläutRV 33 BlgNR 20. GP 39.
23 ErläutRV 30 BlgNR 13. GP 145.
24 ErläutRV 30 BlgNR 13. GP 146.
25 Siehe § 27 StGB.
26 Siehe § 22 Abs 1 NRWO.
27 Siehe § 13 Abs 1 GewO.
28 Siehe § 343 Abs 2 Z 4 ASVG.
29 Siehe § 3 Abs 1 Z 2, § 7 Abs 3 Z 9–12 iVm § 24 Abs 1 FSG.
30 Siehe § 14 Abs 1 Z 3 lit a, f iVm § 15 Abs 1, § 19 Abs 2 PassG.
31 Siehe zu all dem Birklbauer, SbgK § 44 Rz 30; Jerabek/Ropper in Höpfel/
Ratz, WK2 StGB § 44 Rz 5; umfassend Birklbauer/Hofer, Nebenfolgen einer
strafgerichtlichen Verurteilung – Rechtslage zum 1. 1. 2021, JSt 2021, 117ff.
32 ZB § 366ff StPO; § 27 StGB.
33 IdS RIS-Justiz RS0119774.
34 Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 44 Rz 5.
35 IdS Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 44 Rz 5.
36 OGH 3. 10. 2016, 17 Os 10/16y mwN.
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18z, in welcher ausgeführt wird, dass nach § 44 Abs 2 StGB
in Strafgesetzen wie auch in anderen Gesetzen des Bundes
vorgesehene Folgen einer strafgerichtlichen Verurteilung
bedingt nachgesehen werden können.37

Meistens liegt während des strafrechtlichen Verfahrens,
zB nach dem SMG, noch keine Entscheidung darüber vor,
ob ein Führerschein/Reisepass für eine gewisse Dauer und/
oder die Gewerbeberechtigung entzogen werden soll.

Wenn also die Rechtsfolge des Entzugs der Lenkberech-
tigung, des Reisepasses oder der Gewerbeberechtigung in
einem konkreten Einzelfall droht, so sollte die bedingte
Nachsicht jedenfalls zeitgleich mit dem Urteil des Strafge-
richts ausgesprochen werden, wodurch weder in die Kom-
petenz der an sich zuständigen Behörden noch die Grenze
der Gewaltenteilung verschwimmen würde. Dass es einen
konkreten Sachzusammenhang benötigt, ist in jedem Falle
einleuchtend. Dafür hat (zumindest) die Strafverteidige-
rin und der Strafverteidiger zu sorgen, indem entspre-
chende Anträge (auf bedingte Nachsicht) gestellt werden
und notfalls mittels konkreter Fragestellung auf die je-
weiligen außerstrafrechtlichen Bestimmungen im Straf-
verfahren eingegangen wird.38

Das Strafgericht sollte allein aufgrund des persönlichen
Eindrucks und der Lebensverhältnisse am besten dazu in
der Lage sein, die Entscheidung über die bedingte Nachsicht
der Rechtsfolgen zu treffen. Dass sich die Verwaltungsbe-
hörden mit einem bloßen Verweis auf das Urteil des Straf-
gerichts begnügen, spricht ebenfalls dafür, dass es dem
Strafgericht freistehen sollte, über die bedingte Nachsicht
einer Rechtsfolge zu entscheiden. So könnten auch iS einer
wirtschaftlichen bzw steuerschonenden Betrachtungsweise
allfällige erstbehördliche Ermittlungsschritte sowie Be-
schwerdeverfahren vor den Landesverwaltungsgerichten
merklich reduziert werden.

Hinzu kommt die besonders praktische Bedeutung, dass
der Widerruf einer bedingten Nachsicht einer Rechtsfolge
in Ermangelung einer materiellrechtlichen Regelung nicht
möglich ist, sodass der bedingten Nachsicht des § 44 Abs 2
StGB de facto die Wirkung einer endgültigen Nachsicht zu-
kommt.39

Dieser Punkt beinhaltet in der Praxis doch gewisse
„Sprengkraft“. Leitet nämlich die zuständige Verwaltungs-
behörde nach einer rechtskräftigen strafrechtlichen Verur-
teilung zB nach § 28a SMG samt bedingter Nachsicht der
Entziehung der Lenkberechtigung (unabhängig davon) ein
Lenkberechtigungs-Entzugsverfahren ein, so wäre dies auf-
grund der grundsätzlichen Bindungswirkung strafrechtli-
cher Urteile einzustellen; was in der Praxis40 auch so ge-
handhabt wird.41

IV. CONCLUSIO: VERMEHRT ANTRÄGE NACH
§ 44 ABS 2 STGB!

Häufig geht der Verlust des Führerscheins, des Reisepasses
oder der Gewerbeberechtigung mit einer Verurteilung,42

insb nach dem SMG, einher. Wenn davon jedoch die Exis-
tenz der betroffenen Person bzw der Familie abhängt,43 ist
hier auf den Einzelfall und die Verhältnismäßigkeit ver-
mehrt Bedacht zu nehmen.

Der im Strafverfahren gewonnene persönliche Eindruck
durch die mündliche Hauptverhandlung könnte auch dazu
verwendet werden, sich eben eine Entscheidungsbasis zu er-
arbeiten, um eine angeklagte Person vor den einschneiden-
den Folgen eines Verwaltungs(entzugs-)verfahren zu ver-
schonen. Gerade bei Ersttäterinnen und Ersttätern sollen
ja auch zB der bloße bedingte Ausspruch einer Freiheits-
bzw Geldstrafe von weiterem delinquenten Verhalten ab-
halten, ohne die bisherigen Lebensumstände ungebührlich
zu erschweren. Aus Sicht der Strafverteidigung ist es daher
inakzeptabel sowie widersprüchlich, wenn diese gesetzlich
eingeräumte „Warnfunktion“ iS einer zweiten Chance bei
einem nachfolgenden Verwaltungsverfahren außer Acht
bleibt.44 Teilweise müssen deshalb – im Anschluss an das
Strafverfahren – mehrere (zeit- und kostenintensive) Ver-
waltungsverfahren – meistens bis zum jeweiligen Landes-
verwaltungsgericht, fallweise sogar bis zu den Höchstge-
richten des öffentlichen Rechts – geführt werden.

All das wäre mit einer entsprechenden Antragstellung
durch die Strafverteidigerin und den Strafverteidiger im
Strafverfahren und entsprechender Entscheidungsfindung
des Strafgerichts über eine bedingte Nachsicht nach § 44
Abs 2 StGB zu verhindern. Es versteht sich von selbst, dass
nicht jedes (Suchtmittel-)Strafverfahren für die Anwendung
der bedingten Nachsicht von Rechtsfolgen in Frage kommt.
Gerade aber in Fällen, in denen die kriminelle Energie sowie
der Schuldgehalt im deliktsspezifischen unteren Bereich zu
liegen kommt, sollte – wenn nicht sogar verpflichtend – ver-
mehrt darauf Bedacht genommen werden.

37 OGH 2. 10. 2019, 13 Os 145/18z mwN, fallbezogen verneinend für das
Landesbeamten-Pensionsgesetz; RIS-Justiz RS0091652 bejahend für Dienst-
ordnung und Lohnordnung der ÖBB; RIS-Justiz RS0091646 wegen zu „ge-
ringer“ Strafhöhe von bedingt nachgesehenen fünf Monaten nicht schlagend,
aber im Umkehrschluss für Ruhegenuss nach dem PensionsG bejahend.
38 In diesem Zusammenhang ist für die Praxis von Bedeutung, dass Rechts-
gespräche selbst auch mit einem Antrag in der Hauptverhandlung eingefor-
dert und insofern mit § 281 Abs 1 Z 4 StPO somit abgesichert werden kön-
nen; dazu in einem äußerst gelungenen Aufsatz Lendl, Der OGH und die
Hauptverhandlung, ÖJZ 2021/95, 731 mwN.
39 RIS-Justiz RS0119775; Jerabek/Ropper in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 44
Rz 6 mwN; kritisch Birklbauer, SbgK § 44 Rz 42.
40 Zumindest in der Wahrnehmung der Autoren.
41 Bzw kann die bedingte Nachsicht eben nicht widerrufen werden; höchst-
gerichtliche Entscheidungen dazu liegen soweit ersichtlich nicht vor; Bin-
dungswirkung von Strafurteilen und Verwaltungsverfahren behandelnd
VwGH 1. 6. 2017, Ro 2014/08/0076; 28. 2. 1975, 0737/73; 9. 12. 2020, Ra
2020/08/0157; s aber auch 6. 10. 2020, Ra 2020/09/0051; 4. 4. 2019, Ro
2018/01/0014; s dazu bereits Ausführungen eingangs unter Punkt 1.
42 Auch nach einer diversionellen Erledigung, da diese eine Verantwortungs-
übernahme verlangt.
43 Arbeiterin und Arbeiter auf Montage; Berufskraftfahrerin und Berufs-
kraftfahrer; An- und Abfahrt zur Arbeitsstätte, im ländlichen Bereich ist
die öffentliche Verbindung nicht immer ausreichend gegeben; aber auch
der nicht mögliche Besuch von Familienmitgliedern, insb im Krankheitsfall,
im Ausland; Pflegebedürftigkeit von Familienmitgliedern (zB Pflege, Heim-
besuche) etc.
44 Bzw erst in einem weiteren (Verwaltungsgerichts-)Verfahren mühsam zu
„erkämpfen“ ist.

Susanna Gäbler und Simon Häussler Die bedingte Nachsicht gemäß § 44 Abs 2 StGB
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Was leistet KI heute schon?
Das Bundesrechenzentrum hat 2019 eine eigene Abteilung für
Artificial Intelligence gegründet, die sich mit unterstützenden
Anwendungen künstlicher Intelligenz (KI) im Bereich der Bun-
desverwaltung beschäftigt. DI Günter Stessl ist der Leiter dieser
Abteilung und gibt im Gespräch mit Mag. Christian Moser Aus-
kunft über die aktuellen Projekte.

In welchen Bereichen der öffentlichen Verwaltung, die
mich als Bürger direkt betreffen, wird KI heute schon
eingesetzt?
Ich würde dazu gerne ein bisschen ausholen: Wir beschäf-
tigen uns schon seit vielen Jahren mit dem Thema Daten-
analyse und bauen für die österr Bundesverwaltung Repor-
ting-Systeme, Dashboards usw zur Informationsunterstüt-
zung. In einer weiteren Entwicklungsstufe haben wir den
Themenbereich KI erschlossen und suchen in diesem Kon-
text den Zugang über die vertrauenswürdige KI. In diesem
Zusammenhang haben wir uns auch mit dem Thema Bias
Mitigation sowie der vertrauenswürdigen Erstellung von
Source Codes beschäftigt und versuchen, diese Ansätze ge-
samtheitlich integriert in unser Lösungsportfolio einzubrin-
gen.
Medial werden immer wieder sehr dystopische Bilder ge-
zeichnet, daher war es uns wichtig, von Beginn an mit Maß-
nahmen dagegenzuhalten und zum Ausdruck zu bringen,
dass wir unsere Sorgfaltspflicht wahrnehmen.

Welche Anwendungen gibt es nun schon?
Auch das ist organisch gewachsen und hat sich zum Teil aus
den datenanalytischen Themen heraus entwickelt. Interes-
sante neue Ansätze betreffen beispielsweise die sog „un-
strukturierte Welt“, also text- oder bildbasiertes Datenma-
terial. Letztes Jahr haben wir gemeinsam mit dem Bundes-
ministerium für Justiz den eAward für die Anonymisierung
von Gerichtsurteilen erhalten. Im Kontext der Notwendig-
keit zur Veröffentlichung von Gerichtsurteilen haben wir
mit unserem Kunden versucht, die damit verbundene Ano-
nymisierungspflicht intelligenter zu lösen. Das ist ein gutes
Beispiel für den unterstützenden Zugang, den wir bei die-
sem Thema pflegen.
Wir unterscheiden grundsätzlich drei Stufen: die autono-
me KI, die oft in den Medien vorherrschend ist, von der
wir aber noch weit entfernt sind. Auch die automatisierte
KI ist noch ein Stück Zukunftsmusik. Wir beschäftigen
uns aktuell ausschließlich mit unterstützender KI, also
Anwendungsbereichen, die den Menschen in den Mittel-
punkt stellen und helfen, Aufgaben besser wahrzunehmen,
zB durch das Abnehmen von repetitiver, aufwändiger Ar-
beit und Ermöglichung der Konzentration auf das We-
sentliche.

Künstliche Intelligenz kann bei
repetitiver Arbeit entlasten.

Aber letztlich muss immer ein Mensch kontrollieren, also
es gibt noch nichts, wo die KI selbst entscheidet?
Genau, heute noch nicht. Ich glaube, dass es wichtig ist, die
entsprechenden Erfahrungswerte mitzunehmen, um hier
für Entwicklungen in der Zukunft gut aufgestellt zu sein.
Bei der Anonymisierung von Gerichtsurteilen ist es auch so,
dass die Software eine gar nicht einfache Aufgabe hat, näm-
lich zu anonymisieren und trotzdem das Wesen des Textes
nicht zu verändern bzw die Entscheidung nachvollziehbar
zu machen. Am Ende des Tages wird iS eines Qualitätssi-
cherungsschrittes der Text einer Person vorgelegt, die ent-
scheidet, ob die Qualität des Ergebnisses den Anforderun-
gen entspricht oder es noch Verbesserungspotential gibt.
Mit mehr als 90% Wahrscheinlichkeit entsprechen die Er-
gebnisse bereits. Damit ist die KI eine gute Entlastung für
den aufwändigen manuellen Prozess.

2020 hat das BRZ einen Kriterienkatalog für vertrauens-
würdige künstliche Intelligenz präsentiert, der sich im
Wesentlichen aus den fünf Kriterien Transparenz, Ver-
antwortung, Datenschutz, Zuverlässigkeit und Gerechtig-
keit zusammensetzt. Inwiefern hilft mir das weiter? Wer
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nimmt diese Prüfung vor? Wer stellt sicher, dass keine
Systeme zum Einsatz kommen, die diese Kriterien nicht
erfüllen?
Unser Fokus ist natürlich auf die Bundesverwaltung gerich-
tet. Wir konzentrieren uns darauf, dass wir in der beginnen-
den Phase eines Projekts gewisse Prüfmöglichkeiten haben.
Wichtig ist auch, dass man auf die Wirtschaft nicht vergisst.
Mit dem AI-Act ist intendiert, ein gesamtheitliches Regula-
tiv zu finden, mit dem man arbeiten kann. Darin wird etwa
festgehalten, dass Entwicklungen wie Social Scoring in Eu-
ropa nicht gewünscht sind, aber andere Funktionen, die we-
niger kritisch in der Anwendung sind, sehr wohl. Die
Grundlage für unseren Kriterienkatalog bildet ein risikoba-
sierter Ansatz. Man bewertet die Risiken einer Themenstel-
lung und setzt Maßnahmen, um diese Risiken zu reduzie-
ren.

Sind Sie in die Arbeiten zum AI-Act eingebunden? Wel-
che Regulierungsmaßnahmen benötigt es aus Ihrer Sicht?
Die Anwendungsfälle für KI sind sehr breit gestreut. Es gibt
einige Beispiele aus Amerika, aber auch Europa, die fehler-
haft verlaufen sind. Beispielsweise hat man bei der Einbezie-
hung für Gerichtsurteile in Amerika einen Bias entdeckt:
Menschen mit unterschiedlicher Hautfarbe wurden unter-
schiedlich bewertet. Auch beim Predictive Policing in Groß-
britannien hat man gesehen, dass KI als Unterstützungs-
werkzeug nützlich sein kann, aber trotzdem eine mensch-
liche Intelligenz kontrollieren muss.
Die Kommission hat im April 2021 den Entwurf für den AI-
Act veröffentlicht und dem Rat und Parlament zur Begut-
achtung vorgelegt. Der nächste Schritt wäre nun, im Dialog
daraus ein gutes Regelwerk zu schaffen. Wir rechnen damit,
dass das im Laufe des heurigen Jahres passiert und 2024
eine Richtlinie erlassen wird.
Das Bundesrechenzentrum versucht, Lösungen zu identifi-
zieren, die Unterstützungsmöglichkeiten für die Justiz im
Besonderen, aber auch für unsere anderen Kunden in der
österr Bundesverwaltung darstellen. Die Justiz selbst ist sehr
dokumentgetrieben. In diesem Kontext möchten wir ge-
meinsam mit unserem Kunden einiges vorantreiben, sei es
mit dem Identifizieren der richtigen Inhalte, der Suche im
allgemeinen Sinn, dem Erstellen von Zusammenfassungen

für bestimmte Fragestellungen etc. Insbesondere sehen wir
auch bei Bild- und Videomaterial Möglichkeiten, KI zu nut-
zen.

In welchem Zusammenhang?
Wir haben zB eine interessante Aufgabenstellung mit dem
Bundeskanzleramt (BKA) umgesetzt. Das BKA beschäftigt
sich sehr intensiv mit der Zurverfügungstellung von digita-
lem historischem Material, zB von alten Plänen oder Bildern
von Denkmälern. In den Archiven befinden sich zahlreiche
Bilder, auf denen immer wieder auch Personen abgelichtet
sind. Wenn man diese digitalisiert und die DSGVO berück-
sichtigt, müsste man jedes Bild einzeln ansehen, ob es
DSGVO-konform ist. Hier arbeiten wir mit dem BKA an ei-
ner Lösung, die anhand einer Gesichtsdetektion sicherstellt,
alle Bilder zu identifizieren, wo Personen abgebildet sind.
Diese Bilder brauchen eine eigene Behandlung. Wir versu-
chen auch, Mechanismen zu finden, wie man diese Personen
am Bild anonymisieren kann. Das ist ein sehr hilfreicher An-
satz, weil man sich sehr viel manuelle Arbeit ersparen kann
und die Entscheidung beim Menschen bleibt.

Man schafft es also mit Hilfe von KI, große Mengen an
Datenmaterial zu verarbeiten, aber wir sind noch weit
entfernt davon, dass eine KI die Arbeit von Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälten übernehmen könnte?
Das sehe ich genauso, es ist auch wichtig zu entmystifizie-
ren. KI ist medial immer sehr mit intelligentem, auf die Ma-
schine projiziertem Verhalten verbunden. Das kennen wir
aus der Filmindustrie sehr gut. Aber ich denke, wir sind
davon noch weit entfernt. In Wahrheit ist KI eine Inge-
nieurswissenschaft. Sie ist dazu da, für vorhandene Prob-
lemstellungen technische Lösungen zu finden und den
Menschen in seiner Arbeit zu unterstützen. Da haben wir
mit den Herausforderungen der heutigen Zeit genug Poten-
tial.
Es ist außerdem viel wichtiger, die Bundesverwaltung mit
moderner Technik zu unterstützen und aufwändige Schritte
zu automatisieren, als zu versuchen, die menschliche Exper-
tise zu ersetzen.

Man muss das Thema künstliche
Intelligenz entmystifizieren.

Wie kann man verhindern, dass die künstliche Intelligenz
einem Bias unterliegt?
Das Interessante an dieser Fragestellung ist, dass es über-
haupt keine technische, sondern eine gesellschaftspolitische
Fragestellung ist, wie wir unser Weltbild sehen. Das verän-
dert sich ja über den Zeitverlauf auch immer wieder. Bei
Projekten der Vergangenheit in diesem Bereich hat man ge-
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sehen, dass Bias nicht nur heute produziert wird, sondern
auch in historischen Daten drinnen steckt. Am Beginn muss
man sich diesen Kontext genau ansehen. Wir arbeiten auch
mit Forschungseinrichtungen zusammen, um den Bias
identifizieren und mitigieren zu können. Letztendlich liegt
es in der Beurteilung des Menschen zu entscheiden, ob eine
ausreichende Datenqualität vorliegt.
Wenn man in die 80er- und 90er-Jahre zurückblickt, hat
man andere Modelle gehabt, wie man die Welt sieht. Heute
ist man viel sensibler geworden. Natürlich geht es auch
noch darüber hinaus, wenn man an internationale KI-Mo-
delle denkt, dann gibt es auch heute noch andere Weltbil-
der, die dem unseren nicht entsprechen.

Gemeinsam mit dem Finanzministerium haben Sie das
Predictive Analytics Competence Center aufgebaut, das
mithilfe von Machine Learning Betrugsszenarien im Fi-
nanzstrafrecht aufdecken soll. Bitte erklären Sie uns, wie
das funktioniert.
Grundsätzlich hat das BMF sehr früh den Weg gesucht, In-
formationen zu erschließen, die aus einem anderen Blick-
winkel entstehen – nämlich mit der Datenbrille und nicht
mit der Fachkenntnis der jeweiligen Expertinnen und Ex-
perten. Das Interessante war, dass dadurch tatsächlich neue
Aspekte aufgedeckt werden konnten, die valide sind und die
fachliche Expertise ergänzen.
Wir haben vor zehn Jahren begonnen, uns mit dem Thema
analytisch zu beschäftigen, und haben eine Plattform für das
Finanzministerium aufgebaut. Ein wichtiger Faktor war da-
bei die intensive Zusammenarbeit mit den Fachexpertinnen
und Fachexperten. Ziel des Einsatzes von KI ist es, ein mög-
lichst gesamtheitliches Bild auf die Steuer- und Zollverwal-
tung und mögliche Betrugsszenarien zu erhalten.

Wie erfolgreich ist das schon? Heißt das, dass in Zukunft
der Großteil der Steuerhinterziehungen gefunden wird?
Man bekommt tatsächlich einen größeren Handlungsspiel-
raum mit dieser analytischen Unterstützung. Ich denke,
dass damit auch ein Signal im Sinne der Steuergerechtigkeit
gesetzt wird.

Ist diese Methode, von Erfahrungen der Vergangenheit
auf ein bestimmtes Ereignis zu schließen, auch in andere
Bereiche der Kriminalitätsbekämpfung übertragbar? Im
Prinzip geht es ja darum, eine bereits vorgefallene Straf-
tat mit Hilfe der Auswertung von Mustern zu erkennen.
Durchaus. Es gibt beispielsweise den Bereich der Großstraf-
verfahren, der sehr dokumentenlastig ist. Da gibt es Möglich-
keiten, durch KI-Unterstützung in der Bearbeitung der Fülle
des Materials die richtigen Informationen zu finden, da kann
die KI hilfreiche Unterstützung liefern. Der Aufwand des
Identifizierens und Findens von Zusammenhängen zwischen
den Dokumenten kann viel schneller erfolgen undmonatelan-
ge Recherchearbeit damit in wenigen Tagen erledigt werden.

Abschließend noch ein anderes Thema, da das Bundesre-
chenzentrum sehr viele Services für den Bund abwickelt:
Wie interessant ist das Haus eigentlich für Hacker-An-
griffe und wie sind Sie dagegen abgesichert?
Das Thema Sicherheit hat im Haus einen sehr hohen Stellen-
wert.Wir sehen eine hohe Sorgfaltspflicht undmanmuss auch
dieses Thema gesamtheitlich betrachten. Es ist nicht nur eine
Maßnahme, die in diesem Kontext ergriffen wird, sondern ein
Bündel von Maßnahmen. Fest steht, wer sich mit dem Thema
KI oder auch Cybersicherheit beruflich beschäftigen möchte,
ist im BRZ herzlich willkommen, und ich lade herzlich ein,
sich bei uns zu bewerben auf www.brz-jobs.at.

Danke für das Gespräch.

DI Günter Stessl, geb 1967 im Ennstal, verheiratet, zwei Kinder;
studierte Telematik in Graz, 1994–2003 Entwickler, Projektleiter und

Consultant bei Siemens, seit 2004 im Bundesrechenzentrum,
2005–2019 Abteilungsleiter Information Management und seit 2019

Abteilungsleiter Artificial Intelligence

Fotos: Werner Himmelbauer

03_2023 österreichisches anwaltsblatt

192

Im Gespräch



‚LIEGENSCHAFTEN SCHAFFEN
LEIDENSCHAFTEN‘
Immobilienrecht im anwaltlichen Fokus

20. bis 22. April 2023
Hilton Vienna Danube Waterfront

Wenn Immobilienrecht Ihr Thema ist, sollten Sie hier dabei sein!

Denn hier vermitteln Ihnen die besten Referenten aus Wissenschaft und 
Praxis die neuesten Tendenzen im Immobilienrecht und präsentieren 
Ihnen Erfolgsbeispiele aus der Praxis. Zudem erörtern sie vertragliche, 
baurechtliche und steuerrechtliche Fragen und zeigen Konfl iktpotenziale 
rund um Eigentum und Miete von Immobilien auf.

Wir freuen uns Sie beim Intensivseminar 
begrüßen zu dürfen!

Mehr Details unter 
www.awak.at

INTENSIVSEMINAR

DER FORTBILDUNGSSCHECK DER ANWALTSAKADEMIE

Gilt für eingetragene Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Einmalig auf die Buchung einer Präsenzver-
anstaltung oder eines DIGITALEN ANGEBOTS, wobei der Kaufwert mindestens 200,- EUR netto beträgt. 
Voraussetzung für die Einlösung ist ein myawak-Konto. 
Weitere Details unter https://www.awak.at/info/fortbildungsscheck/

Gutschein im Wert von 200,- EUR netto – jetzt einlösen und profi tieren



ChatGPT in der
Anwaltskanzlei
#ChatGPT #RoboLawyer #OpenAI

ChatGPT ist auf Social Media in aller Munde. Viele prei-
sen die Vorteile von ChatGPT an, andere kritisieren das
Tool. Doch welchen Nutzen hat ChatGPT für Rechtsan-
waltskanzleien? Aber fragen wir doch ChatGPT selbst:

Katharina Bisset: „Ich bin Rechtsanwältin und schreibe ei-
nen Artikel über ChatGPT für das österreichische Rechts-
anwältinnenblatt. Was sollten Rechtsanwältinnen über
ChatGPT wissen?“

Antwort von ChatGPT: „ChatGPT ist ein großes, von
OpenAI trainiertes Sprachmodell. Es kann verwendet wer-
den, um Text zu generieren, Fragen zu beantworten und
Aufgaben zu erledigen, die normalerweise von Menschen
erledigt werden. Es nutzt maschinelles Lernen und kann

von Programmierern oder Entwicklern angepasst werden,
um spezifische Anwendungen zu erfüllen. Es ist wichtig
zu beachten, dass ChatGPT ein computergenerierter Text
ist und daher keine rechtliche Beratung oder Meinungen
abgeben kann. Es sollte daher nicht als Ersatz für eine qua-
lifizierte Rechtsberatung verwendet werden.“

Der Hype
Wer sich in den letzten Wochen auf Social Media aufgehal-
ten hat, kam an ChatGPT und den dort kundgemachten
Meinungen dazu nicht vorbei. Von Juristinnen und Juristen,
die mit ChatGPTs fehlerhaften Antworten auf Fallprüfungen
die Sorge, ChatGPT könne sie ersetzen, entkräften wollten,
über Social Media Gurus, die Tipps und Trainings zur rich-

tigen Handhabung anboten, bis hin zu mehr oder weniger
lustigen Beispielen von ChatGPT-generierten Kurzgeschich-
ten. Gleichzeitig werben Angebote wie das US-Tool „DoNot-
Pay“ mit vollautomatisierter Rechtsdurchsetzung. GPT-3
(die Technologie hinter ChatGPT) wurde am US Bar Exam
getestet – und bestand den Multiple-Choice-Teil davon zwar
nicht, aber erzielte einen Achtungserfolg.

Deshalb stellt sich die Frage: Wie können Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte ChatGPT nutzen, und was sollte
beachtet werden?

Praktische Tipps
• Nutzen Sie ChatGPT als Textwerkzeug – es ist keine
Rechtsdatenbank!

• Übernehmen Sie Informationen und Texte, die ChatGPT
bereitstellt, keinesfalls ungeprüft. Es behauptet Fakt und
Fiktion gleichermaßen und lässt sich Unsicherheiten
nicht anmerken. Sehen Sie es eher als eloquenten Erstent-
wurf einer/s fachlich nicht ausgebildeten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.

• Je konkreter die Eingabe an ChatGPT, umso besser ist die
Antwort. Etwa: „Ich bin ROLLE, und benötige einen
TEXT für ZIELGRUPPE.“ Das Ergebnis kann durch wei-
tere Anweisungen präzisiert werden.

• Füttern Sie ChatGPT nicht mit personenbezogenen oder
heiklen Daten.

• Testen Sie es! So finden Sie selbst heraus, wo in Ihrer
Kanzlei ChatGPT funktionieren kann. Denn: Ihre Man-
dantinnen und Mandanten verwenden es wahrscheinlich
schon.

Im nächsten Anwaltsblatt ChatGPT und Urheberrecht

CHATGPT IN DER
ANWALTSKANZLEI
+ Inspiration für Social Media Postings
+ Zusammenfassungen von langen Texten
+ Entwurf kurzer Texte (zB Info-E-Mails, kurze
Erklärungen)
– Juristische Informationsquelle
– Wissensdatenbank
– Analyse fachlicher Texte

Grafik: Katharina Bisset

KATHARINA BISSET

Rechtsanwältin in NÖ,
Co-Founder von Nerds of
Law & NetzBeweis, Mit-
glied des Disziplinarrats
der RAK NÖ und des
Arbeitskreis IT und Di-
gitalisierung des ÖRAK
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Der strukturierte elektronische Akt in
Anwaltskanzleien
Werden in Ihrer Kanzlei immer noch alle E-Mails ausgedruckt
und im Handakt abgelegt? Bietet Ihnen der elektronische Akt
eine gute Übersicht? Haben Sie schon vom elektronischen Akt
bei Gericht gehört? In meinen Prozessberatungsgesprächen in
Anwaltskanzleien ist der strukturierte elektronische Akt im-
mer ein essentieller Punkt, umdie Performance in der Kanzlei-
organisation zu verbessern und die Verwaltungskosten zu sen-
ken. In der Praxis werden E-Mails, Unterlagen, Entwürfe, ge-
richtliche Eingaben, Beilagen usw chronologisch ohne Struk-
tur abgelegt. Meist existiert in den physischen Akten eine
Unterteilung, die sich aber in der EDV nicht widerspiegelt.
Dies stellt keine Basis dar, um zufriedenstellend mit dem elek-
tronischen Akt arbeiten zu können, da die Übersicht fehlt.

Der strukturierte elektronische Akt bringt zahlreiche
Vorteile mit sich. Alle Unterlagen sind strukturiert an einer
zentralen Stelle gespeichert. Man erhält einen schnellen
Überblick und kann auch ohne Handakt die Bearbeitung
durchführen. Mobiles Arbeiten und Homeoffice sind ohne
Handakt möglich. Somit erhalten Sie eine schnellere und ef-
fizientere Aktbearbeitung und können den administrativen
Aufwand (Aktensuche, Dokumentensuche, Dokumentenab-
lage, Büromaterial) verringern.

Bevor man die Entscheidung für den strukturierten elek-
tronischen Akt trifft, müssen gewisse Überlegungen ange-
stellt werden:
• Ideale Struktur für eine gute Übersichtlichkeit
• Unterschiedliche Strukturen je nach Rechtsgebiet
• Über welche Wege kommen neuen Informationen in den
Akt?

• Verarbeitungsprozesse für eingehende und ausgehende
Informationen (zB E-Mails)

• Nutzung einer digitalen Postmappe/Aufgabenverwaltung
(zB Freigabe von Dokumenten)

• Aussagekräftige Bezeichnungen der Aktinhalte
• Hard- und Softwarevoraussetzungen (zB mehrere Bild-
schirme)

Die meisten Informationen für Ihren elektronischen Akt er-
halten Sie via E-Mail. Diese Flut an E-Mails bringt viele
Kanzleien organisatorisch an ihre Grenzen. Deshalb ist ein
gutes E-Mail-Management entscheidend für die Qualität
des strukturierten elektronischen Aktes. Eingehende
E-Mails und deren Anlagen sollten direkt in Outlook ver-
arbeitet und mit aussagekräftigen Bezeichnungen struktu-
riert gespeichert werden. Aufgaben, die sich aus den E-
Mails ergeben, werden gesondert verwaltet. Verwenden
Sie Ihren Posteingang nicht als To-Do-Liste.

Ein weiterer wichtiger Punkt für das erfolgreiche Führen
eines strukturierten elektronischen Aktes ist ein professio-
nelles Tool für das Bearbeiten und Organisieren von PDF-

Dokumenten. Verschiedene PDFs in ein neues PDF zusam-
menführen und die Seiten neu anordnen (eingehender
Rückverkehr), bestimmte Seiten aus einem bestehenden
PDF in ein neues PDF überführen, sensible Informationen
schwärzen oder Stempel (Beilagen, Fristen, Freigaben, . . .)
anbringen sind Funktionen, die in Anwaltskanzleien täglich
benötigt werden.

Die digitale Postmappe (To-Do-Liste) ist ein weiterer
Vorteil, der sich aus dem strukturierten elektronischen
Akt ergibt. Dokumente können Benutzern als Aufgaben ge-
schickt werden. Die Kontrolle und die Freigabe erfolgen am
Bildschirm und die Dokumente müssen nicht mehr ausge-
druckt werden. So können Sie einfach und effizient mit Ih-
rem Team in Ihrem elektronischen Akt kommunizieren.

Ich schreibe bewusst immer strukturierter elektronischer
Akt, da dies ein wesentlicher Unterschied zum elektroni-
schen Akt ist. Viele Kanzleien speichern zwischenzeitlich

alle relevanten Informationen im elektronischen Akt chro-
nologisch ab. Sie haben allerdings keine Struktur. Ohne
Struktur gibt es keine ausreichende Übersicht und ein digi-
tales Arbeiten ist nicht effizient möglich.

Gerne unterstützen wir Sie bei der Einführung des struk-
turierten elektronischen Aktes in Ihrer Kanzlei!

INFOBOX

Firma: Markus Weiss Consulting GmbH
Ansprechpartner: Markus Weiss, MBA
Internet: www.lawconsult.cc
Mail: markus.weiss@lawconsult.cc
Telefon: +43 676 415 21 40

Screenshot der strukturierten Aktenverwaltung in ADVOKAT Foto: privat

MARKUS WEISS

Der Autor ist Unterneh-
mensberater bei Markus
Weiss Consulting GmbH.
www.lawconsult.cc

2023/96
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Detaillierte Informationen entnehmen Sie bitte der Website des jeweiligen Veranstalters:
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at

Grundbuch III
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
8. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Lehrgang zum zertifizierten
Datenschutzbeauftragten
Business Circle Management FortbildungsGmbH
13. bis 15. 3. 2023 WIEN

Immobilien- und Vertragsrecht
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
14. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Einführungsseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Exekution I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
23. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Kompetent am Telefon
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
27. 3. 2023 HYBRIDSEMINAR

Vergiften ist unpassend – der bessere Weg zu
erfreulichen Verhandlungsergebnissen durch
Kreativität
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
28. 3. 2023 WIEN

58. Tagung der Österreichischen Gesellschaft
für Arbeitsrecht und Sozialrecht
(https://www.arbeitsrechtundsozialrecht.com)
Gesellschaft für Arbeitsrecht und Sozialrecht
29. bis 31. 3. 2023 ZELL AM SEE

4. Austrian Sustainability Summit
Business Circle Management FortbildungsGmbH
30./31. 3. 2023 WIEN

22nd Annual Conference on European Tort Law
Veranstaltet vom Institut für Europäisches Schadenersatz-
recht und dem Zentrum für Europäisches Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
13./14. 4. 2023 WIEN

Geldwäsche – Was Rechtsanwält/innen/e und
Kanzleimitarbeiter/innen wissen müssen
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
17. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Kosten-Aufbauseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
19. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Grunderwerbsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
20. 4. 2023 ONLINE

Immobilienertragsteuer
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
21. 4. 2023 ONLINE

Firmenbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
25. 4. 2023 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Vienna Legal Tech 23“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
25./26. 4. 2023 WIEN

Firmenbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
9. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Professionelle Erwachsenenvertretung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
15. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Exekution II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
24. 5. 2023 HYBRIDSEMINAR

Datenschutz für Fortgeschrittene
Business Circle Management FortbildungsGmbH
25. 5. 2023 WIEN

Lehrgang zum zertifizierten
Datenschutzbeauftragten
Business Circle Management FortbildungsGmbH
13. bis 15. 6. 2023 WIEN

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 201ff.
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TAX Circle
Business Circle Management FortbildungsGmbH
15./16. 6. 2023 WAIDHOFEN/YBBS

Grundlehrgang – Sommer-Blockseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
3. 7. 2023 WIEN

27. Jahrestagung für Recht und Steuern
„RuSt in Rust“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
12./13. 10. 2023 RUST

Der Kommentar
zum anwaltlichen
Berufsrecht
Die Neuau  age des bewährten
Kommentars zur RAO 
• mit BRÄG 2022 sowie 
•  den RL-BA 2015 in der Fassung 

vom 22.9.2022.

Engelhart/Hoffmann/Lehner/Rohregger/Vitek
RAO – Rechtsanwaltsordnung, ElRAG,
Disziplinarstatut und Richtlinien des ÖRAK

11. Au  age 2023. XXVI, 1186 Seiten. Geb.
ISBN 978-3-214-03644-7

210,00 EUR
inkl. MwSt.

AUCH AUF
 rdb.at

shop.manz.at

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 201ff.
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Legal Tech Konferenz Wien

Am 9. 11. 2022 hat die sechste Legal-Tech-Konferenz in
den Räumlichkeiten des Hotel Park Hyatt Vienna so-

wie auf einem digitalen Konferenztool stattgefunden. Die
Online-Veranstaltung lief diesmal losgelöst von den Vorträ-
gen und Workshops vor Ort ab. Unter den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern fanden sich nicht nur Vertreter aus
juristischen Branchen, sondern auch interessierte Unter-
nehmer und Software-Entwickler, die sich in der Digitalisie-
rungsbranche stärker vernetzen wollen.

Veranstalterin Mag.a Sophie Martinetz in der Podiumsdiskussion mit
Vertretern aus Justiz, Rechtsanwaltschaft und Privatwirtschaft. Foto:
May Vintschgau

Das Motto der Konferenz war diesmal „Legal Tech – die Mit-
arbeiter:in der Zukunft?“ Veranstalterin Mag.a Sophie Marti-
netz von Future-Law, einer Plattformmultidisziplinärer Part-
ner, durfte wieder zahlreiche namhafte – teils internationale –
Gäste begrüßen und führte durch ein abwechslungsreiches
Programm rund um Digitalisierungspotentiale, Strategien,
Menschen und Lösungen für Rechtsabteilungen, Kanzleien
und die öffentliche Hand. Erfahrungsberichte aus der Praxis
wechselten sich mit Podiumsdiskussionen und Fachvorträ-
gen zum Thema ab. Wenn man über Digitalisierung spricht,
dann muss man sich auch über Cyber Security unterhalten.
Auch dazu gab es spannende Einblicke direkt aus der Praxis.

In den Workshops konnten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in
einen intensiven Austausch mit Expertinnen und Experten tre-
ten. Foto: May Vintschgau

Von besonderem Interesse für die Rechtsanwaltschaft sind
stets die Neuerungen aus dem BMJ, die bei der Legal-Tech-
Konferenz präsentiert werden. Bereits in der Eröffnungs-
botschaft von BM Dr.in Alma Zadić verwies die Justizminis-
terin auf die Projekte Justiz 3.0 und JustizOnline, die lau-
fend ausgebaut werden. Detaillierter schilderte in einem ei-
genen Panel der Leiter des Projekts Justiz 3.0, DI Philipp
Haubner, dass bereits über 500 Verhandlungssäle öster-
reichweit technisch neu ausgestattet wurden. Die digitale
Verfahrensführung ist sowohl im Zivil- als auch im Straf-
verfahren im Großteil der Fälle bereits umgesetzt. Ein wei-
terer Ausbau soll für Exekutions- und Insolvenzverfahren
zeitnah erfolgen. Neben einer kurzen Vorstellung des elek-
tronischen Gerichtsakts wurde auch auf die zahlreichen
Bürger-Services im Rahmen von JustizOnline verwiesen.
Auch im elektronischen Rechtsverkehr gibt es Neues zu be-
richten: Dieser wird für Dokumente bis zu 250 MB geöffnet.

DI Philipp Haubner berichtete über Neuigkeiten aus dem BMJ. Foto:
May Vintschgau

Alle Legal-Tech-Vorträge können als Video oder Podcast
im Future-Law-Pro-Memberbereich auf www.future-law.at
für Mitglieder kostenfrei abgerufen werden. Eine Jahresmit-
gliedschaft kostet € 399,– zzgl USt.

CHRISTIAN MOSER
ÖRAK, Juristischer Dienst
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Praxiskommentar „Anwaltliches und
notarielles Berufsrecht“
RA Univ.-Prof. Dr. Gernot Murko und Univ.-Prof.in Dr.in Bettina Nunner-Krautgasser präsentierten eine
umfassende und systematisch aufbereitete Kommentierung des Standesrechts der Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte und Notarinnen und Notare als erste Publikation des von ihnen geleite-
ten Forschungszentrums für Berufsrecht.

Am 19. 1. 2023 fand in der Aula der Universität Graz die
feierliche Präsentation des Praxiskommentars „An-

waltliches und notarielles Berufsrecht“ statt. Dieses Werk
stellt die erste Publikation des an der Universität Graz im
Vorjahr etablierten Forschungszentrums für Berufsrecht
(ZBR) dar. Eröffnet wurde die Veranstaltung durch den Rek-
tor der Universität Graz, Dr. Peter Riedler. Im Anschluss da-
ran richteten Univ.-Prof. Dr. Christoph Bezemek (Dekan der
Rechtwissenschaftlichen Fakultät der Universität Graz),
Univ.-Prof.in Dr.in Bettina Nunner-Krautgasser (Vize- und
Forschungsdekanin der Rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Universität Graz und Co-Leiterin des Forschungszent-
rums für Berufsrecht) und RA Dr. Armenak Utudjian (Präsi-
dent des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages) Er-
öffnungs- und Begrüßungsworte an das Publikum.

vlnr: MMag.a Barbara Raimann, Dr. Peter Riedler, Univ.-Prof. Dr.
Gernot Murko, Univ.-Prof.in Dr.in Bettina Nunner-Krautgasser, Univ.-
Prof. Dr. Christoph Bezemek Foto: Mag. Stefan Königshofer

Das ZBR selbst wurde durch dessen Co-Leiter, RA Univ.-
Prof. Dr. Gernot Murko, vorgestellt. Dieser führte dazu aus:
„Bisher spielte das Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte, der Notarinnen und Notare und
Wirtschaftstreuhänderinnen undWirtschaftstreuhänder sowie
der sonstigen freien Berufe in der österreichischen wissenschaft-
lichen Forschung eine untergeordnete Rolle, das ZBR schließt
daher eine veritable Forschungslücke.“ Ein wesentlicher
Schwerpunkt der aktuellen Forschungstätigkeit des Zentrums
liegt auf den Bestimmungen zur höchst brisanten (und bis-
lang noch wenig analysierten) Querschnittsmaterie „Geldwä-
sche“ – diesem Thema hatte sich auch die Kick-off-Veranstal-

tung des ZBR imMai des vorigen Jahres gewidmet. In diesem
Zusammenhang kündigte Gernot Murko nicht nur das baldi-
ge Erscheinen des Tagungsbands, sondern auch eine weitere
Veranstaltung an, in deren Fokus Beweisverbote unter Be-
rücksichtigung berufsrechtlicher Aspekte stehen werden.

Da die berufsrechtliche Forschung in Deutschland schon
länger eine bedeutende Rolle spielt, kooperiert das ZBR so-
wohl mit dem Institut für Prozess- und Anwaltsrecht (IPA)
der Universität Hannover als auch mit dem Institut für An-
waltsrecht der Universität Leipzig. Diese universitären
Kooperationen sind insbesondere für die internationale –

rechtsvergleichende – Forschung im Bereich des Berufs-
und Standesrechts von großer Bedeutung. Darum freute
es die Herausgeberin und den Herausgeber umso mehr,
dass sie Univ.-Prof. Dr. Christian Wolf, den Leiter des
IPA, als Gastvortragenden für die Präsentation des Kom-
mentars „Anwaltliches und notarielles Berufsrecht“ gewin-
nen konnten. Dieser referierte zum Thema der anwaltlichen
Gesellschaftsformen in Österreich und Deutschland.

Univ.-Prof. Dr. Christian Wolf Foto: Mag. Stefan Königshofer

Das Herzstück der Veranstaltung bildete die Präsentation des
Praxiskommentars „Anwaltliches und notarielles Berufsrecht“.
Die Verlagsleiterin des Verlag Österreich, MMag.a Barbara
Raimann, interviewte dazu die Herausgeberin und den He-
rausgeber. Auf die Frage nach dem Innovationsgehalt des
Werks betonte Bettina Nunner-Krautgasser die zwei innovati-
ven Ansätze des Kommentars: Einerseits unterscheidet sich
das vorliegende Werk von bereits existierenden Kommentie-
rungen dadurch, dass es von führenden Praktikerinnen und
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Praktikern für Praktikerinnen und Praktiker geschrieben
wurde und eine Unzahl von Checklisten und Praxistipps auf-
weist. Innovativ ist andererseits auch, dass anwaltliches Be-
rufsrecht und notarielles Berufsrecht erstmalig in einem Band
angeboten werden. „Der Grund für diese umfassende Schwer-
punktsetzung war die Tatsache, dass auch das notarielle Be-
rufsrecht unserer Ansicht nach immer mehr an Bedeutung ge-
winnt“, führteGernot Murko ergänzend aus. Der Notariatsakt
wird im Zivil- und Gesellschaftsrecht, aber auch im Erbrecht
immer wichtiger. Fragen im Zusammenhang mit seiner Aus-
gestaltung, möglichen Fehlern und der Vollstreckbarkeit des
Notariatsakts beschäftigen daher nicht nur Notarinnen und
Notare. Dieser Teil bildet einen Mehrwert für alle, die sich
mit Zivil- und Gesellschaftsrecht beschäftigen und ein ent-
sprechendes Nachschlagewerk benötigen. Höchst erfreulich
war die schnelle Produktionszeit des Werks, welche nicht zu-
letzt dem exzellenten Herausgeberteam, bestehend aus Univ.-
Ass. Mag. Stefan Königshofer, Proj.-Ass.in Mag.a Teresa Per-

ner,Univ.-Ass. Mag. Julian Schnur sowie Univ.-Ass. Mag. To-
bias Weidinger, zu verdanken ist.

Die Herausgeberin und der Herausgeber freuten sich be-
sonders über die zahlreich erschienenen Teilnehmerinnen
und Teilnehmer, unter denen sich auch viele Ehrengäste
befanden. Dazu zählten insb Dr. Gerhard Holzinger, Senats-
präsident Univ.-Prof. Dr. Meinrad Handstanger, Senatsprä-
sident Dr. Gottfried Musger, Präsident Dr. Bernd Lutschou-
nig, Präsident Dr. Armenak Utudjian, Vizepräsidentin
Mag.a Petra Cernochova, Vizepräsident Dr. Bernhard Fink,
Vizepräsidentin Dr.in Marcella Prunbauer-Glaser, Vizeprä-
sident Dr.Michael Kropiunig, Präsident Univ.-Prof. Dr.Mi-
chael Enzinger, Präsident Dr. Wolfgang Kleibel, Präsident
Dr. Michael Schwarz, Präsidentin Dr.in Brigitte Breinbauer
sowie Präsident Dr. Dieter Kinzer.

FORSCHUNGSZENTRUM FÜR BERUFSRECHT DER UNIVER-
SITÄT GRAZ

Mit der Kanzleiwebsite den Akquise-Turbo
starten
AWAK LIVE-WEBCAST mit Marketingexpertin Johanna Busmann

S o schwierig kann das ja nicht sein: Ein paar Bilder, Be-
grüßungstext, Kontaktdaten, dazu noch ein Lebenslauf

– fertig ist die Homepage der Kanzlei. Leider wird sie wie
viele andere Seiten im „Visitenkarten“-Stil in den Weiten
des Internets kraft- und nutzlos „dahinsiechen“. Wie Sie Ih-
re Website aktiv für sich arbeiten lassen, um Mandanten zu
gewinnen, zeigt Ihnen ein LIVE-WEBCAST der Anwalts-
akademie am 27. 6. 2023.

„Früher suchten Mandanten ihren Anwalt aus, heute ist
das umgekehrt!“, schreibt Referentin Johanna Busmann in
einem Beitrag zum Content Marketing. Sie fordert zum
Umdenken auf, „künftige Mandantenkreise nach Branchen,
Rechtsgebiet oder lokalen Gemeinsamkeiten zu ‚segmentie-
ren‘“. Der Weg dahin führt für Johanna Busmann über ei-
nen akquisestarken Webauftritt.

Der Erfolg gibt ihr recht: Johanna Busmann betreut seit
mehr als 30 Jahren Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
als Kommunikationstrainerin und Expertin für Kanzlei-
marketing. Im Workshop postuliert sie zehn Gebote für ei-
ne effektive Mandantenakquisition mittels Website und er-
läutert, warum „Content Marketing“ dazu ein wesentlicher
Schlüssel ist. Frau Busmann: „Das ‚Marketing über den In-
halt‘ gilt Rechtsanwälten als ‚ehrliche‘Methode, Mandanten
zu begeistern. Keine Tricks und kein doppelter Boden; wer
was kann und dieses Können auch geschickt zeigt, wird ge-
wählt – und weiterempfohlen!“ Nach dem Ende des Vor-
trags haben Sie die Möglichkeit, mit der Vortragenden Ihre
Fragen zum Thema zu diskutieren.

Weiterführend empfiehlt die Anwaltsakademie den ON
DEMAND-WEBCAST „Wie ‚verkaufe‘ ich den Klienten
mein Honorar“. Johanna Busmann gibt 20 Tipps, wie Sie
bereits im Erstgespräch erfolgreich über Ihr Honorar infor-
mieren und mit Einwänden umgehen. Buchen Sie jetzt
gleich auf www.awak.at!

Termine:
LIVE-WEBCAST

10 Gebote für die akquisestarke Kanzleiwebseite – Wie
Interessenten online zu Mandanten werden

Dienstag, 27. 6. 2023, 17.00 bis 20.10 Uhr
ON DEMAND-WEBCAST
Wie „verkaufe“ ich den Klienten mein Honorar

Foto: © Maryna Pleshkun/shutterstock.com

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at
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Anwaltsakademie
MÄRZ 2023

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
9. bis 11. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230309–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Aktuelle Entwicklungen im E-Commerce-Recht
– Rechtsprechung und Gesetzgebung
14. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230314–9

BASIC

Seminarreihe Europarecht 6: Verfahren vor
dem Gerichtshof der Europäischen Union
17. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230317–8

BASIC

Das Exekutionsrecht in Fallbeispielen –
Grundlagen, Exekutionsmittel,
Durchsetzungsstrategien und einstweilige
Verfügungen
17. und 18. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230317A–8

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl,
Vermögensordnung, Haftungsverfassung und
Gründung
17. und 18. 3. ATTERSEE
Seminarnummer: 20230317–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Das Sicherheitspolizeigesetz:
Sicherheitsverwaltung, Befugnisse und
Rechtsmittel
21. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230321A–9

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
Strafrecht“
21. 3. bis 26. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230321–9

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
23. bis 25. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230323–8

SPECIAL

Datenschutz SPEZIAL: Digitalisierung,
Datenschutzverträge und internationaler
Datenverkehr
24. und 25. 3. WIEN
Seminarnummer: 20230324–8

SPECIAL

Medienrecht – Persönlichkeitsschutz versus
Meinungsfreiheit im Straf-, Zivil- und
Mediengesetz anhand praktischer Fälle
24. und 25. 3. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230324–6

BRUSH UP

Erbrecht und Vermögensnachfolge – Von der
Testamentserrichtung bis zur Einantwortung –
Aktuelles für den Rechtsanwalt
24. und 25. 3. GRAZ
Seminarnummer: 20230324–5

LIVE-WEBCAST

Update: Zivilprozess, Exekution, Insolvenz –
Rechtsprechung und Gesetzgebung (auch EO-
Reform und Reorganisationsrecht) –
Kompaktinformationen mit
Kurzkommentierungen (auch zum EU-
Zivilverfahrensrecht)
29. und 31. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230329–9
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LIVE-WEBCAST FLEX

Strafverteidigung in der Praxis – Worauf es für
einen Strafrechtler wirklich ankommt!
30. 3. ONLINE
Seminarnummer: 20230330–9

APRIL 2023

LIVE-WEBCAST FLEX

Einführung in das Vergaberecht mit aktuellen
Entwicklungen – Schwerpunkt nachhaltige
Beschaffung
12. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230412–9

SPECIAL

IP Recht & angrenzender Datenschutz
13. und 14. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230413A–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Digitale Währungen und ihr legaler Rahmen –
Aktuelle Rechtslage bei Kryptowährungen und
Blockchain-Anwendungen
13. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230413–9

BASIC

Das Zivilverfahren – vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele und Verfügung
13. bis 15. 4. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230413–6

SPECIAL

Steiermärkisches Bau- und
Raumordnungsrecht
14. 4. GRAZ
Seminarnummer: 20230414–5

LIVE-WEBCAST

„Willkommen in unserer
Rechtsanwaltskanzlei!“ – Über den korrekten
Umgang mit Klienten/Innen am Telefon
14. 4. und 5. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20230414–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Unterhalt korrekt berechnen – Neueste
Judikatur
18. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20230418–9

BRUSH UP

Intensivseminar „Liegenschaften schaffen
Leidenschaften“ – Immobilienrecht im
anwaltlichen Fokus
20. bis 22. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230420–8

SOFT SKILLS

ERMITTLUNGSVERFAHREN (neu) – Der Anwalt
und die Polizei
27. und 28. 4. WIEN
Seminarnummer: 20230427–8

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Wirtschaftsrecht
28. und 29. 4. LINZ
Seminarnummer: 20230428–3

MAI 2023

PRÜFUNSVORBEREITUNG

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
Öffentliches Recht“
2. bis 31. 5. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230502–6

SPECIAL

Getting the Arbitration Started – Wie man
erfolgreich ein Schiedsverfahren einleitet: Dos
und Don’ts aus der Praxis
3. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230503–8

BASIC

Der Anwalt und sein Honorar – Anspruch,
Vereinbarung und Fälligkeit anhand
praktischer Beispiele
4. und 5. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230504–8
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LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs Strafrecht“
4. 5. bis 6. 6. ONLINE
Seminarnummer: 20230504–9

BASIC

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur
Interessensvertretung fürMieter und Vermieter
5. und 6. 5. GRAZ
Seminarnummer: 20230505–5

BASIC

Grundlagenseminar der Schiedsgerichtsbarkeit
5. und 6. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230505–8

BASIC

Europarecht in der anwaltlichen Praxis
5. und 6. 5. ATTERSEE
Seminarnummer: 20230505–3

LIVE-WEBCAST FLEX

Verfahrenshilfe im Strafrecht
8. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20230508–9

LIVE-WEBCAST

Die Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
„Prüfungsvorbereitung Strafrecht inkl.
Strafvollzug und Nebengesetze“
9. 5. bis 7. 6. ONLINE
Seminarnummer: 20230509–9

BRUSH UP

ARZTHAFTUNG: Der Haftungsfall (unter
Berücksichtigung der aktuellen Judikatur),
Durchsetzung von Ansprüchen im Verfahren;
die Anwendung der DSGVO im
Gesundheitsbereich, Erfüllung der
datenschutzrechtlichen Anforderungen im
Gesundheitsbereich
11. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230511–8

BASIC

Das Zivilverfahren – Von der Klage bis zur
Revision
11. bis 13. 5. LINZ
Seminarnummer: 20230511–3

LIVE-WEBCAST

Sanierungsmöglichkeiten bei Unternehmen in
der Krise – Gesellschafts-, Bilanz- und
Steuerrecht
12. und 13. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20230512–9

SPECIAL

Steuern und Abgaben – ‘must knows‘
12. und 13. 5. FELDKIRCH
Seminarnummer: 20230512–7

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl,
Vermögensordnung, Haftungsverfassung und
Gründung
12. und 13. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230512–8

BRUSH UP

Das Kapital und sein Recht – Neueste
Entwicklungen im Recht der
Kapitalgesellschaften
16. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230516A–8

SPECIAL

Einstweiliger Rechtsschutz und rasche
Maßnahmen – Praktische Übungsbeispiele aus
Zivil-, Wirtschafts-, Exekutions- und
Familienrecht
19. und 20. 5. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20230519–6

BASIC

Bauvertrag und Bauprozess
22. 5. GRAZ
Seminarnummer: 20230522–5

BRUSH UP

Aufkündigung, Mietzins- und Räumungsklage:
Ablauf, Strategie und Stolpersteine
23. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230523–8

SPECIAL

Expertengespräch Strafverteidigung – Dos &
Don’ts in der Strafverteidigung
24. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230524–8
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LIVE-WEBCAST

Was ich als Kanzleimitarbeiter wissen muss:
Aktuelle Anti-Geldwäsche-Compliance –
Erkennung, Sorgfaltspflichten,
Risikomanagement in der Praxis
25. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20230525A–9

SPECIAL

Kartellrecht – das Recht gegen
Wettbewerbsbeschränkungen
25. und 26. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230525–8

SPECIAL

Das Umgründungsrecht –
Rahmenbedingungen, Durchführung, zivil-
und steuerrechtliche Folgen
25. und 26. 5. WIEN
Seminarnummer: 20230525A–8

SPECIAL

Bauträgervertragsgesetz,
Wohnungseigentumsbegründung und
Verbücherung – praktisch angewendet
26. 5. SALZBURG
Seminarnummer: 20230526–4

LIVE-WEBCAST

„Update-Mietzinsminderung – Aktuelle
Entscheidungen – Parameter – Prozesse –
Prozente“
31. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20230531–9

BRUSH UP

Erbrecht und
Vermögensnachfolge – Von der
Testamentserrichtung bis zur
Einantwortung – Aktuelles für
den Rechtsanwalt
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar ist den vielen neuen Fragen „rund um den
Todesfall“ zu der seit 1. 1. 2017 geltenden neuen Rechtslage
gewidmet. Die Vortragenden kommen aus allen mit diesen
Fragen befassten Berufsgruppen. Die Teilnehmer erhalten
damit nicht nur den aktuellen Wissensstand von Experten
zum neuen Erbrecht vermittelt. Auch der im Berufsalltag
jeweils unterschiedliche Zugang zu Lösungen für neue
(und alte) Rechtsfragen wird anschaulich nähergebracht.
Das Seminar sollte damit für jene interessant sein, die auch
zum neuen Erbrecht als Rechtsanwalt kompetent beraten
und Auskunft geben können wollen.

Referenten: WTuStB Dr. Harald Glocknitzer, Wirtschafts-
prüfer und Steuerberater in Wien
Dr. Helwig Keber, Rechtsanwalt in Graz
Univ.-Prof. Dr. Gabriel Kogler, Universität Wien – Institut
für Zivilrecht, Juridicum
SPdOGH Dr. Gottfried Musger, Senatspräsident des OGH,
Leiter des Evidenzbüros
Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer, Masaryk University, De-
partment of Civil Law (angefragt)
Hon.-Prof.in Dr.in Elisabeth Scheuba, Rechtsanwältin inWien

Termin: 24. und 25. 3. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: GRAZ
Seminarnummer: 20230324–5

LIVE-WEBCAST

Update: Zivilprozess, Exekution,
Insolvenz – Rechtsprechung und
Gesetzgebung (auch EO-Reform
und Reorganisationsrecht) –
Kompaktinformationen mit
Kurzkommentierungen (auch
zum EU-Zivilverfahrensrecht)
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieser LIVE-WEBCAST informiert Sie umfassend, kompe-
tent und lebendig über folgende Schwerpunkte:
• aktuelle Rechtsprechung
• aktuelle Rechtsänderungen im Zivilprozessrecht, Exeku-
tionsrecht und Insolvenzrecht

• Wissenswertes zum EU-Zivilverfahrensrecht
Im Mittelpunkt stehen die Entwicklungen im letzten Jahr
vor dem Seminar.

Rechtsprechung
• Judikatur basierter und kommentierter Gesamtüberblick
über den Zivilprozess

• Schwerpunkte des Exekutionsverfahrens
• Hauptfragen des Insolvenzrechts aus Gläubigersicht
• Komplikationen im Privatkonkursrecht
• Zivilverfahrensrechtliche Kunstfehler
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Rechtsentwicklung
• Änderungen der Jurisdiktionsnorm, der Zivilprozessord-
nung und der Gerichtsorganisation

• Gesamtreform des Exekutionsrechts („GrEX“)
• Neues Reorganisationsverfahren
• IO-Änderungen
• Praxisrelevante Neuerungen im EU-Zivilverfahrensrecht

Referent: O. Univ.-Prof. em. Dr. Wolfgang Jelinek, Karl-
Franzens-Universität Graz
Termine: 29. und 31. 3. 2023 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20230329–9

LIVE-WEBCAST FLEX

Digitale Währungen und ihr
legaler Rahmen – Aktuelle
Rechtslage bei Kryptowährungen
und Blockchain-Anwendungen
Warum Sie teilnehmen sollten:
Die Worte Bitcoin, Kryptowährung und Blockchain sind in
aller Munde, doch was verbirgt sich hinter diesen Techno-
logien? Was muss man als Rechtsanwalt/Rechtsanwaltsan-
wärter dazu wissen?

In diesem Seminar werden Sie das erforderliche techni-
sche, wirtschaftliche, steuerliche sowie rechtliche Wissen er-
werben. Nach einem halben Tag sollten Sie grundlegende
Konzepte und Begriffe kennen und mitreden können. Ein
besonderer Schwerpunkt des Seminars wird die praktische
Anwendbarkeit sein.

Referent: MMag. Dr. Niklas Schmidt, TEP, Rechtsanwalt
und Steuerberater in Wien
Termin: 13. 4. 2023 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20230413–9

SPECIAL

IP Recht & angrenzender
Datenschutz
Warum Sie teilnehmen sollten:
Wesentliches Ziel dieses Seminars ist es, den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern in den ersten beiden Halbtagen
Grundwissen im Bereich des Immaterialgüterrechts sowie
dem angrenzenden Datenschutzrecht zu vermitteln. Darauf
aufbauend wird in den nächsten beiden Halbtagen einer-
seits die praktische Anwendung dieses Wissens erlernt
(Entwurf von Lizenzverträgen, Verwertung von anderen
Immaterialgüterrechten etc) sowie das Spezialgebiet der
neuen Technologien (Fokus Blockchain, Künstliche Intelli-
genz) und das neue Gewährleistungsrecht für Digitale In-
halte und Dienstleistungen (Fokus datenschutz- und urhe-
berrechtliche Problemstellungen) näher beleuchtet.

Referenten: Dr. Martin Hanzl, MSc (WU), LL.M. (IT Law),
Head of New Technologies | Rechtsanwalt in Wien
Prof. Dr. Sebastian Schwamberger, LL.M. (IT Law), Profes-
sur an der Universität Rostock
Termin: 13. und 14. 4. 2023 = 12 Stunden / 4 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20230413A–8

LIVE-WEBCAST FLEX

Unterhalt korrekt berechnen –
Neueste Judikatur
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminars:
• Unterhaltsverfahren effektiv und wirtschaftlich führen
• Unterhaltsansprüche möglichst genau beurteilen

Referent: Dr. Günter Tews, Rechtsanwalt in Linz und Wien
Termin: 18. 4. 2023 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20230418–9

Berufsbegleitend zum Dr. iur.
Doktoratsstudium der Rechtswissenschaften

Studienstart: Oktober 2023

Nächster Informationsabend:
Dienstag, 21. März 2023 | 18:00 Uhr

  
www.ufl.li  |  Telefon +423 392 40 10  |  studium@ufl.li
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SOFT SKILLS

ERMITTLUNGSVERFAHREN
(neu) – Der Anwalt und die
Polizei
Warum Sie teilnehmen sollten:
Eine der spannendsten Situationen in unserer alltäglichen
anwaltlichen Arbeit ist es, wenn ein Klient berichtet, er sei
telefonisch von der Polizei kontaktiert worden mit der Bitte
um Auskünfte in deren Dienststelle.

Wenn der Mandant – was durchaus auch realistisch ist –
keine Ahnung hat, worum es dabei gehen könnte, sind wir
als Juristen in einer Ausnahmesituation: Von Anfang an
konditioniert auf Papier und Akten, verfügen wir meist
nicht einmal über eine Aktenzahl, und auch die Erfüllung
unser Hauptaufgabe – eine nur annähernd richtige Sub-
sumtion eines Sachverhalts unter die zugehörige Norm –

ist nicht möglich, wenn wir nicht einmal den Vorwurf ken-
nen.

Sehr oft ist dabei sogar unklar, ob der Klient nun als
Zeuge vernommen werden soll oder als Beschuldigter –

auch wenn wir um die Wichtigkeit dieser Differenzierung
sehr wohl Bescheid wissen: Der Zeuge hat die Pflicht, unter
Androhung strafrechtlicher Sanktionen im Fall ihrer Ver-
letzung die Wahrheit zu sagen, und umgekehrt, weil er
nicht Partei ist, keinerlei Recht auf Akteneinsicht.

Und doch wollen wir kooperativ sein, weil anderes unter
Umständen zu Lasten und zum Nachteil des Mandanten
ausfallen könnte: Eine amikale Atmosphäre ist nicht nur
psychologisch angenehmer und für die eigene Sache von
Vorteil, sondern dient im Regelfall auch der Wahrheitsfin-
dung, an der auch der Rechtsanwalt interessiert sein könnte
(weil es ja in der Vertretung immer um die Wahrheit des
Klienten geht).

Letzten Endes streben wir aber an, die Zusammenarbeit
der Anwaltschaft mit der Polizei, die für das Funktionieren
eines demokratischen Rechtsstaats unumgänglich ist, auch
dadurch zu verbessern, dass wir Ungenauigkeiten, Missver-
ständnisse und die Unkenntnis des Ablaufs des Beginns ei-
nes Strafverfahrens gemeinsam zu beheben versuchen.

Referenten: DDr. Gerald Fürst, Rechtsanwalt in Mödling
Stefan Pfandler, Leiter des Landeskriminalamtes in Nieder-
österreich
Dr. Ernst Schillhammer, Rechtsanwalt in Wien
Termin: 27. und 28. 4. 2023 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20230427–8

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und
Rechtsentwicklung im
Wirtschaftsrecht
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar bietet Ihnen (durch einschlägige Experten)
wichtige Informationen über neue Entwicklungen im unter-
nehmensrechtlichen Vertragsrecht (Kreditsicherungsrecht,
Bankvertragsrecht, Vertragsrecht an sich), Gesellschafts-
recht (Erörterung wichtiger Entscheidungen des OGH, der
OLG und des EuGH sowie gesetzliche Neuerungen), Ar-
beitsrecht (gesetzliche Änderungen und wichtige Entschei-
dungen, nationales Arbeitsrecht und europäisches Gemein-
schaftsrecht), Sozialversicherungsrecht (Rechtsprechung
und gesetzliche Änderungen) sowie nationales und europä-
isches UWG, Marken-, Muster- und Kartellrecht.

Von allen Vortragenden werden auch die jüngsten Ent-
scheidungen des EuGH in den jeweiligen Rechtsbereichen
referiert und ihre Auswirkungen auf das österreichische
Recht dargestellt.

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Georg Graf, Universität Salz-
burg – Institut für Österreichisches und Europäisches Pri-
vatrecht, Fachbereich Bürgerliches Recht
o. Univ.-Prof. Dr. Martin Karollus, Johannes Kepler Uni-
versität Linz – Institut für Unternehmensrecht
SPdOGH Univ.-Prof. Dr. Georg E. Kodek, LL.M. (North-
western University School of Law), Wirtschaftsuniversität
Wien – Institut für Zivil- und Unternehmensrecht
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal, Universität Wien – Insti-
tut für Arbeits- und Sozialrecht
Dr. Michael Woller, LL.M., MBA, Rechtsanwalt in Wien
Termin: 28. und 29. 4. 2023 = 12 Stunden / 4 Halbtage
Veranstaltungsort: LINZ
Seminarnummer: 20230428–3
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Enzyklopädie Europarecht,
Europäischer Grundrechteschutz

E s ist nunmehr die zweite Auflage des Europäischen
Grundrechteschutzes herausgekommen, welcher in

der Praxis in den letzten Jahren (Jahrzehnten) einen erheb-
lichen Aufschwung genommen hat. Durch das Inkrafttreten
der GRC (Grundrechtscharta) sind die Grundrechte auch
primärrechtlich statuiert worden und sind auch im österr
Verfassungsrecht gemäß der Judikatur des VfGH (VfSlg
19.632; 20.291) direkt anwendbar. Die Fragen der Grund-
rechte in der gesamteuropäischen Betrachtung sind ein oft
unterschätzter Aspekt.

Damit die Grundrechte auch gericht-
lich gewürdigt werden, ist in § 2 eine
Darstellung der Institutionen des ge-
richtlichen Grundrechteschutzes vorge-
nommen worden. Neben dem EGMR
und EuGH sind auch die nationalen
Verfassungsgerichte ausführlich darge-
stellt. Gerade die Zusammenarbeit zwi-
schen diesen drei Gerichten führt zu ei-

nem effektiven Grundrechteschutz, wobei auch immer zu
beachten ist, dass die Rsp und Tendenzen der Rsp dieser
Gerichte auch unterschiedlich sein können, wodurch es
durchaus zu unterschiedlichen Interpretationen der An-
wendung der Grundrechte kommen kann.

Dogmatisch interessant ist das Kapitel 3 Gerade die Dog-
matik der Grundrechte ist ein oft unterschätzter Teil der
Grundrechtslehre und kann oft zu interessanten Ergebnis-
sen in der Praxis führen.

Ausführlich sind sowohl die Grundrechtsberechtigten
als auch die Grundrechtsverpflichteten dargestellt. Für die
österr Praxis lange fremd, jedoch immer bedeutender wer-
dend, ist die Grundrechtsverpflichtung durch Privatperso-
nen. Unter einer ausführlichen Darstellung der Judikatur ist
auf den S 254–262 eine ausführliche Darstellung geschrie-
ben worden, die in der Praxis auch in Österreich zu nicht
unterschätzenden Konsequenzen führen kann.

§ 6 „Schutzbereich und Grundrechtsangriff“ und § 7
„Schrankendogmatik“ schließen die Grundlagen der Grund-
rechtslehre ab. In Kapitel C sind die Fundamentalgarantien
dargestellt, wobei diese im Verhältnis der GRC zur EMRK
durchaus Abweichungen enthalten. In Kapitel D sind die
einzelnen Freiheitsrechte dargestellt, ein näheres Eingehen
auf diese ist in dieser Besprechung nicht möglich. Gleichheit
sowie soziale Rechte sind in Kapitel E dargestellt und durch
das Inkrafttreten der GRC erlangen sie immer höhere Bedeu-
tung. In diesem Zusammenhang ist auch auf die Darstellung
von Artikel 37 GRC (Umweltschutz) zu verweisen, da auch
imHinblick auf die Entscheidung des Deutschen Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG v 24. 3. 2021, 1 BvR 2656/18 ua),
die in der Praxis eine nicht zu unterschätzende Bedeutung
bekommen kann, durch allfällige Entscheidungen des EuGH

damit weitreichende (wirtschaftliche) Änderungen vorge-
nommen werden können. Falls in einem Verfahren vor
dem EuGH ein Verweis auf Art 37 von besonderer Relevanz
sein sollte, ist ein Blick in die Verfahrensordnung des EuGH
zu werfen, um sicherzustellen, dass allfällige Beteiligungs-
rechte wahrgenommen werden können.

Kapitel F regelt die Bürgerrechte, insb die Rechte der
Unionsbürger. Den Abschluss bilden die justiziellen Grund-
rechte sowie das Kapitel zur Wahrung und Durchsetzung
der Grundrechte.

Dieses Werk ist als unverzichtbarer Bestandteil jeder ju-
ristischen Bibliothek anzusehen.

Enzyklopädie Europarecht, Europäischer Grundrech-
teschutz.

Von Christoph Grabenwarter (Hrsg). 2. Auflage, Nomos
Verlag, 2022, 1.300 Seiten, geb, € 178,–.

WOLF-GEORG SCHÄRF

Gerichtsgebühren

Zwischen dem Erscheinen der 13. und der aktuellen 14.
Auflage sind vier Jahre vergangen. Traditionell erschei-

nen neue Auflagen nach einer Valorisierung der Gerichtsge-
bühren. Seit der letzten Auflage sind wichtige gesetzliche Än-
derungen im Gerichtsgebührengesetz und im Gerichtlichen
Einbringungsgesetz zu nennen: das Zivilrechts- und Zivil-
verfahrensrechts-Änderungsgesetz 2019 brachte Änderun-
gen im Bereich der Grundbuch-Eintragungsgebühr. Mit
dem Hass-im-Netz-Bekämpfungsgesetz wurde eine neue Be-
messungsgrundlage für Mandatsverfahren nach § 549 ZPO
eingeführt und die Tarifpost 13 geändert. Die Gesamtreform
des Exekutionsrechts gestaltete die Tarifpost 4 komplett neu.
Mit dem Restrukturierungs- und Insolvenz-Richtlinie-Um-
setzungsgesetz wurden die Tarifposten 5 und 6 sowie die
§§ 22 und 23 des Gerichtsgebührengesetzes geändert. Zu gu-
ter Letzt brachte die Zivilverfahrensnovelle 2022 eine Neuge-
staltung der Tarifpost 15 und im Einbringungsgesetz die Ab-
schaffung der so genannten „Doppeltitel“.

Inhaltlich gliedert sich das Buch in
vier Teile, welche wiederum in kleinere
Kapitel untergliedert sind. Dem Haupt-
teil des Werkes ist ein Abkürzungsver-
zeichnis vorangestellt.

Im ersten und umfangreichsten Teil
des Buches widmen sich die Autoren
dem Bundesgesetz vom 27. 11. 1984
über die Gerichts- und Justizverwal-

tungsgebühren. Ein großer Fokus liegt auf dem Gegenstand
der Gebühr, wie der Inanspruchnahme der Tätigkeit der
Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizverwaltungsbe-
hörden sowie der Führung öffentlicher Bücher, Urkunden-
sammlungen und einsichtsfähiger Register. Außerdem wer-
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den im ersten Teil die Art der Gebührenentrichtung, Ge-
bührenermittlung, Zahlungspflicht und Gebührenfreiheit
behandelt.

Der zweite Teil widmet sich den Gebührenvorschriften
außerhalb des Gerichtsgebührengesetzes. Unter anderem
wird auf die Exekutionsordnung, das Faire-Wettbewerbsbe-
dingungen-Gesetz und das Wohnungseigentumsgesetz
2002 eingegangen. Ein Schwerpunkt dieses Teils bildet das
Kartellgesetz 2005 und im Besonderen sein IV. Hauptstück
zum Thema Gebühren.

Im dritten Teil des Werkes sind sämtliche Gebührenbe-
freiungsvorschriften angeführt, wie etwa förderungsrechtli-
che Gebührenbefreiungen aufgrund einer Vereinbarung
nach Art 15a B-VG. Zu diesen zählt das Wohnbauförde-
rungsgesetz 1984 oder auch das Wohnhaussanierungsge-
setz. Ein weiterer Schwerpunkt dieses Teils sind die in
Staatsverträgen und internationalen Übereinkommen gere-
gelten Gebührenbefreiungen. Es folgt eine Liste von Ab-
kommen mit bestimmten Befreiungsbestimmungen zwi-
schen Österreich und anderen Staaten im Bereich soziale
Sicherheit.

Der vierte und letzte Teil behandelt das Gerichtliche
Einbringungsgesetz in seinen fünf Abschnitten. Der erste
Abschnitt umfasst den Anwendungsbereich, die Kosten-
tragung, den Kostenvorschuss sowie das Zurückbehal-
tungsrecht. Der zweite Abschnitt widmet sich dem Vor-
schreibungsverfahren, unter anderem, welche Behörden
für die Vorschreibung zuständig sind, wie die Einbrin-
gung kontrolliert wird oder wie eine eventuelle Rückzah-
lung abgewickelt wird. Der dritte Abschnitt beschäftigt
sich mit der Verjährung, der Stundung und Nachlass so-
wie Amtshilfe. Demnach verjährt der Anspruch des Bun-
des auf Entrichtung der Beträge in fünf Jahren. Im vierten
Abschnitt liegt der Fokus auf der Vollstreckung der ein-
zubringenden Beträge. Beispielsweise wird darauf hinge-
wiesen, dass Geldstrafen nur in dem Umfang eingetrieben
werden dürfen, als dadurch der notdürftige Unterhalt des
Verpflichteten nicht gefährdet wird. Der fünfte und letzte
Abschnitt thematisiert zahlreiche Übergangs- und Schluss-
bestimmungen.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das vorliegende
Werk das bei Rechtsanwendern eher ungeliebte Thema Ge-
bührenrecht umfassend beleuchtet und eine wertvolle Hilfe-
stellung im Umgang mit dem Gebührenrecht bietet. Auf-
grund des gut strukturierten Aufbaus der Lektüre gelingt
es den Autoren, ein komplexes Thema für den Leser deut-
lich überschaubarer zu gestalten.

Gerichtsgebühren.

Von Dietmar Dokalik/Brigitte Schuster. 14. Auflage, MANZ
Verlag, Wien 2022, 640 Seiten, br, € 160,–.

GORICA UROSEVIC

Parteiausschluss und Verfassung

„W er aktiv an der politischen Willensbildung des
Volkes teilnehmen will, kann dies auf vielfältige

Weise tun (. . .), vor allem aber durch Mitarbeit in einer Par-
tei. Wenn er nicht selbst eine Partei gründen will, was selten
erfolgreich ist, muss er von einer Partei aufgenommen wer-
den und sich (. . .) einfügen (. . .). Er muss sich insb selbst
disziplinieren, um nicht von der Partei diszipliniert zu wer-
den.“ – In seltener Prägnanz (allein das Vorwort ist lesens-
wert und könnte andernorts als Essay zur allgemeine Lage
verwendet werden) umreißt der Autor, der Berliner Verfas-
sungsrechtler Karl-Albrecht Schachtschneider, schon in der
Einleitung das Thema und stellt daher der Untersuchung
die Feststellung voran, dass der Ausschluss aus einer Partei
ein schwerer Eingriff in die Rechte des Bürgers ist, denn:
„(. . .) der Stauts der politischen Parteien ergibt sich aus
der Verfassung und nur in deren Rahmen können und dür-
fen daher auch die Parteien ihre Mitglieder zur Ordnung
rufen oder gar ausschließen“. Diese naturgemäß für die
Bundesrepublik Deutschland getroffenen Befunde gelten
bei allen sonstigen Unterschieden der Verfassungsordnun-
gen selbstverständlich auch für Österreich, und hierzulande
ist das Thema Parteiausschluss mittlerweile um einiges vi-
rulenter dank etlicher Vorkommnisse, die selbst ehemalig
unantastbar scheinende Partei- oder Kabinettchefs nicht
mehr sakrosankt erscheinen lassen und zu den genannten
Konsequenzen führen.

Wenn dann medial von „parteischä-
digendem Verhalten“ die Rede ist,
scheint die Sache politisch erledigt, für
den Juristen jedoch beginnt es hier inte-
ressant zu werden – Parteistatuten sind
in der Regel selbstgegebenes Organisa-
tionsrecht, haben aber dabei die Vorga-
ben des Parteiengesetzes zu beachten
und sind schon deswegen gründlich auf

ihre Eignung zu prüfen, Grundrechtseinschränkungen zu
tragen. Entsprechen die inneren Ordnungen der Parteien
dem Bestimmtheitsgebot des Art 18 B-VG, wenn der Tatbe-
stand der „Parteischädigung“ zu definieren versucht wird?
Bei weiterer Zuspitzung der Lage zeichnen sich hier span-
nende Auseinandersetzungen ab und dann wird dieses
Werk von Schachtschneider für Fragen entlang solcher
Bruchlinien zur wichtigen Orientierungshilfe.

Parteiausschluß und Verfassung (Schriften zum Öf-
fentlichen Recht 1441).

Von Karl-Albrecht Schachtschneider. Duncker & Humblot
Verlag, Berlin 2021, 157 Seiten, br, € 49,90.

WOLFGANG KROPF
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Handbuch Investitionskontrolle

D as Investitionskontrollgesetz (InvKG) reguliert ein
hochbrisantes außenwirtschaftliches Interessenfeld in

der zunehmenden internationalen Verflechtung und Risi-
koexposition der Wirtschaft. Zum Schutz elementarer staat-
licher Interessen unterwirft es ausländische Direktinvestitio-
nen in – vereinfacht gesagt – strategisch sensible österr Un-
ternehmen einem ausdifferenzierten Kontrollregime. Dass es
gerade im Bereich der kritischen Infrastruktur (vor allem im
Energiesektor) ein nationales Schutz- und Sicherheitsbedürf-
nis gibt, wird uns gegenwärtig in einem harten Realitycheck
vor Augen geführt. Gleichzeitig ist darauf Bedacht zu neh-
men, dass es nicht durch allzu strikt regulierte Kontrollme-
chanismen zu Übersteuerungseffekten kommt, die der Dy-
namik des wirtschaftlichen Austauschs schaden.

DieWahrung der Interessen in diesem
Spannungsfeld verlangt einen Balanceakt
– sowohl auf der Ebene der Gesetzge-
bung, die zwangsläufig Zuflucht zu relativ
unbestimmten, interpretationsbedürfti-
gen Tatbestandselementen nehmenmuss,
als auch von der Rechtsanwendung, die
gefordert ist, klare Konturen für die Kon-
stellationen der Praxis herauszubilden.

Dafür braucht es Navigationshilfen. Mit dem vorliegenden
Handbuch wird exakt das geboten: ein verlässlicher Kompass
durch das komplexe Regime des InvKG, der einerseits einen
Überblick liefert, andererseits die wesentlichen Aspekte mit
Tiefgang auslotet und praxisgerecht aufbereitet.

Die editorische Konzeption, für die mit Georg Adler, Celia
Chausse, Volker Weiss und Cynthia Zimmermann ein Team
ausgewiesener Expert:innen aus Legistik, Vollziehung undAn-
waltschaft verantwortlich zeichnet, überzeugt auf allen Linien.
Gleiches gilt für die inhaltliche Bearbeitung der Aspekte durch
die Autor:innen, die ebenfalls Expertise aus allen drei Berei-
chen einbringen. Das zeigt sich in Gliederung, thematischem
Zugriff und Aufbereitung der Beiträge, die sich – in den ersten
drei Teilen – von der geopolitischen Ausgangslage und den
unionsrechtlichen Grundlagen über die erfassten Erwerbsvor-
gänge und anzuwendenden Prüfmaßstäbe zu den Verfahrens-
undKontrollmechanismen erstrecken. Darauf aufbauendwer-
den die Aspekte der Effektivität der Kontrolle vertieft: unter
anderem durchDarstellung des Sanktionensystems, rechtsver-
gleichende Analyse und auf die Bedürfnisse der Praxis fokus-
sierte Kriterienbildung. Eine Auswertung der Vollzugserfah-
rungen mit Mustern, Checklisten und FAQ rundet das Werk
mit einem praxisgerechten Werkzeugkasten ab.

Die Auslegungsergebnisse und Prüfmaßstäbe, die von
den Autor:innen entwickelt werden, haben – davon ist der
Rezensent überzeugt – über die Anwendung des InvKG hi-
naus Bedeutung. Das liegt daran, dass die Sicherheitsaspekte,
die im Buch in ihrer materiellen Dimension und verfahrens-
rechtlichen Ermittlung von den Autor:innen ausgeleuchtet

werden, in anderen Rechtsbereichen eine zunehmend bedeu-
tende Rolle spielen werden. Auch Verteter:innen anderer
Spezialgebiete werden auf das Buch mit Gewinn zugreifen
– und (hoffentlich) nicht nur diese: Denn die Resonanz der
Entscheidungen, die getroffen werden, tönt weit über die in-
formierten Fachkreise hinaus – man denke nur an die (bei
Verfassung dieser Rezension laufende) Debatte über eine
chinesische Beteiligung am Hamburger Hafen. Es wäre zu
wünschen, dass sich alle, die in derartigen öffentlichen De-
batten gern allzu vorschnell das Wort ergreifen, in diesem
Werk über die Komplexität der Themenlage kundig machen.

Für die anwaltliche, unternehmerische und administrative
Praxis liegt mit diesem Werk jedenfalls ein unverzichtbarer
Ratgeber vor. Inmitten der unsicheren geopolitischen Gewäs-
ser, durch die wir gegenwärtig kreuzen, leistet es wertvolle
Orientierung. Das Buch setzt – das sei abschließend hervor-
gehoben – auch einen hohen Standard, was die sprachliche
Vermittlung des komplexen Regimes betrifft: Es ist, um eine
Wendung aus dem ersten Teil aufzugreifen, nicht nur eine
Pflichtübung, sondern eine mit Bravour gemeisterte Kür.

Handbuch Investitionskontrolle.

Von Georg Adler/Celia Chausse/Volker Weiss/Cynthia Zim-
mermann (Hrsg). Manz Verlag, Wien 2022, 378 Seiten,
geb, € 112,–.

WILHELM BERGTHALER
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Unerlaubte Selbsthilfe durch einen RA
DISZIPLINARRECHT

§§ 1, 46 DSt; § 3 StGB; §§ 19, 344 ABGB
Bei nicht notwehrfähigen Gütern hat eine umfassende Interessenabwägung stattzufinden. Ein
Rechtsanwalt muss um die Unangemessenheit von Gewaltanwendungen wissen.
Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Zuständigkeit des Disziplinarrats für Disziplinar-
vergehen.
OGH 18. 10. 2022, 23 Ds 2/22d

Sachverhalt:
Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde der DB des Dis-
ziplinarvergehens der Beeinträchtigung der Ehre oder des
Ansehens des Standes schuldig erkannt, weil er * im Foyer
eines Kinos einen Kniestoß in dessen Genitalbereich ver-
setzt hat. Der OGH gab seiner Berufung keine Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:
Nach den wesentlichen Feststellungen des Disziplinarrats
machte der Beschuldigte in der Halle eines Kinos in * mit
seinem Mobiltelefon Filmaufnahmen von dem ihm aus di-
versen Gerichtsverfahren bekannten *. Daraufhin begann
dieser seinerseits * und sodann – zu einem Zeitpunkt, als
der Beschuldigte seine Aufnahmen schon beendet hatte –

auch dessen Tochter mit seinem Mobiltelefon zu filmen.
In weiterer Folge kam es zwischen den Genannten zu einer
verbalen und auch handgreiflichen Auseinandersetzung.
Nachdem sich der Beschuldigte und seine Tochter vom (un-
mittelbaren) Ort des Konflikts in Richtung Ausgang ent-
fernt hatten, kam * zurück und „stürmte regelrecht“ auf *
zu. Dieser war dem Beschuldigten nicht nachgegangen und
hatte sein – ursprünglich noch zum Ausgang ausgerichtetes
– Mobiltelefon (unmittelbar davor) bereits abgesetzt. Auf
die Äußerung des Beschuldigten, dass „jetzt Schluss wäre“,
antwortete *, er filme, wann er wolle und wie er wolle und
werde auch weiter filmen. Daraufhin versetzte der DB * ei-
nen Stoß mit dem Knie in den Genitalbereich und eilte aus
der Halle.

Das Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes verneinte
der Disziplinarrat mit der wesentlichen Begründung, dass
Persönlichkeitsrechte nicht zu den notwehrfähigen Gütern
zählen und der Beschuldigte sich zudem bereits auf dem
Weg nach draußen befunden habe, ohne von * verfolgt zu
werden, sodass der Angriff durch bloßes Verlassen der Ört-
lichkeit zwangsläufig beendet worden wäre. Zur Verhinde-
rung der Verbreitung der bereits angefertigten Aufnahmen
sei der Kniestoß aber nicht geeignet gewesen.

Die Berufung behauptet rechtsfehlerhaftes Unterbleiben
der Annahme des Rechtfertigungsgrundes erlaubter offensi-
ver Selbsthilfe nach §§ 19, 344 ABGB (der Sache nach Z 9
lit b).

Richtig ist, dass als Rechtfertigungsgrund neben der
Notwehr iSd § 3 StGB Selbsthilfe im engeren Sinn in Be-
tracht kommt (RIS-Justiz RS0009026), die auch zum Schutz

nicht notwehrfähiger Güter zulässig ist (RIS-Justiz
RS0009029). Der Bildnisschutz gehört zu den Persönlich-
keitsrechten iSd § 16 ABGB (RIS-Justiz RS0123001). Diese
geben dem Geschädigten Abwehransprüche und allenfalls
Ansprüche auf Schadenersatz (RIS-Justiz RS0008994).

Bei nicht notwehrfähigen Gütern hat – im Unterschied
zur Notwehr – eine umfassende Interessenabwägung statt-
zufinden, weil die Rechtsordnung bei erlaubter Selbsthilfe
bezüglich der Berücksichtigung des Werts der Güter das
Maß nicht festsetzt. Dabei sind insb der durch das Unter-
bleiben der Selbsthilfe zu erwartende Nachteil und die
durch die Selbsthilfe geschehene Güterbeeinträchtigung ab-
zuwägen (Reischauer in Rummel/Lukas, ABGB4 § 19
Rz 117 f; Lewisch in WK2 StGB Nach § 3 Rz 167 mwN;
zum Ganzen auch Kienapfel/Höpfel/Kert, AT16 Rz 15.32ff;
Fuchs/Zerbes, AT I11 17/75ff).

Bei Anwendung dieser Grundsätze ergibt sich, dass der
inkriminierte Kniestoß in den Genitalbereich des Angegrif-
fenen, der nach den Feststellungen der Abwehr (zudem nur
vage) angedrohter Fortsetzung der zum Zeitpunkt der Ge-
waltausübung bereits beendeten Filmaufnahmen dienen
sollte und zudem (selbst nach dem Vorbringen des Beschul-
digten) zu einer – wenn auch nur leichten – Körperverlet-
zung führte (vgl dazu Lewisch in WK2 StGB Nach § 3
Rz 168; Kienapfel/Höpfel/Kert, AT16 Rz 15.41), unerlaubte
Selbsthilfe war.

Die Eignung der Gewaltanwendung, die – nach dem Be-
rufungsvorbringen zu befürchtende – Manipulation und
Weiterverbreitung oder sonstige Verwendung des bereits
angefertigten Bildmaterials zu verhindern, hat der Diszipli-
narrat gleichfalls mit Recht verneint, zumal dem Beschul-
digten die Identität des * bekannt war (vgl dazu Lewisch
in WK2 StGB Nach § 3 Rz 157 und 164; Kienapfel/Höpfel/
Kert, AT16 Rz 15.37; Fuchs/Zerbes, AT I11 17/78a; vgl auch
RIS-Justiz RS0120665).

Da der reklamierte Rechtfertigungsgrund schon aus die-
sen Gründen nicht vorliegt, erübrigt sich ein Eingehen auf
die Behauptung des Zuspätkommens behördlicher Hilfe.

Bleibt nur der Vollständigkeit halber anzumerken, dass
auch die – grundsätzlich denkbare – Annahme rechtferti-
genden Notstands schon daran scheitert, dass die Abwehr-
handlung keineswegs das letzte und mit möglichster Scho-
nung eingesetzte Mittel zur Abwehr des drohenden Ein-

MICHAEL BURESCH

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien und An-
waltsrichter beim OGH.

2023/97
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griffs in Persönlichkeitsrechte war (vgl dazu Lewisch in WK2

StGB Nach § 3 Rz 16ff, 46ff, 52ff mwN).
Als Rechtsanwalt hätte der Beschuldigte letztlich um die

Unangemessenheit der Gewaltanwendung wissen müssen,
weshalb ihm der Angriff – wie vom Disziplinarrat gleichfalls
zutreffend erkannt – vorwerfbar ist. Die fahrlässige Beein-
trächtigung von Ehre und Ansehen des Standes reicht aber
für eine Strafbarkeit gem § 1 Abs 1 Fall 2 DSt aus (Feil/
Wennig, Anwaltsrecht8 855).

Zu einem im Rechtsmittel angeregten Vorgehen nach
Art 89 Abs 2 B-VG in Ansehung von § 1 Abs 2 und § 46
Satz 2 DSt bestand keine Veranlassung. Der OGH teilt die
vom Berufungswerber geäußerten verfassungsrechtlichen
Bedenken in Bezug auf seine These, wonach der „Diszipli-
narrat (. . .) kein Organ des Staates“ und daher „aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht nicht zur Ausübung des ‚Strafmono-
pols‘ des Staates befugt sei“, nicht (vgl zur verfassungsrecht-
lichen Unbedenklichkeit der erstgenannten Bestimmung
[für viele] VfGH B 771/05 VfSlg 17.713; zur Einordnung
des Disziplinarrats als Verwaltungsbehörde VfGH G 183/
2020 ua; G 13/55, G 18/55 VfSlg 2902; zur verfassungsrecht-
lichen Grundlage siehe auch Art 120a, 120b B-VG). Glei-
ches gilt für die unsubstantiierten Behauptungen, die durch

das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz BGBl I
2013/190 erfolgte „flächendeckende“ Übertragung der Zu-
ständigkeit zur Entscheidung über Rechtsmittel in Diszipli-
narverfahren der Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwär-
ter von der OBDK an den Obersten Gerichtshof (§ 46
DSt) stelle keine „einzelne Angelegenheit“ iSd Art 94 Abs 2
B-VG dar (vgl aber Grabenwarter/Frank, B-VG Art 94
Rz 3), wobei die mit Art 94 Abs 2 B-VG erfolgte „Durch-
brechung des Gewaltentrennungsprinzips“ zudem einer
Volksabstimmung bedurft hätte (Art 44 Abs 3 B-VG).

Anmerkung:
Der Rechtsanwalt hat für jede Beeinträchtigung von Ehre
und Ansehen des Standes durch sein Verhalten nicht nur
innerhalb, sondern auch außerhalb seines Berufes einzu-
stehen (§ 1 Abs 2 RL-BA 2015). Er hat für den Rechtsfrie-
den einzutreten und zur Vermeidung von Konflikten
beizutragen (§ 1 Abs 1 RL-BA 2015). Dass das hier ge-
setzte aggressive Verhalten des DB überschießend und
eines Rechtsanwalts nicht würdig war, steht daher außer
Frage.

MICHAEL BURESCH

Qualifizierte Schlechtberatung durch
einen RA
DISZIPLINARRECHT

§ 9 RAO; § 1299 ABGB
Ein Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, seinen Klienten zu einer bestimmten Handlungsweise zu
bestimmen; für Entschlüsse seines Klienten ist er nicht verantwortlich, es sei denn, sie beruhten
auf einer fehlenden oder falschen Belehrung durch den Rechtsanwalt.
OGH 7. 11. 2022, 23 Ds 8/22m

Sachverhalt:
Mit dem angefochtenen Beschluss sprach der Disziplinarrat
aus, dass kein Grund zur Disziplinarbehandlung von
Rechtsanwalt * hinsichtlich des Vorwurfs vorliege, er habe
seine Klientin im Verfahren AZ * des Bezirksgerichts * qua-
lifiziert schlecht beraten oder vertreten. Der OGH gab der
dagegen gerichteten Beschwerde des Kammeranwalts keine
Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:
Der Disziplinarrat vertrat die Auffassung, dass im bisheri-
gen Verfahren keine Anhaltspunkte für den (auch nur An-
fangs-)Verdacht hervorgekommen seien, der Disziplinarbe-
schuldigte habe seine Mandantin * S* (als bekl Partei im
Verfahren AZ * des Bezirksgerichts *) iS des von dieser er-
hobenen Vorwurfs einer „misslungenen Kompensations-
einrede mit einer Forderung aus einem Schuldschein gegen

eine Klagsforderung ihrer Schwester“ schlecht beraten oder
vertreten.

Denn obwohl das dem Verfahren zugrunde liegende
Klagebegehren auf Zahlung eines Geldbetrags samt Anhang
(resultierend aus einem Erbteilungsanspruch) gelautet habe,
demnach als „reines Zahlungsbegehren“ formuliert war, sei
das erkennende Gericht in der Begründung seines klags-
stattgebenden Urteils von einem „auf Teilung gerichteten
Klagebegehren“ ausgegangen und habe auf dieser Basis –
unter verfehlter Berufung auf eine Kommentarstelle (Holly
in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.04 § 1440 Rz 2/2) – die An-
sicht vertreten, dass es sich um einen Rechtsgestaltungsan-
spruch handle, gegen welchen mit einer Geldforderung
(hier: einem Zahlungsbegehren auf Basis eines von der Kl
unterzeichneten Schuldscheins) nicht aufgerechnet werden
könne. Damit sei das Bezirksgericht * „offensichtlich ohne
geeigneten Grund“ von der seit Jahrzehnten gefestigten

MICHAEL BURESCH

Der Autor ist Rechtsan-
walt in Wien und An-
waltsrichter beim OGH.

2023/98

österreichisches anwaltsblatt 03_2023

215

Rechtsprechung



Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs abgewichen,
nach der die Gleichartigkeit aufzurechnender Forderungen
ausschließlich nach dem Gegenstand der Ansprüche (hier:
zwei auf Geld gerichteten Forderungen), nicht aber nach
ihren Rechtsgründen zu beurteilen sei (RIS-Justiz
RS0033754).

Zusammenfassend sei dem Disziplinarbeschuldigten da-
her (ersichtlich gemeint: in Bezug auf die Kompensations-
einrede) jedenfalls kein qualifizierter Fehler unterlaufen
und er habe keine unvertretbare Rechtsansicht (vgl dazu
RIS-Justiz RS0055381 [insb T 4]) vertreten.

Der Kammeranwalt stellt in seiner Beschwerde weder
die Sachverhaltsannahmen der angefochtenen Entschei-
dung noch deren rechtliche Beurteilung in Frage. Er macht
vielmehr geltend, dass sich der Verdacht einer Verletzung
von Berufspflichten sowie der Beeinträchtigung von Ehre
und Ansehen des Standes schon daraus ergebe, dass der
Disziplinarbeschuldigte es nach den weiteren Feststellungen
des Disziplinarrats unterließ, die zunächst angemeldete Be-
rufung gegen das im genannten Verfahren ergangene klags-
stattgebende Urteil nach dessen Zustellung auszuführen,
und er auch keine Widerklage erhob.

Allein der Umstand des Unterbleibens von Versuchen,
dem Anspruch seiner Mandantin auf die in der Beschwerde
angesprochene Weise doch noch zum Durchbruch zu ver-
helfen, indiziert jedoch (für sich alleine noch) keinen nach
§ 1 Abs 1 DSt tatbestandsmäßigen Verdacht eines qualifi-
zierten Rechtsfehlers bei der Beratung der * S*. Ein Rechts-
anwalt ist nämlich nicht verpflichtet, seinen Klienten zu ei-
ner bestimmten Handlungsweise zu bestimmen; für Ent-
schlüsse seines Klienten ist er nicht verantwortlich, es sei
denn, sie beruhten auf einer fehlenden oder falschen Beleh-
rung durch den Rechtsanwalt (RIS-Justiz RS0026560).

Indizien für eine derartige Verletzung der Warn-, Auf-
klärungs- oder Informationspflichten (vgl auch RIS-Justiz
RS0112203) werden weder von der Beschwerde aufgezeigt,
noch sind sie dem Akteninhalt zu entnehmen (vgl zum in
der Aktenlage gelegenen Beurteilungsgegenstand der Prü-
fung nach § 28 Abs 3 DSt RIS-Justiz RS0057005 [T 6]). Eine
Verfehlung dieser Art behauptet vielmehr nicht einmal die
Anzeigerin * S*, die – in Bezug auf die Vertretungshandlun-
gen – (bloß) kritisiert, dass der Disziplinarbeschuldigte sie
beschworen habe, „ja nicht zu der Verhandlung zu gehen“,
sie habe „einen Schuldschein“ von ihrer Schwester, dieser
sei „ausreichend, die Verhandlung nur Formsache“, den-
noch sei sie „schuldig gesprochen“ worden und habe
„25.000 Euro bezahlt“.

Nur der Vollständigkeit halber sei zusätzlich auf das –
durch keine Beweisergebnisse widerlegte – Vorbringen des
Disziplinarbeschuldigten in seiner Gegenausführung zur
Beschwerde zu verweisen, wonach er auf ausdrücklichen
und noch vor rechtlicher Prüfung und Besprechung des Ur-
teils geäußerten Wunsch der * S* keine weiteren Schritte
unternommen habe.

Anmerkung:
Nicht jede schlechte (nicht erfolgreiche) Beratung oder
Vertretung ist disziplinär. Sie muss „qualifiziert schlecht“
sein, was etwa dann der Fall ist, wenn eine „schlechter-
dings unvertretbare“ Rechtsansicht vertreten wird (etwa
21 Os 4/16w). Dass eine angemeldete Berufung nicht
ausgeführt werden muss, wenn es der Mandant nicht will,
bedarf keiner Erörterung.

MICHAEL BURESCH
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-

straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax

(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen in

Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,

insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling

und Hernals.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exe-

kutionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien

auch kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwäl-

te Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther

Reiffenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien

(nächst Justizzentrum Wien-Mitte). Telefon

(01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe

und Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz

Wien übernimmt RA Mag. Christian Bammer,

1070 Wien, Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon

(01) 522 65 19, Telefax (01) 522 65 97, E-Mail:

office@ra-bammer.at, www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

KÄRNTEN

Substitutionen alle Art (auch Strafsachen und

gänzliche Übernahme von Verfahrenshilfe-

sachen), insbesondere für die Bezirksgerichte

Villach, Klagenfurt, Spittal/Drau, Feldkirchen,

Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt Rechts-

anwalt Mag. Markus Steinacher, Tiroler Straße 6,

9500 Villach, Telefon (04242) 39 222.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

ÖSTERREICHWEIT

Substitut/-in gesucht:

– selbstständige/-r Rechtsanwalt/Rechtsanwältin

– laufende Übernahme von Akten / Betreuung von

Mandanten / Verfassen von Korrespondenz und

Schriftsätzen / Verrichtung von Verhandlungen

– österreichweit

– ab 20 Stunden pro Woche

– Substitutionspauschale nach Vereinbarung

office@harlander-partner.eu- +43 662 234193

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Öster-

reich und Griechenland zugelassen, vertritt vor

griechischen Gerichten und Behörden und steht

österreichischen Kollegen für Fragen zum grie-

chischen Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030

Wien, und Ypsilantou 6, 10675 Athen, Telefon

(01) 713 14 25, E-Mail: office@diamanti.at, www.

diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Kärntner Straße

35, 1010 Wien, und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it
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Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei –

Steuerberatungskanzlei

Mag. Dr. Mirko Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdi-

nova ulica 5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauens-

anwalt, steht sämtlichen Kolleginnenund Kolle-

gen für cross-border-Mandatsübernahmen in

diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst -rechtsanwalt.com

REGIEPARTNER:IN

STEIERMARK

Liezen: Eintragungsfähige(r) RAA(IN) oder

junge(r) RA(IN) für Regiegemeinschaft und

spätere Kanzleiübernahme gesucht. Kontakt

unter 03612/22 219 oder office@advoc.at.

OBERÖSTERREICH

Wir, langjährige Rechtsanwälte, bieten einem

Kollegen/einer Kollegin Büromöglichkeiten im

Rahmen einer Regiepartnerschaft in einer mo-

dernen Rechtsanwaltskanzlei in unmittelbarer

Nähe zum Landesgericht-/Bezirksgericht Linz mit

moderner Infrastruktur (Sekretariat, EDV-/Tele-

fonanlage etc) Besprechungszimmer mit um-

fangreicher Bibliothek, Küche, getrennte WC,

Tiefgaragenplätze vorhanden. Bei Interesse bzw

bei Rückfragen bitte wir um Kontaktaufnahme

unter p.lindinger@ra-plp-at

Regiepartner(in)/Kanzleipartner(in)

Kanzlei in 4600 Wels in naher Lage zu BG/LG

sucht in Erweiterung der Gemeinschaft Regie-

partner(in) / vollständigen Partner(in) unter Auf-

nahme in Kanzleiräumlichkeiten (geräumig/aus-

gestattet/Parkplätze). Rückmeldungen an: Tel.

0664/88670288 oder 07242/41824.

URLAUB/FREIZEIT

KROATIEN

Entspannungsurlaub Kroatien, ideal für gestress-

te Juristen und Manager, in unseren Luxusvillen

am Meer „Plava Voda“, Ruhe pur da einsam in

Traumlage gelegen, mit vielen Extras, ganzjährig

geöffnet, Erstklassiger Service, Spezial-Angebote.

www.plavavoda.de E-mail: info@plavavoda.de

Tel.+4915734517826 oder +385981934243

(Whatsapp)

KOOPERATIONSPARTNER:IN

TIROL

Kooperationspartner/-in in Innsbruck ge-

sucht:

– selbstständige/-r Rechtsanwalt/Rechtsanwältin

– ständige Kooperation

– Übernahme von Mandaten in Innsbruck sowie

ganz Tirol

office@harlander-partner.eu – +43 662 234193

KANZLEIÜBERNAHME

NIEDERÖSTERREICH

KANZLEIÜBERNAHME BEZIRK MÖDLING: Seit

über 30 Jahren bestehende Einzel-Rechtsan-

walts-Kanzlei im Bezirk Mödling ab Mitte 2023

abzugeben. Vielseitige Zivilrechts-Agenden, vor

allem Privat-Klienten und Klein-Unternehmer;

Übernahme der Kanzleistruktur mit 2 Mitarbeite-

rinnen, EDV(Advocat), Bibliothek, Mietvertrag

etcmöglich. Anfragen bitte an: Kanzleiuebernah-

me@gmx.at

BURGENLAND

Seit 36 Jahren eingeführte Allgemeinkanzlei,

zentrale Lage, komplette Büroausstattung, um-

fangreiche Advokat-Software und Bibliothek,

guter Klientenstock, versiertes übernehmbares

Personal, eventuell temporäre Begleitung und

spätere Kooperation möglich; tolle Chance für

junge(n) Kollegin/Kollegen, auch als Filialkanzlei

ideal geeignet. Bei Interesse Mail an: kanzleiue-

bergabe.op@gmail.com.
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Mit Maßnahmenvollzugs-
anpassungsG – kompakt 
alles zum JGG!
•  systematische Darstellung des

österreichischen Jugendstrafrechts
• übersichtlich 
• bietet einen umfassenden Einblick.

Maleczky
Jugendstrafrecht

7. Au  age 2023. XIV, 182 Seiten. Br.
ISBN 978-3-214-25050-8

ca. 44,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

INTENSIVTAGUNG

Steueroptimierung 
bei Kauf und Umgründung
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SORGLOS 
 BUCHEN!*

manz.at/
rechtsakademie

manz.at/rechtsakademie

23. MAI 2023
Schick Hotel Stefanie

Wien

Steueroptimale Gestaltung von Transaktionen
im Unternehmens- und Immobilienbereich

Vortragender
DDr. Klaus Wiedermann



Indexzahlen 2022 November Dezember

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 125,4 125,6*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 138,8 135,6*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 138,8 139,1*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 152,1 152,3*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 168,1 168,3*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 176,9 177,2*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 231,2 231,6*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 359,4 360,0*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 630,8 631,9*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 803,8 805,2*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 806,4 807,8*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 7062,4 7074,6*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 6086,7 6097,2*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 143,8 140,5*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 159,3 155,6*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 175,3 171,3*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 180,6 176,5*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 188,4 184,1*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 250,9 245,1*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 417,5 408,0*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 4072,8 3979,9*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr
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DATENSCHUTZ Informationspflicht gemäß Art 13 DSGVO:
Das Österreichische Anwaltsblatt ist das Kundmachungsorgan des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK). Im Rahmen des Österreichischen Anwaltsblatts informiert der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
wie folgt:
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: Österreichischer Rechtsanwaltskammertag, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, +43 1 535 12 75-0, rechtsanwaelte@oerak.at,
https://www.rechtsanwaelte.at/. Den Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter an der Anschrift des Verantwortlichen sowie unter der E-Mail-Adresse dsba@oerak.at.
Der ÖRAK verarbeitet personenbezogene Daten der Rechtsanwälte, emeritierten Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter lediglich zur formalen Abwicklung der vom ÖRAK zu
besorgenden, gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsfälle, sowie personenbezogene Daten von Veranstaltungsteilnehmern zum Zwecke der Abwicklung der Veranstaltung auf Grundlage
deren Einwilligung sowie zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses. Der von der Verarbeitung Betroffene hat das Recht auf Auskunft über die gespeicherten Daten gemäß Art 15 DSGVO,
auf Berichtigung unzutreffender Daten gemäß Art 16 DSGVO, auf Löschung von Daten gemäß Art 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung von Daten gemäß Art 18 DSGVO,
auf Widerspruch gegen die unzumutbare Datenverarbeitung gemäß Art 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit gemäß Art 20 DSGVO. Sofern die Verarbeitung aufgrund einer
Einwilligungserklärung erfolgt, hat die betroffene Person die Möglichkeit, diese jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Der Betroffene hat das Recht, sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren – zuständig ist in Österreich die Datenschutzbehörde.
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter https://www.rechtsanwaelte.at/impressumdatenschutz/

IMPRESSUM gem. § 24 MedienG
Offenlegung gem. § 25 MedienG und Angaben zu § 5 ECG abrufbar unter https://www.manz.at/impressum
Medieninhaber: MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH. Anschrift: Kohlmarkt 16, 1010 Wien. Verlagsadresse: Johannesgasse 23, 1010 Wien (verlag@manz.at).
Herausgeber: RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-
13, E-Mail: rechtsanwaelte@oerak.at, www.rechtsanwaelte.at Redaktionsbeirat: em. RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA Dr. Georg Fialka, em. RA
Dr. Klaus Hoffmann, RA Dr. Wolfgang Kleibel, RA Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Armenak H. Utudjian, M.B.L.-HSG, RA Dr. Rupert Wolff. Redakteure: Bernhard Hrusch-
ka Bakk., Generalsekretär des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages und Mag. Christian Moser, Juristischer Dienst. Redaktion: Generalsekretariat des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: anwaltsblatt@oerak.at Hersteller: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H.,
3580 Horn. Herstellungsort: Horn, Österreich. Verlagsort: Wien, Österreich. Zitiervorschlag: AnwBl 2023/Nummer; AnwBl 2023, Seite. Anzeigenkontakt: Stefan Dallinger, Tel: (01)
531 61-114, Fax: (01) 531 61-596, E-Mail: stefan.dallinger@manz.at Bezugsbedingungen: Das AnwBl erscheint 11x jährlich (1 Doppelheft). Der Bezugspreis 2023 (85. Jahrgang) beträgt
€ 369,– (inkl Versand in Österreich). Einzelheft € 40,25. Auslandspreise auf Anfrage. Nicht rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres Jahr als erneuert.
Abbestellungen müssen schriftlich bis spätestens 18. November des laufenden Abojahres beim Verlag einlangen. AZR: Die Abkürzungen entsprechen den „Abkürzungs- und Zitierregeln
der österreichischen Rechtssprache und europarechtlicher Rechtsquellen (AZR)“, 8. Aufl (Verlag MANZ, 2019). Urheberrechte: Sämtliche Rechte, insbesondere das Recht der Ver-
vielfältigung und Verbreitung sowie der Übersetzung, sind vorbehalten. Kein Teil der Zeitschrift darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein anderes Verfahren) ohne
schriftliche Genehmigung des Verlags reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. Haftungsausschluss:
Sämtliche Angaben in dieser Zeitschrift erfolgen trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Autoren, der Herausgeber sowie des Verlags ist ausgeschlossen. Foto-
credits: Aufmacher Schwerpunkt/Abhandlungen: istockphoto/baona; Aufmacher Service: istockphoto/Bim; Legal Tech & Digitalisierung: shutterstock_523742284 ©Artistdesign29; Auf-
macher Rechtsprechung: istockphoto/tomloel; Foto Umschlag: Werner Himmelbauer; Editorial Armenak Utudjian: Werner Himmelbauer; Foto Eckart Ratz: privat; Foto Susanna Gäbler:
Fotostudio Nelson; Foto Simon Häussler: Isabella Petricek; Foto Michael Buresch: privat; Foto Bisset: Wolfgang Lehner; Foto Weiss: privat.Grafisches Konzept:WERTHER - Marketing-
und Kommunikationsberatung, Türkenschanzstraße 46, 1180 Wien. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit
Zustimmung der Redaktion unter Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.
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Tomandl
Kündigungs- und
Entlassungsschutz 

2. Au  age 2023.
XIV, 190 Seiten. Br. 
ISBN 978-3-214-25039-3

42,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

Risiken bei Kündigung 
und Entlassung
richtig einschätzen
Verlässliche Orientierungshilfe bei der Beendigung von Arbeitsverhältnissen:
• allgemeiner und besonderer Kündigungs- und Entlassungsschutz
• höchstgerichtliche Rechtsprechung kritisch analysiert
• Erfolgschancen von Anfechtungen

AUCH AUF
 rdb.at
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